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Dem  Andenken  meiner  Eltern 
gewidmet. 


Einleitung. 

Seitdem  Montesquieus  Theorie  von  der  Dreiteilung 
der  Gewalten  in  die  Verfassungen  Eingang  gefunden  hat, 
wurde  überall  eine  Absonderung  der  richterlichen  Tätigkeit 
von  den  übrigen  staatlichen  Funktionen  durchgeführt.  Aber 
es  geschah  in  sehr  verschiedener  Weise.  Inwieweit  Montes- 
quieus Gedanken  durchdrangen,  inwieweit  sie  modifiziert 
und  verändert  wurden,  soll  in  unserer  Abhandlung  unter- 
sucht werden.  Die  wichtigen  politischen  Fragen,  wer  Inhaber 
der  Gerichtsgewalt  ist,  von  welchen  Organen  sie  gebildet  und 
ausgeübt  wird,  wie  Regierung  und  Regierte  daran  beteiligt 
sind,  stehen  im  Mittelpunkte  unseres  Interesses. 

Die  Verfassungsurkunden  und  die  grundlegenden,  die 
Verfassung  unmittelbar  ergänzenden  Sondergesetze  sind 
unsere  Quellen.  Unsere  Untersuchung  soll  sich  zunächst  auf 
die  französischen  Verfassungen  von  1791 — 1814  erstrecken. 
Bildet  doch  das  Jahr  1814  einen  Wendepunkt  in  der  modernen 
Verfassungsentwicklung.  Da  aber  insbesondere  die  west- 
fälische Verfassung  (1807)  und  die  von  ihr  abhängigen  drei 
anderen  wichtigsten  Rheinbundsverfassungen  (Bayern  (1808), 
Frankfurt  a.  M.  (1810),  Anhalt-Köthen  (1810))  ein  spezifisch 
französisches  (napoleonisches)  Gepräge  tragen,  so  seien  sie 
mit  in  den  Rahmen  unserer  Abhandlung  aufgenommen. 

Wir  schicken  die  Verfassungsbestimmungen,  welche 
unsere  vorhin  angegebenen  Fragen  betreffen,  daher  auch 
die  Bestimmungen  über  die  Verteilung  der  Kompetenzen  der 
Staatsgewalt  im  allgemeinen,  jedesmal  den  Erörterungen  vor- 
aus, um  die  Veranschaulichung  des  Materials  so  zu  erleichtern. 

Montesquieu^). 

,,Die  Doktrin  Montesquieus  von  der  Dreiteilung  der  Ge- 
walten war  eine  Abstraktion  aus  dem  Vergangenen,  ein  Ideal 
für  seine  Epoche  und  ein  Programm  für  die  Zukunft"  (Ranke) 
1)  Esprit  des  lois,  livre  XI,  chap.  VI. 

Vergl.  Haagen,  der  Einfluß  Montesquieus  und  Rousseaus  auf 
die  Kodifikation  der  französischen  Verfassungen  von  1789—1804. 
Diss.  Greif swald  1912. 
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In  jedem  Staate,  erklärt  Montesquieu,  gibt  es  drei  Ge- 
walten und  die  politische  Freiheit  ist  nur  gewährleistet,  wenn 
die  drei  Staatsgewalten  voneinander  getrennt  sind. 

Montesquieu  unterscheidet  als  solche: 

1.  Die  gesetzgebende  Gewalt  (la  puissance  legislative). 

2.  Die  ausführende  in  Sachen  des  öffenthchen  Rechts 
(la  puissance  executrice  des  choses  qui  dependent  du  droit 
des  gens). 

3.  Die  ausführende  in  Angelegenheiten  des  bürgerlichen 
Rechts  (la  puissance  executrice  de  Celles  qui  dependent  du 
droit  civil). 

Die  letztere  kann  auch  als  richterliche  Gewalt  (la  puis- 
sance de  juger)  bezeichnet  werden.  Aufgabe  der  richterlichen 
Gewalt  ist  es,  Streitigkeiten  zu  schlichten  und  Verbrechen 
zu  strafen. 

Unter  den  Staatsgewalten  nimmt  aber  bei  Montesquieu 
die  richterliche  eine  Sonderstellung  ein;  denn  er  sagt  von 
ihr.  ,,Von  den  drei  Gewalten,  von  denen  wir  gesprochen 
haben,  ist  die  richterliche  in  gewisser  Beziehung  nichtig  (en 
quelque  fagon  nulle).    Es  bleiben  nur  zwei  übrig." 

Daraus  hat  man  den  Schluß  gezogen,  daß  Montesquieu 
nur  zwei  Staatsgewalten  anerkennt.  Demgegenüber  vertritt 
Redslob  S.  288  folgende  Ansicht,  die  durchaus  einleuchtend 
erscheint:  ,,Die  Besorgnis,  daß  die  Träger  der  richterlichen 
Gewalt  eine  fremde  Gewalt  usurpieren  könnten,  entfällt, 
so  argumentiert  Montesquieu,  wenn  es  ständige  Träger  der 
richterlichen  Gewalt  nicht  gibt,  wenn  die  Bürger  selbst  zu 
Gericht  sitzen  (vergl.  dazu  S.  7).  Dann  ist  die  richterliche 
Gewalt  nichtig,  das  ist,  sie  hat  nicht  die  Kraft,  dem  Staate 
gefährlich  zu  werden."  Dies  ist  eben  der  leitende  Gesichts- 
punkt in  Montesquieus  Theorie  von  der  Trennung  der  Ge- 
walten. Denn  es  besteht  nach  seiner  Ansicht  keine  Freiheit 
im  Staate,  wenn  die  richterliche  Gewalt  nicht  von  der  gesetz- 
gebenden und  ausführenden  getrennt  ist.  Hätte  der  Richter 
auch  die  Exekutive,  so  besäße  er  die  Macht  zur  Bedrückung, 
vereinigte  er  in  sich  auch  die  Legislative,  so  wäre  er  Herr 
über  Leben  und  Tod.  Alles  wäre  verloren,  wenn  die  drei  Gre- 
walten  in  eine  Hand  gelegt  würden.    Dieser  Zustand  führt, 
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wie  das  Beispiel  der  Türkei  zeigt,  zu  einem  entsetzlichen 
Despotismus.  Selbst  in  den  Republiken  Italiens  findet  man 
weniger  Freiheit  als  in  unsern  Monarchien;  sind  doch  auch 
dort  die  drei  Gewalten  in  einer  Hand  vereinigt. 

Dies  die  negative  Antwort  Montesquieus  auf  die  Frage, 
wer  die  richterliche  Gewalt  ausüben  soll. 

In  seiner  positiven  Antwort  weist  Montesquieu  auf 
die  gemäßigte  Regierung  hin,  wie  sie  sich  in  den  meisten 
europäischen  Königreichen  findet,  gemäßigt  deshalb,  weil 
der  Fürst,  der  die  beiden  ersten  Gewalten  besitzt,  die  Aus- 
übung der  dritten  seinen  Untertanen  überläßt.  Montesquieu 
verlangt  daher,  daß  die  richterliche  Gewalt  von  keinem 
ständigen  Senat  ausgeübt  werde,  sondern  von  Richtern,  die 
auf  eine  gesetzlich  vorgeschriebene  Weise  zu  bestimmten 
Zeiten  des  Jahres  aus  der  Mitte  des  Volkes  erwählt  werden 
und  die  nur  zum  Zwecke  der  Rechtsprechung  zusammen- 
treten sollen.  Danach  sind  die  Richter  lediglich  Organe 
des  Volkes.  Wenn  die  so  sehr  gefürchtete  richterliche  Ge- 
walt an  keinen  bestimmten  Stand  gebunden  ist,  so  wird  sie 
sozusagen  unsichtbar  und  bedeutungslos.  Man  fürchtet  dann 
nur  das  Amt,  nicht  die  Beamten.  Anders  die  beiden  andern 
Gewalten,  die  sich  nicht,  wie  die  richterliche  Gewalt,  gegen 
einen  Einzelnen  richten,  sondern  den  allgemeinen  Staats- 
willen  darstellen   und    dessen   Ausführungen  bezwecken. 

Dem  Volke  macht  Montesquieu  weitere  Zugeständnisse. 
Es  wird  dem  Angeklagten  bei  wichtigen  Anklagen  das  Recht 
eingeräumt,  Richter  zu  erwählen,  die  von  seinem  Stande  sind, 
oder  eine  so  große  Anzahl  der  ihm  zugewiesenen  Richter  ab- 
zulehnen, daß  die  Übrigbleibenden  als  von  ihm  gewählt  an- 
gesehen werden  können. 

Doch  sind  die  Volksrichter  nicht  die  einzigen  Organe 
der  richterlichen  Gewalt. 

In  drei  Ausnahmefällen  behält  Montesquieu  der  gesetz- 
gebenden Adelskörperschaft  die  Ausübung  richterlicher  Funk- 
tionen vor.  Die  Adelskammer  soll  erstens  über  Adelige 
richten.  In  der  Gewährung  dieses  Rechts  liegt  keine  Bevor- 
zugung. Bekanntlich  richtet  sich  gegen  die  Großen  der  Neid 
des  Volkes.    Würden  sie  von  Volksrichtern  abgeurteilt,  so 


hätten  sie  nicht  das  Vorrecht,  das  jeder  Bürger  im  Staate 
genießt,  von  Richtern  seines  Standes  gerichtet  zu  werden. 
Wenn  also  die  Adhgen  von  ihresgleichen  gerichtet  werden, 
so  genießen  sie  damit  nur  dasselbe  Recht,  das  jedermann 
zusteht. 

Vor  das  Forum  der  Adelskammer  gehören  sodann  die 
ungetreuen  Staatsdiener;  den  Volksrichtern  wird  diese  Ge- 
richtsbarkeit entzogen;  es  geschieht  das  mit  Rücksicht  auf 
die  zweite  Kammer,  welche  gegen  die  ungetreuen  Staatsdiener 
die  Anklage  zu  erheben  hat;  denn  die  gesetzgebende  Volks- 
vertretung kann  sich  nicht  den  öffentlichen  Gerichten  unter- 
werfen, die  ihr  untergeordnet  sind  und  zudem  von  Personen 
gebildet  werden,  die  zum  Volke  gehören  und  durch  das  An- 
sehen einer  so  bedeutenden  Anklägerin  beeinflußt  werden 
könnten. 

Endlich  hat  die  Adelskörperschaft  das  Recht,  das  bei 
der  Urteilsfällung  anzuwendende  Gesetz  zu  mäßigen.  Das 
Gesetz  ist  hart  und  blind,  die  Richter  sind  nur  der  Mund, 
der  den  Willen  des  Gesetzes  verkündet,  und  können  die 
Härte  des  Gesetzes  nicht  mildern. 

Wessen  Organ  ist  die  Adelskammer,  d.  h.  wer  ernennt 
ihre  Mitglieder?  Darauf  gibt  Montesquieu  keine  Antwort, 
offenbar  eine  Lücke  in  seiner  Theorie.  Er  bezeichnet  die 
Adelskammer  nur  als  Teilinhaberin  der  Legislative,  deren 
Glieder  die  erbliche  Zugehörigkeit  besitzen. 

Was  das  Verhältnis  der  Adelskammer  zu  den  Volks- 
gerichten anbetrifft,  so  steht  sie  durch  ihr  Recht  der  (xesetzes- 
milderung  als  höhere  Instanz  über  jenen  Gerichten.  Das 
demokratische  Element  wird  so  durch  ein  aristokratisches 
beschränkt. 

Hat  der  König  selbst  Anteil  an  der  richterlichen  Ge- 
walt? Über  seine  allgemeine  staatsrechtliche  Stellung  sagt 
Montesquieu:  Seine  Person  muß  geheüigt  sein;  er  darf  des- 
halb nicht  angeklagt  oder  gerichtet  werden.  Der  Staat  wäre 
alsdann  keine  Monarchie  mehr,  sondern  eine  unfreie  Republik. 
Auch  unverantwortlich  soll  der  Monarch  sein.  Hat  die  gesetz- 
gebende Gewalt  Grund,  gegen  die  Vollziehung  der  Gesetze 
Einspruch  zu  erheben,  so  hat  sie  die  Minister  als  die  Ratgeber 
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des  Monarchen  zur  Verantwortung  zu  ziehen.  Der  König 
ist  Inhaber  der  Exekutive,  doch  hat  er  als  solcher  an  der 
richterlichen  Gewalt  keinen  Anteil,  auch  ist  er  nicht  befugt, 
die  richterlichen  Maßnahmen  der  Adelskammer  zu  hindern. 

Demnach  läßt  sich  Montesquieus  Ansicht  über  die 
puissance  de  juger  zusammenfassen: 

Ein  besonderes  staatsrechtliches  Organ  fehlt  für  die 
richterliche  Gewalt.    Ausgeübt  wird  sie  von  Richtern,  die 

1.  das  Volk  auf  eine  bestimmte  Zeit  erwählt, 

2.  die  keinen  besonderen  Stand  bilden, 

3.  die  nur  zum  Zwecke  richterlicher  Entscheidungen 
zusammentreten . 

In  drei  Ausnahmefällen  stehen  der  gesetzgebenden 
Adelskörperschaft  juristische  Kompetenzen  zu: 

1.  über  Adlige  zu  richten, 

2.  über  ungetreue,  von  der  Volkskammer  angeklagte 
Staatsdiener  zu  urteilen, 

3.  das  richterliche  Urteil  zu  mäßigen. 

Der  König  hat  keinen  Anteil  an  der  richterlichen 
Gewalt. 

Die  französische  Verfassung  von  1791  nebst 
Organisationsdekreten^). 

Loi  Sur  ^Organisation  judiciaire^). 

16-24  aoüt  1790. 
Titre  premier.  —  Des  arbitres. 

Art.  1er.  L'arbitrage  etant  le  moyen  le  plus  raisonnable  de  ter- 
miner les  contestations  entre  les  citoyens,  les  legislatures  ne  pourront 
faire  aucune  disposition  qui  tendrait  ä  diminuer,  soit  la  faveur,  soit 
l'efficacite  des  compromis. 

Art.  2.  Toutes  personnes  ayant  le  libre  exercice  de  leurs  droits 
et  de  leurs  actions,  pourront  nommer  un  ou  plusieurs  arbitres  pour  pro- 
noncer  sur  leurs  interets  prives  dans  tous  les  cas  en  toutes  matieres, 
Sans  exception. 

Art.  4.  II  ne  sera  point  permis  d'appeler  des  sentences  arbi- 
trales,  ä  moins  que  les  parties  ne  se  soient  expressement  reserve,  par 
le  compromis,  la  faculte  de  l'appel. 


1)  Helle,  S.  268  ff.  Pölitz  II,  S.  1  f f . 

2)  Lepec  I,  S.  221ff. 
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Art.  6.  Les  sentences  arbitrales  dont  il  n'y  aura  pas  d'appel 
seront  rendues  executoires  par  une  simple  ordonnance  du  president 
du  tribunal  de  district. 

Titre  II.  —  Des  juges  en  general. 

Art,  4.  Iis  seront  elus  pour  six  annees;  ä  l'expirationde  ceterme, 
il  sera  procede  a  une  election  nouvelle,  dans  laquelle  les  memes  juges 
pourront  etre  reelus. 

Art.  9.  Nul  ne  pourra  etre  elu  juge,  ou  suppleant,  ou  Charge  des 
fonctions  du  ministere  public  s'il  n'est  äge  de  trente  ans  accom- 
plis  .... 

Art.  14.  En  toute  matiere  civile  ou  criminelle,  les  plaidoyers, 
les  rapports  et  jugements  seront  publics    .   .  . 

Titre  III.  —  Des  juges  de  paix. 

Art.  1er.  II  y  aura  dans  chaque  canton  un  juge  de  paix,  et  des 
prud'hommes  assesseurs  du  juge  de  paix. 

Art.  2.  S'il  y  a  dans  le  canton  une  ou  plusieurs  villes  ou  bourgs 
dont  la  population  excede  deux  mille  ämes,  ces  villes  ou  bourgs  auront 
unjuge  de  paix  et  des  prud'  hommes  particuliers.  Les  villes  et  bourgs 
qui  contiendront  plus  de  huit  mille  ämes  auront  le  nombre  de  juges 
de  paix  qui  sera  determine  par  le  corps  legislatif,  .   .  . 

Art.  3.  Le  juge  de  paix  ne  pourra  etre  choisi  que  parmi  les  ci- 
toyens  eligibles  aux  administrations  de  departement  et  de  district, 
et  äges  de  trente  ans  accomplis,  sans  autre  condition  d'eligibilite. 

Art.  4.  Le  juge  de  paix  sera  elu  .  .  .  par  les  citoyens  actifs 
reunis  en  assemblees  primaires. 

Art.  8.  Le  juge  de  paix  et  les  prud'hommes  seront  elus  pour  deux 
ans,  et  pourront  etre  continues  par  reelection. 

Art.  9.  Le  juge  de  paix,  assiste  de  deux  assesseurs,  connaitra 
avec  eux  de  toutes  les  causes  purement  personnelles  et  mobilieres, 
sans  appel  jusqu'ä  la  valeur  de  cinquante  livres,  et  ä  Charge  d'appel 
jusqu'ä  la  valeur  de  cent  livres. 

Art.  10.  II  connaitra  de  meme,  sans  appel  jusqu'ä  la  valeur  de 
cinquante  livres,  et  ä  Charge  d'appel  ä  quelque  valeur  que  la  demande 
puisse  monter: 

P  Des  actions  pour  dommages  faits,  soit  par  les  homnes,  soit 
par  les  animaux,  aux  champs,  fruits  et  recoltes; 

2"  Des  deplacements  de  bornes,  des  usurpations  de  terres, 
arbres  ....  et  de  toutes  autres  actions  possessoires. 

S**  Des  reparations  locatives  des  maisons  et  fermes. 

4''  Des  indemnites  pretendues  par  le  fermier  ou  locataire  pour 
non  jouissance,  lorsque  le  droit  de  l'indemnite  ne  sera  pas  conteste, 
et  des  degradations  alleguees  par  le  proprietaire ; 

5"  Du  paiement  des  salaires  des  gens  de  travail,  des  gages  des 
domestiques,  et  de  Texecution  des  engagements  respectifs  des  maitres 
et  de  leurs  domestiques  ou  gens  de  travail 
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6"  Des  actions  pour  injures  verbales,  rixes  et  voies  de  fait,  pour 
lesquelles  les  parties  ne  se  seront  point  pourvues  par  la  voie  criminelle. 

Art.  11.  Lorsqu'il  y  aura  lieu  ä  l'apposition  des  scelles,  eile  sera 
faite  par  le  juge  de  paix  ...  II  recevra  les  deliberations  de  famille 
pour  la  nomination  des  tuteurs,  des  curateurs  aux  absents  et  aux  en- 
fants  ä  naitre  ....  II  pourra  recevoir,  dans  tous  les  cas,  le  ser- 
ment  des  tuteurs  et  des  curateurs. 

x\rt.  12.  L'appel  des  jugements  du  juge  de  paix,  lorsqu'ils 
seront  sujets  ä  l'appel,  sera  porte  devant  les  juges  du  district,  et  juge 
par  eux  en  dernier  ressort. 

Titre  IV.  —  Des  juges  de  premiere  instance. 

Art.  1er.  II  sera  etabli  en  chaque  district  un  tribunal  compose 
de  cinq  juges,  aupres  duquel  il  y  aura  un  officier  Charge  des  fonctions 
du  ministere  public.  Les  suppleants  y  seront  au  nombre  de  quatre, 
dont  deux  au  moins  seront  pris  dans  la  ville  de  Tetablissement,  ou 
tenus  de  l'habiter. 

Art.  2.  Dans  les  districts  oü  il  se  trouvera  une  ville  dont  la  popu- 
lation  excedera  cinquante  mille  ämes,  le  nombre  des  juges  pourra  etre 
porte  a  six.   Ces  six  juges  se  diviseront  en  deux  chambres  .   .  . 

Art.  3.  Celui  des  juges  qui  aura  ete  elu  le  premier  presidera  . 
le  second,  si  deux  chambres 

Art.  4.  Les  juges  de  district  connaitront  en  premiere  instance  de 
toutes  les  affaires  personnelles,  reelles  et  mixtes,  en  toute  matiere, 
excepte  seulement  Celles  qui  ont  ete  declarees  ci-dessus  etre  de  la 
competence  desjuges  de  paix,  les  affaires  de  commerce,  dans  les  districts 
oü  il  y  aura  des  tribunaux  de  commerce  etablis  .    .  . 

Art.  o.  Les  juges  de  district  connaitront,  en  premier  et  dernier  res- 
sort, de  toutes  les  affaires  personnelles  et  mobilieres  jusqu'ä  la  valeur 
de  mille  livres  de  principal,  et  des  affaires  reelles  dont  Tobjet  principal 
sera  de  cinquante  livres  de  revenu  determine,  soit  en  rentes,  soit  par 
prix  de  bail. 

Titre  V. 

Art.  ler.  Les  juges  de  district  seront  juges  d'appel  les  uns  ä 
l'egard  des  autres,  selon  les  rapports  qui  vont  etre  determines  dans 
les  articles  suivants. 

Art.  2.  Lors  qu'il  y  aura  appel  d'un  jugement,  les  parties  pour- 
ront  convenir  d'un  tribunal  entre  ceux  de  tous  les  districts  du  roy- 
aume,  pour  lui  en  deferer  la  connaissance 

Art.  3.  Siles  parties  ne  peuvent  s'accorder  pour  le  choix  d'un 
tribunal 

Art.  4.  Le  directoire  de  chaque  district  proposera  un  tableau  des 
sept  tribunaux  les  plus  voisins  du  district 

Art.  5.  L'un  des  sept  tribunaux,  au  moins,  sera  choisi  hors  du 
departement. 
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Titre  VI.  —  De  la  forme  des  elections. 
Art.  1er.  Pour  proceder  ä  la  nomination  des  juges,  les  electeurs 
du  district,  .   .   .  se  reuniront  au  jour  et  au  Heu  qui  auront  ete  in- 
diques  par  la  convocation. 

Titre  X.  —  Des  bureaux  de  paix  et  du  tribunal  de  famille. 

Art.  1er.  Dans  toutes  les  matieres  qui  excederont  la  compe- 
tence  du  juge  de  paix,  ce  juge  et  ses  assesseurs  formeront  un  bureau 
de  paix  et  de  conciliation. 

Art.  2.  Aucune  action  principale  ne  sera  re9ue  du  civil  devant  les 
juges  de  district,  entre parties qui seront  toutes domiciliees dans  le  res- 
sort  du  meme  juge  de  paix  .  .  .  constatant  que  sa  partie  a  ete  inuti- 
lement  appelee  ä  ce  bureau,  ou  qu'il  a  employe  sans  fruit  sa  medita- 
tion. 

Art.  8.  Le  bureau  de  paix  du  district  sera  en  meme  temps  bureau 
de  jurisprudence  charitable,  Charge  d'examiner  les  affaires  des  pauvres 
qui  s  'y  presenteront,  de  leur  donner  des  conseils,  et  de  defendre  ou 
faire  defendre  leures  causes. 

Art.  12.  S'il  s'eleve  quelque  contestations  entre  mari  et  femme, 
pere  et  fils  .  .  .  ou  entre  allies  aux  degres  ci-dessus  ...  les  parties 
seront  tenues  de  nommer  des  parents,  ou,  ä  leur  defaut,  des  amis  ou 
voisins  pour  arbitres,  devant  lesquels  ils  eclairciront  leur  differend  ,  .  . 

Art.15.  Siunpereouunemere,  ouunaieulou  untuteur,  ades  sujets 
de  mecontentement  tres-graves  sur  la  conduite  d'un  enfant  ou  d'un 
pupille  dont  il  ne  puisse  plus  reprimer  les  ecarts,  il  pourra  porter  sa 
plainte  au  tribunal  domestique  de  la  famiUe  assemblee,  au  nombre  de 
huit  parents  les  plus  proches  ou  de  six  au  moins,  s'il  n'est  pas  possible 
d'en  reunir  un  plus  grand  nombre. 

Titre  XI.  —  Des  juges  en  matiere  de  police. 
Art.  1er.  Les  corps  municipaux  veilleront  et  tiendront  la  main, 
dans  l'etendue  de  chaque  municipalite,  ä  l'execution  des  lois  et  des 
reglements  de  police,  et  connaitront  du  contentieux  auquel  cette  exe- 
cution  pourra  donner  lieu. 

Art.  3.  Les  objets  de  police  confies  ä  la  vigilance  et  ä  l'autorite 
des  corps  municipaux  sont:  1  Tout  ce  qui  interesse  la  sürete  et  la  com- 
modite  du  passage  dans  les  rues,  quais,  places  et  voies  publiques  .  .  , 

2.  Le  soin  de  reprimer  et  punir  les  delits  contre  la  tranquillite 
publique  .   .  . 

3.  Le  maintien  du  bon  ordre  dans  les  endroits  oü  il  sc  fait  de 
grands  rassemblemens  d'hommes  .   .  . 

4.  L'inspection  sur  la  fidelite  du  debit  des  denrees  qui  se  ven- 
dent  au  poids,  ä  l'aune  ou  ä  la  mesure,  et  sur  la  salubrite  des  comesti- 
bles  exposes  en  vente  publique. 
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5.  Le  soin  de  prevenir  par  les  precautions  convenables,  et  celui 
de  faire  cesser  par  la  distribution  des  secours  necessaires,  les  accidens 
et  fleaux  calamiteux  .   .  . 

6.  Le  soin  d'obvier  ou  de  remedier  aux  evenemens  fächeux.  .  . 

Titre  XII.  —  Des  juges  en  matiere  de  commerce. 

Art.  ler.  II  sera  etabli  un  tribunal  de  commerce  dans  les  villes 
oü  l'administration  de  departement  jugeant  ces  etablissements  ne- 
cessaires, en  formera  la  demande. 

Art.  2.  Ce  tribunal  connaitra  de  toutes  les  affaires  de  commerce 
tant  de  terre  que  de  mer,  sans  distinction. 

Art.  4.  Ces  juges  prononceront  en  dernier  ressort  sur  toutes  les 
demandes  dont  l'objet  n'excedera  pas  la  valeur  de  mille  livres. 

Art.  7.  Les  juges  de  commerce  seront  elus  dans  Tassemblee  des 
negociants  .   .   .  de  la  ville,  oü  le  tribunal  sera  etabli.  ♦ 

Art.  9.  Nul  ne  pourra  etre  elu  .  .  .  s'il  n'a  trente  ans  accomplis. 
Art.  11.  Les  juges  .   .   .  deux  ans  en  exercice. 

D6cret  sur  ^Organisation  judiciaire^. 

25.  aoüt  1790. 

Art.  9.  Les  parens  et  allies  jusqu'au  degre  de  cousin  issu  de  ger- 
main  inclusivement  ne  pourront  etre  elus  ni  rester  juges  ensemble 
dans  le  meme  tribunal. 

Beeret  portant  institution  d^un  tribunal  de  Cassation  et  reglant 
sa  composition,  son  Organisation,  et  ses  attributions^). 

27,  novembre— ler  decembre  1790. 

S.  383. 

Art.  23.  II  y  aura  aupres  du  tribunal  de  Cassation  un  commis- 
saire  du  roi  .   .  . 
S.  392. 

Art.  1.  Les  membres  du  tribunal  de  Cassation  ne  seront  elus  que 
pour  quatre  ans;  ils  pourront  etre  reelus. 
S.  394. 

Art.  2.  Les  departements  de  France  concourront  successive- 
ment  par  moitie  ä  l'election  des  membres  du  tribunal  de  Cassation. 
S.  396. 

Art.  3  .  ,  .les  quarante  —  deux  departements  qui  devront  elire 
chacun  un  sujet  pour  remplir  une  place  dans  le  tribunal;  ä  la  seconde 
election,  les  quaranteun  autres  departemens  exerceront  leur  droit 
d 'elire,  et  ainsi  successivement. 


1)  Lepec  I,  S.  272. 

2)  Lepec  I,  S.  370ff. 
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S.  406. 

Art.  6.  Pour  etre  eligible  .  .  .  il  faudra  avoir  trente  ans  ac- 
complis. 

S.  410. 

Art.  7.  Les  electeurs  de  chacun  des  departemens  qui  nomme- 
ront  les  membres  du  tribunal  de  Cassation,  eliront  en  meme  temps  .  .  , 
un  suppleant. 

Beeret  relatif  au  tribunal  criminel  ä  6tablir  dans  chaque 

d^partementi). 

20.  janvier  1791. 
Art.  1.  II  sera  etabli  un  tribunal  criminel  pour  chaque  departe- 

ment. 

Art.  2.  Ce  tribunal  sera  compose  d'un  president  nomme  par  les 
eclectfurs  du  departement,  et  de  trois  juges  pris,  chacun  tous  les  trois 
mois  et  par  tour,  dans  les  tribunaux  de  district,  le  president  excepte  .  . 

Art.  4.  Un  commissaire  du  roi  sera  toujours  de  Service  pres  du 
tribunal  criminel. 

D^icret  relatif  ä  la  formation  de  la  haute  cour  nationale^). 

10.  mai  1791. 

Art.  1.  La  haute  cour  nationale  sera  composee  d'un  haut  jury 
et  de  quatre  grands  juges  qui  dirigeront  l'instruction  et  qui  applique- 
ront  la  loi  .   .  . 

Art.  6.  Elle  se  reunira  ä  une  distance  de  quinze  lieues  au  moins 
du  lieu  oü  la  legislature  tiendra  ses  seances. 

Art.  10.  Le  corps  legislatif  .  .  ,  nommera  deux  de  ses  membres, 
pour,  sous  le  titre  de  grands  procurateurs  de  la  nation,  faire,  aupres 
de  la  haute  cour  nationale,  la  poursuite  de  l'accusation. 

Art.  27.  Le  commissaire  du  roi  aupres  du  tribunal  de  district  .  ,  . 
fera  aupres  d'elle  les  fonctions  de  commissaire  du  roi  .   .   .  . 

D6cret  relatif  ä  P Organisation  d'une  police  municipale  et 
correctionelle-). 

19.  juillet  1791. 

Titre  1. 

Art.  42.  Le  tribunal  de  police  sera  compose  de  trois  membres 
que  les  officiers  municipaux  choisiront  parmi  eux;  de  cinq  dans  les 
villes  oü  il  y  a  soixante  mille  ämes  ou  davantage;  de  neuf  ä  Paris. 
Titre  II. 

Art.  7.  Les  delits  punissables  par  la  voie  de  la  police  correcti- 
onnelle  seront.  —  1.  Les  delits  contre  les  bonnes  moeurs;  —  2  Les 

1)  Lepec  II.  S.  10/11. 

2)  Lepec  II,  S.  155ff. 

3)  Lepec  II,  S.  268ff. 
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troubles  apportes  publiquement  ä  l'exercice  d'un  culte  religieux  quel- 
conque;  —  3.  Les  insultes  et  les  violences  graves  envers  les  personnes; 
—  4.  Les  troubles  apportes  ä  Vordre  social  et  ä  la  tranquillite  publi- 
que, par  la  mendicite,  par  les  tumultes,  parles  attroupemens  ou  autres 
delits;  —  5.  Les  atteintes  portees  a  la  propriete  des  citoyens  .... 

Art.  46.  Dans  les  lieux  oü  il  n'y  a  qu'un  juge  de  paix,  le  tribunal 
de  police,  correctionnelle  sera  compose  du  juge  de  paix  et  de  deux  as- 
sesseurs:  s'il  n'y  a  que  deux  juges  de  paix,  il  sera  compose  de  ces  deux 
juges  de  paix  et  d'un  assesseur. 

Art.  47.  Dans  les  villes  oü  il  y  a  trois  juges  de  paix,  le  tribunal  de 
police  correctionnelle  sera  compose  de  ces  trois  juges  

et,  en  cas  d'absence  de  Tun  d'eux,  il  sera  remplace  par  un  des 
assesseurs. 

Art.  48.  Dans  les  villes  qui  ont  plus  de  trois  juges  de  paix  et  mo- 
ins  de  six,  le  tribunal  de  trois,  qui  siegeront  de  maniere  ä  ce  qu'il  en 
Sorte  un  chaque  mois. 

Art.  49.  Dans  les  villes  de  plus  de  soixante  mille  ämes,  le  tribu- 
nal de  police,  correctionnelle  sera  compose  de  six  juges  de  paix  ou, 
äleur  dej^aut,  d'assesseurs  .  .  .  et  pourrontse  diviser  en  deux  chambres. 

Art.  50.  ä  Paris,  il  sera  compose  de  neuf juges  de  paix  .... 
et  pourra  se  diviser  en  trois  chambres. 

Art.  62.  Le  tribunal  de  dictrict  jugera  en  dernier  ressort. 

Art.  63.  Le  departement  de  Paris  n'aura  qu'un  tribunal  d'appel, 
compose  de  six  juges  ou  suppleans  .  .  .  il  pourra  se  diviser  en  deux 
chambres  .   .  . 

Constitution  fran9aise^). 

1791  Sept.  3. 

Declaration  des  dioits  de  l'homme  et  du  citoyen. 

Art.  3.  Le  principe  de  toute  souverainete  reside  essentiellement 
dans  la  nation;  nul  corps,  nul  individu  ne  peut  exercer  d'autorite,  qui 
n'en  emane  expressement. 

Art.  16.  Toute  societe,  dans  laquelle  la  garantie  des  droits  n'est 
pas  assuree,  ni  la  Separation,  des  pouvoirs  determinee,  n'a  point  de 
Constitution. 

Titre  III. 

Art.  3.  Le  pouvoir  legislatif  est  delegue  ä  une  Assemblee  na- 
tionale composee  de  representans  temporaires,  librement  elus  par  le 
peuple  .   .  . 

Art.  4.  Le  gouvernement  est  monarchique;  le  pouvoir  executif 
est  delegue  au  roi  .   .  . 

Art.  5.  Le  pouvoir  judiciaire  est  delegue  ä  des  juges  elus  ä  temps 
par  le  peuple. 

1)  Helle,  S.  268  ff. 
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Chapitre  I. 

Art.  1.  L'Assemblee  nationale,  formant  le  Corps  legislatif  ,est 
permanente  .   .  . 

Art.  5.  Le  Corps  legislatif  ne  pourra  etre  dissous  par  le  roi. 
Section  II. 

Art.  I.  Pour  former  l'Assemblee  nationale  legislative,  les  citoyens 
actifs  se  reuniront  tous  les  deux  ans  en  assemblees  primaires  dans 
les  villes  et  dans  les  cantons. 

Art.  6.  Les  assemblees  primaires  nommeront  des  electeurs 
Art.  7.  Nul  ne  pourra  etre  nomme  electeur,  s'il  ne  reunit  aux 
conditions  necessaires  pour  etre  citoyen  actif 
Section  III. 

Art.  1.  Les  electeurs  nommes  .  .  .  se  reuniront  pour  elire  le 
nombre  des  representans. 

Art.  5.  L'exercice  des  fonctions  judiciaires  sera  incompatible 
avec  Celle  de  representant  de  la  nation  pendant  toute  la  duree  de  la 
legislature.  Les  juges  seront  remplaces  par  leur  suppleans  et  le  roi 
pourvoira  par  des  brevets  de  commission  au  remplacement  de  ses 
commissaires  aupres  des  tribunaux. 
Section  V. 

Art.  8.  Les  representans  de  la  nation  pourront  pour  faits  cri- 
minels  etre  saisis  en  flagrant  delit  ou  en  vertu  d'un  mandat  d'arret; 
mais  ilen  sera  donne  avis  sans  delai  au  corps  legislatif;  et  la  poursuite 
ne  pourra  etre  continuee  qu' apres  que  le  corps  legislatif  aura  decide, 
qu'il  y  a  lieu  ä  accusation. 

Chap.  II.  Section  1. 

Art.  1.  La  royaute  est  indivisible  et  deleguee  hereditairement  ä 
la  race  regnante  de  male  en  male,  par  ordre  de  primogeniture,  ä  Fex- 
clusion  perpetuelle  des  femmes  et  de  leur  descendance. 

Art.  2.  La  personne  du  roi  est  inviolable  et  sacree;  son  seul  titre 
est  Roi  des  Fran9ais. 

Art.  3.  II  n'y  a  point  en  France  d'autorite  superieure  ä  celle  de 
la  loi;  le  roi  ne  regne  que  par  eile,  et  ce  n'est  qu'au  nom  de  la  loi,  qu'il 
peut  exiger  l'obeissance. 

Art.  4.  Le  roi  .  .  .  pretera  ä  la  nation  en  presence  du  corps  le- 
gislatif le  serment  d'etre  fidele  ä  la  nation  et  ä  la  loi,  d'employer  tout 
le  pouvoir,  qui  lui  est  delegue,  ä  maintenir  la  Constitution  decretee 
par  l'Assemblee  nationale  Constituante  aux  annees  1789,  1790  et  1791 
et  ä  faire  executer  les  lois. 

Art.  11.  Le  roi  nommera  un  administrateur  de  la  liste  civile, 
qui  exercera  les  actions  judiciaires  du  roi,  et  contre  lequel  toutes  les  ac- 
tions  ä  la  Charge  du  roi  seront  dirigees  et  les  jugemens  prononces.  Les 
condamnationsobtenuespar  les  creanciers  de  la  liste  civile  seront  exe- 
cutoires  contre  l'administrateur  personnellement  et  sur  les  propres 
bicns. 
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Section  IV. 

Art.  2.  Les  membres  du  tribunal  de  Cassation  et  ceux,  qui  ser- 
viiont  dans  le  haut-jury,  ne  pourront  etre  promus  au  ministere,  ni  re- 
cevoir  aucune  place,  don,  pension,  traitement  ou  commission  du 
pouvoir  executif  ou  de  ses  agens  pendant  la  duree  de  leurs  fonctions 
ni  pendant  deux  ans,  apres  en  avoir  cesse  l'exercice.  II  en  sera  de 
meme  de  ceux,  qui  seront  seulement  inscrits  sur  la  liste  du  haut-jury, 
pendant  tout  le  temps,  que  durera  leur  inscription. 

Chapitre  III. 
Section  I. 

Art.  1.  La  Constitution  delegue  exclusivement  au  corps  16gis- 
latif  ...  de  statuer  annuellement  apres  la  proposition  du  roi  sur  .  . 
le  nombre  d'individus  de  chaque  grade. 

Section  III. 

Art.  1.  Les  decrets  du  corps  legislatif  sont  presentes  au  roi,  qui 
peut  leur  refuser  son  consentement. 

Art.  2.  Dans  le  cas,  oü  le  roi  refuse  son  consentement,  ce  refus 
n'est  que  suspensif.  Lorsque  les  deux  legislatures,  qui  suivront  celle, 
qui  aura  presente  le  decret,  auront  successivement  represente  le  meme 
decret  dans  les  memes  termes,  le  roi,  sera  cense  avoir  donne  la 
sanction. 

Chapitre  IV. 

Art.  1.  Le  pouvoir  executif  supreme  reside  exclusivement  dans 
la  main  du  roi  .  .  .  .  Le  roi  est  le  chef  supreme  de  l'armee  de  terre  et 
de  l'armee  de  mer. 

Art.  2.  II  nomme  les  deux  tiers  des  contre-amiraux,  la  moitie  des 
lieutenants-generaux,  marechaux  de  camp,  capitaines  de  vaisseau 
et  colonels  de  la  gendarmerie  nationale. 

II  nomme  le  tiers  des  colonels  et  des  lieutenans-colonels  et  le 
sixieme  des  lieutenans  de  vaisseau. 

Section  II. 

Art.  2.  Les  administrateurs  .  .  .  sont  agens  elus  ä  temps  par 
le  peuple,  pour  exercer  sous  la  surveillance  et  l'autorite  du  roi  les  fonc- 
tions administratives. 

Art.  8.  Toutes  les  fois,  que  le  roi  aura  prononce  ou  confirme 
la  Suspension  des  administrateurs  ou  sous-administrateurs,  il  en  in- 
struira  le  corps  legislatif.  Celui-ci  pourra  ou  lever  la  Suspension  ou 
la  confirmer  ou  meme  dissoudre  l'administration  coupable,  et  s'il  y 
a  Heu,  renvoyer  tous  les  administrateurs  ou  quelques-uns  d'eux  aux 
tribunaux  criminels  ou  porter  contre  eux  le  decret  d'accusation. 
Chapitre  V. 

Art.  1.  Le  pouvoir  judiciaire  ne  peut  en  aucun  cas  etre  exerce 
par  le  corps  legislatif  ni  par  le  roi^). 
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Art.  2.  La  justice  sera  rendue  gratuitement  par  des  juges  elus  ä 
temps  par  le  peuple  et  institues  par  lettres-patentes  du  roi,  qui  ne 
pourra  les  refuser. 

Iis  ne  pourront  etre  ni  destitues  que  pour  forfaiture  düment 
jugee  ni  suspendus  que  par  une  accusation  admise.  L'accusateur  pub- 
lic sera  nomme  par  le  peuple. 

Art.  3.  Les  tribunaux  ne  peuvent  ni  s'immiscer  dans  l'exercice 
du  pouvoir  legislatif  ou  suspendre  l'execution  des  lois  ni  entreprendre 
Sur  les  fonctions  administratives  ou  citer  devant  eux  les  administra- 
teurs  pour  raison  de  leurs  fonctions. 

Art.  4.  Les  citoyens  ne  peuvent  etre  distraits  des  juges,  que  la 
loi  leur  assigne,  par  aucune  commission  ni  par  d'autres  attributions 
et  evocations  que  Celles,  qui  sont  determinees  par  les  lois. 

Art.  5.  Le  droit  des  citoyens,  de  terminer,  definitivement  leurs 
contestations  par  la  voie  de  l'arbitrage,  ne  peut  recevoir  aucune  atteinte 
par  les  actes  du  pouvoir  legislatif. 

Art.  9.  En  matiere  criminelle  nul  citoyen  ne  peut  etre  juge  que 
Sur  une  accusation  re9ue  par  des  jures  ou  decretee  par  le  corps  legis- 
latif, dans  les  cas  oü  il  lui  appartient  de  poursuivre  1' accusation. 
Apres  l'accusation  admise  le  fait  sera  reconnu  et  declare  par  des  jures. 
L'accuse  aura  la  faculte  d'en  recuser  jusqu'ä  vingt,  sans  donner  de 
motifs.  Les  jures,  qui  declareront  le  fait,  ne  pourront  etre  au-dessous 
du  nombre  de  douze.  L'application  de  la  loi  sera  faite  par  des  juges. 
L'instruction  sera  publique,  et  Ton  ne  pourra  refuser  aux  accuses  le 
secours  d'un  conseil.  Tout  homme,  acquitte,  par  un  jury  legal,  ne  peut 
plus  etre  repris  ni  accuse  ä  raison  du  meme  fait. 

Art.  19.  II  y  aura  pour  tout  le  royaume  un  seul  tribunal  de  Cas- 
sation etabli  aupres  du  corps  legislatif.  II  aura  pour  fonction  de  pro- 
noncer:  Sur  les  demandes  en  Cassation  contre  les  jugemens  rendus  en 
dernier  ressort  par  les  tribunaux;  Sur  les  demandes  en  renvoi  d'un 
tribunal  ä  un  autre  pour  cause  de  suspicion  legitime;  Sur  les  regle- 
mens  de  juges  et  les  prises  ä  partie  contre  un  tribunal  entier. 

Art.  20.  En  matiere  de  Cassation  le  tribunal  de  Cassation  ne  pour- 
ra jamais  connaitre  du  fond  des  affaires;  mais  apres  avoir  casse  le  juge- 
ment,  qui  aura  ete  rendu  sur  une  procedure,  dans  laquelle  les  formes 
auront  ete  violees,  ou,  qui  contiendra  une  contravention  expresse  ä 
la  loi,  il  renverra  le  fond  du  proces  au  tribunal,  qui  doit  en  connaitre. 

Art.  2L  Lorsqu'apres  deux  Cassations  le  jugement  du  troisieme 
tribunal  sera  attaque  par  les  memes  moyens  que  les  deux  premiers, 


1)  Vgl.  das  Decret  concernant  les  bases  fondamentales  de  la  Con- 
stitution Artikel  19  bei  Lepec  I.  S.  15,  wo  hinzugefügt  ist:  mais  la  justi- 
ce sera  administree  au  nom  du  roi  par  les  seuls  tribunaux  etablis  par 
la  loi. 
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la  question  ne  pourra  plus  etre  agitee  au  tribunal  de  Cassation,  sans 
avoir  ete  soumise  au  corps  legislatif ,  qui  portera  un  decret  declaratoire 
de  laloi,  auquel  le  tribunal  de  Cassation  sera  tenu  de  se  conformer. 

Art.  22.  Chaque  annee  le  tribunal  de  Cassation  sera  tenu  d'en- 
voyer  ä  la  barre  du  corps  legislatif  une  deputation  de  huit  de  ses 
membres,  qui  lui  presenteront  l'etat  des  jugemens  rendus  .   .  . 

Art.  23.  Une  haute-cour  nationale,  formee  de  membres  du  tri- 
bunal de  Cassation  et  de  hauts-jures,  connaitra  des  delits  des  ministres 
et  agens  principaux  du  pouvoir  executif  et  des  crimes,  qui  attaque- 
ront,  la  sürete  generale  de  l'Etat,  lorsque  le  corps  legislatif  aura  rendu 
un  decret  d'accusation. 

Elle  ne  se  rassemblera  que  sur  la  proclamation  du  corps  legis- 
latif et  ä  une  distance  de  trente  mille  toises  au  moins  du  lieu,  oü  la 
legisiature  tiendra  ses  seances. 

Art.  24.  Les  expeditions  executoires  des  jugemens  des  tribunaux 
seront  con9ues  ainsi  qu'il  suib:  ,,N.  (le  nom  du  roi)  par  la  gräce  de 
Dieü  .  .  .  .  :  Mandons  et  ordonnons  .  .  .  de  mettre  le  dit  jugement 
ä  execution  .... 

Art.  25.  Les  fonctions  des  commissaire&  du  roi  aupres  des  tribu- 
naux seront  de  requerir  l'observation  des  lois  dans  les  jugemens  ä 
rendre  et  de  faire  executer  les  jugemens  rendus.  Iis  ne  seront  point 
accusateurs  publics,  mais  ils  seront  entendus  sur  toutes  les  accusa- 
tions  et  requerront  pendant  le  cours  de  Instructions  pour  la  regula- 
rite  des  formes  et  avant  le  jugement  pour  l'application  de  la  loi. 

Art.  26.  Les  commissaires  du  roi  aupres  des  tribunaux  denon- 
ceront  au  directeur  du  jury,  soit  d'office,  soit  d'apres  les  ordres,  qui 
leur  seront  donnes  par  le  roi: 

Les  attentats  contre  la  liberte  individuelle  des  citoyens  contre 
la  libre  circulation  des  subsistances  et  autres  objets  de  commerce  et 
contre  la  perception  des  contributions ; 

Les  delits,  par  lesquels  T execution  des  ordres,  donnes  par  le  roi, 
dans  l'exercice  des  fonctions,  qui  lui  sont  deleguees,  serait  troublee 
ou  empechee; 

Les  attentats  contre  le  droit  des  gens;  Et  les  rebellions  ä  l'execu- 
tion  des  jugemens  et  de  tous  les  actes  executoires  emanes de spouvoirs 
constitues. 

Art.  27.  Le  ministre  de  la  justice  denoncera  au  tribunal  de 
Cassation  par  la  voie  du  commissaire  du  roi  et  sans  prejudice  du 
droit  des  parties  interessees  les  actes,  par  lesquels  les  juges  auraient 
excede  les  bornes  de  leur  pouvoir.  Le  tribunal'  les  annullera;  et  s'ils 
donnent  lieu  ä  la  forfaiture,  le  fait  sera  denonce  au  corps  legislatif, 
qui  rendra  le  decret  d'accusation,  s'il  y  a  lieu,  et  renverra  les  preve- 
nus  devant  la  haute-cour  nationale. 

2* 
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Titre  IV. 

Art.  13.  L'armee  de  terre  et  de  mer  et  la  troupe  destinee  ä  la 
sürete  interieure  sont  soumises  ä  des  lois  particulieres  soit  pour  le 
maintien  de  la  discipline,  soit  pour  la  forme  des  jugemens  et  la  nature 
des  peines  en  matiere  de  delits  militaires. 

D^cret  concernant  la  police  de  sürete,  la  justice  criminelle  et 
P Etablissement  des  jur^s^). 

16.  — 29.  septembre  1791. 

Titre  ler. 

Art.  1.  II  sera  designe  dans  chaque  tribunal  un  des  juges  pour 
remplir  dans  les  matieres  criminelles  les  fonctions  qui  vont  etre 
detaillees  .... 

Art.  2.  Ce  juge  s'appellera  directeur  du  jury  .... 

Art.  19.  Le  directeur  du  jury  exposera  aux  jures  l'objet  de  l'ac- 
cusation,  et  leur  expliquera  avec  clarte  et  simplicite  les  fonctions  qu'ils 
ont  ä  remplir  .... 

Art.  22.  Si  les  jures  trouvent  que  l'accusation  doit  etre  admise, 
leur  chef  mettra  au  bas  de  l'acte  cette  formule  affirmative,  La  decla- 
ration  du  jury  est:  oui,  il  y  a  lieu.  S'ils  trouvent  que  l'accusation  ne 
doit  pas  etre  admise,  il  mettra  au  bas  de  l'acte  cette  formule  negative, 
La  declaration  du  jury  est:  non,  il  n'y  a  pas  lieu. 
Titre  IV. 

Art.  1.  L'accusateur  public  est  Charge  de  poursuivre  les  delits 
Sur  les  actes  d'accusation  admis  par  les  premiers  jures;  .... 

Wir  gehen  bei  unserer  Untersuchung  von  der  am  3.  Sep- 
tember 1791  erlassenen  Verfassungsurkunde  Frankreichs  und 
den  für  unsere  Abhandlung  wichtigen  ihr  z.  T.  vorangehenden, 
z.  T.  unmittelbar  folgenden  Organisationsgesetzen  aus.  Be- 
deutet doch  das  Erscheinen  dieser  Verfassung  den  Beginn 
einer  neuen  Epoche  in  der  Geschichte  der  europäischen  Ver- 
fassungsentwicklung, nämlich  die  Ablösung  des  Absolutismus 
durch  das  konstitutionelle  Regime.  Erhöht  wird  die  Be- 
deutung noch  dadurch,  daß  die  Konstitution  von  1791  das 
grundlegende  Muster  für  viele  konstitutionelle  Verfassungen 
der  europäischen  Staaten  wurde,  daß  mithin  die  moderne 
Verfassungsbewegung  ohne  ihre  Voraussetzung  nicht  zu 
verstehen  ist. 


M  Lepec  II.  S.  462  ff. 
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In  der  ,, Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte" 
,,le  fait  le  plus  remarquable  dans  l'histoire  de  la  formation 
des  idees  republicaines  et  democratiques"^),  vom  26.  August 
1789  wurde  die  Volkssouveränität  proklamiert  und  gleich- 
zeitig die  Trennung  der  Gewalten  ausgesprochen^). 

Vergeblich  war  der  Widerstand  des  Königs  gegen  den 
Inhalt  dieser  Artikel,  vergeblich  auch  seine  Opposition  gegen 
die  Bestimmungen  des  Acte  constitutionnel  sur  les  pouvoirs 
publics  vom  I.  Oktober  1789,  dessen  wesentlichste  Be- 
stimmungen in  die  Verfassung  von  1791  Aufnahme  fanden. 
Danach  gibt  es  keine  höhere  Autorität  als  das  Gesetz^);  nur 
durch  dieses  regiert  der  König.  Die  gesetzgebende  Gewalt 
ist  einer  Nationalversammlung  übertragen*),  die  exekutive 
Gewalt  ruht  in  der  Hand  des  Königs^) ;  dem  zwar  ein  Suspen- 
sivveto für  die  Dauer  von  zwei  Legislaturperioden  und  das 
Sanktionsrecht  zugestanden  wird^),  der  aber  nicht  das  Recht 
haben  soll,  die  gesetzgebende  Versammlung,  die  immer- 
während besteht'),  aufzulösen^).  Die  richterliche  Gewalt 
kann  weder  von  der  gesetzgebenden  Versammlung  noch 
vom  König  ausgeübt  werden^),  sondern  die  Justiz  wird  im 
Namen  des  Königs  durch  Gerichte  verwaltet,  die  durch  das 
Gesetz  eingerichtet  sind^^).  Auf  die  Frage  nach  der  Gerichts- 
organisation gibt  die  Verfassung  eine  durchaus  unzureichende 
Antwort.  Beispielsweise  ist  von  den  wichtigen  Distrikts- 
gerichten in  der  Verfassung  nicht  die  Rede.  Im  Interesse 
einer  vollständigen  systematischen  Untersuchung  ist 
es  nötig,  auch  diejenigen  Dekrete  zu  untersuchen,  welche 
die  Gerichtsorganisation  betreffen.     Dabei  handelt  es  sich 

1)  Aulard  S.  39. 

2)  Deel,  des  droits  Art.  3.  16. 

3)  Const.  Titre  III,  chap.  II,  sect.  I,  art.  3. 
*)  Const.  Titre  III,  art.  3. 

5)  Const.  Titre  III,  chap.  IV,  art.  1. 

6)  Const.  Titre  III,  chap  III,  sect.  III,  art.  1.  2. 
')  Const.  Titre  III,  chap.  I,  art.  1. 

Const.  Titre  III,  chap.  I,  art.  5. 
^)  Const.  Titre  III,  chap.  V,  art.  1. 

1")  Decret  concernant  les  bases  fondamentales  de  la  Constitu- 
tion Lepec  I,  S.  15,  Art.  19.  (s.  oben  S.  18.) 


\ 
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um  die  für  unser  Thema  in  Betracht  kommenden  zwei  Grund- 
fragen: 1.  Welches  sind  die  einzelnen  Gerichte  und  ihre 
Kompetenzen  ?  2.  Wer  erwählt  die  Richter  an  den  einzelnen 
Instituten  ? 

Da  alle  Gewalten  auf  Grund  des  Prinzips  der  einzigen, 
unteilbaren,  unveräußerlichen  und  unverjährbaren  Volks- 
souveränität von  der  Nation  ausgehen,  so  hat  auch  die 
richterliche  Gewalt  hier  ihren  Ursprung.  Sie  steht  als  selb- 
ständige Gewalt  entsprechend  der  Forderung  Montesquieus^) 
neben  den  beiden  andern;  denn  die  Bürger  können  den 
Richtern,  die  ihnen  das  Gesetz  anweist,  durch  keine  Kom- 
mission und  durch  keine  andern  Kompetenzen  und  Evo- 
kationen entzogen  werden,  als  durch  die  gesetzlich  bestimm- 
ten^).  Ferner  ist  die  Ausübung  des  Richteramtes  mit  der 
Stelle  eines  Nationalrepräsentanten  während  der  ganzen 
Dauer  der  Legislatur  unvereinbar^).  Die  Mitglieder  des 
Kassationsgerichtes  und  die  Geschworenen  des  hohen  Natio- 
nalgerichtshofes können  nicht  ins  Ministerium  treten,  noch 
irgend  eine  Stelle,  ein  Geschenk,  eine  Pension,  ein  Gehalt 
oder  einen  Auftrag  von  der  exekutiven  Gewalt  und  deren 
Beamten  erhalten,  solange  sie  richterliche  Funktionen  aus- 
üben. Diese  Bestimmung  gilt  auch  für  die  nächsten  zw^ei 
Jahre,  nachdem  die  Niederlegung  der  Ämter  erfolgt  ist  und 
wird  für  die  Geschworenen  auch  auf  die  Zeit  ausgedehnt, 
während  der  sie  auf  der  Geschworenenliste  für  das  hohe 
Nationalgericht  stehen*). 

Andererseits  dürfen  sich  die  Tribunale  nicht  in  die 
Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt  einmischen,  noch  die 
Vollziehung  der  Gesetze  aufschieben,  noch  etwas  gegen  die 
administrativen  Geschäfte  unternehmen  oder  die  Admini- 
stratoren wegen  ihrer  Geschäfte  vorf ordern^).  Organe  der 
richterlichen  Gewalt  sind  die  vom  Volke  auf  bestimmte  Zeit 


1)  vergl.  Redslob  S.  311. 

^)  Const.  Titre  III,  chap.  V,  art.  4. 

^)  Const.  Titre  III,  chap.  I,  sect.  III,  art.  5. 

*)  Const.  Titre  III,  chap.  II,  sect.  IV,  art.  2. 

s)  Const.  Titre  III,  chap.  V,  art.  3. 
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erwählten  Richter^).  Im  Interesse  einer  unparteiischen 
Rechtspflege  dürfen  Blutsverwandte  nicht  Mitglieder  ein 
und  desselben  Gerichtes  sein^).  Die  Richter  können  nur  auf 
Grund  einer  gegen  sie  erlassenen  Anklage  suspendiert  und  nur 
wegen  gehörig  abgeurteilter  Verbrechen  abgesetzt  werden^). 
Die  Rechtspflege  wird  unentgeltlich  und  öffentlich  geübt*). 
Aber  die  Urteile  werden  im  Namen  des  Königs  vollzogen^). 
Aus  unsern  Ausführungen  ergibt  sich,  wie  sehr  die  Con- 
stituante der  Theorie  Montesquieus  gefolgt  war. 

Welches  sind  die  Organe  der  richterhchen  Gewalt 
im  einzelnen? 

Von  elementarer  Bedeutung  für  die  Frage  nach  der 
Gerichtsorganisation  Frankreichs  ist  das  Dekret  vom 
16.  August  1790. 

Als  das  einfachste  Mittel,  Streitigkeiten  zwischen  den 
Bürgern  zu  schlichten,  gelten  die  Sprüche  der  Schieds- 
gerichte. Das  Recht  der  Bürger,  ihre  Streitigkeiten  auf 
schiedsrichterlichem,  d.  h.  privatem  Wege  entscheiden  -zu 
lassen,  kann  durch  die  gesetzgebende  Gewalt  nicht  gehindert 
werden^).  Die  Schiedssprüche  dürfen  nur  auf  besonderen 
Vorbehalt  auf  dem  Appellationswege  vor  die  Gerichte  ge- 
bracht werden^);  erfolgt  keine  Appellation,  so  sind  sie  durch 
einfache  Ordonnanz  des  Präsidenten  des  Distriktstribunals 
vollziehbar^).  Alle  Personen,  die  ihre  Rechte  und  Hand- 
lungen frei  ausführen  dürfen,  haben  in  allen  Privatsachen 
ohne  Ausnahme  das  Recht,  Schiedsrichter  zu  ernennen^). 

Bilden  die  Schiedsgerichte  eine  private  Institution,  so 
sind  als  unterste  offizielle  Instanz  in  der  Gerichtsorgani- 

1)  Const.  Titre  III,  art.  5.,  Titre  III,  chap.  V,  art.  1.  2. 

2)  Decret  ....  25.  aoüt  1790,  art.  9. 

3)  Const.  Titre  III,  chap.  V,  art.  2.  4. 

4)  Loi  .  .  .  .  16. -24.  aoüt  1790,  Titre  II,  art.  14  u.  Const. 
Titre  III,  chap.  V,  art.  2. 

5)  Const.  Titre  III,  chap.  V,  art.  24. 

ß)  Loi  .  .  .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  I,  art.  1  u.  Const.  Titre 
III,  chap.  V,  art.  5. 

')  Loi  .  .  .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  I,  art.  4. 
8)  Loi  .  .  .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  I,  art  6. 
»)  Loi  .   .   .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  I,  art.  2. 
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sation  und  zwar  im  Bereiche  der  Zivilgerichtsbarkeit  die 
Friedensgerichte  anzusehen.  Kein  Institut,  welches  die 
französische  Revolution  geschaffen  hat,  prägt  so  sehr  den 
Idealismus  der  Zeit  aus,  als  jenes  der  Friedensgericht e^). 

Worin   besteht   die  Tätigkeit   der  Friedensgerichte? 

In  allen  wichtigen  (principal)  Zivilfällen,  die  über  die 
Kompetenz  des  Friedensrichters  hinausgehen,  bildet  dieser 
mit  seinen  Beisitzern  ein  Versöhnungsbüro,  das  vor  An- 
strengung eines  vor  das  Forum  des  Distriktsgerichts  ge- 
hörenden Prozesses  die  Herbeiführung  eines  gütlichen  Aus- 
gleichs der  Parteien  versuchen  muß 2).  Gleichzeitig  ist  dies 
Büro  ein  Armenbüro  mit  der  Bestimmung,  den  Armen  nach 
Prüfung  ihrer  Angelegenheit  Rat  zu  erteilen  und  ihre  Sache 
zu  verteidigen^).  Ähnlich  ist  die  Stellung  der  Familien- 
gerichte, welche  die  Aufgabe  haben,  Streitigkeiten  innerhalb 
der  Familien  zu  schlichten.  Ihnen  gehören  Personen  der 
streitenden  Familien  an.  Das  Familientribunal  entscheidet 
Klagen  zwischen  den  Ehegatten,  zwischen  Vater  und  Sohn 
oder  andern  Verwandten.  Fehlen  Verwandte,  so  richten 
Freunde  oder  Nachbarn.  Ferner  erkennen  Familiengerichte 
über  Klagen  der  Eltern  und  Vormünder  gegen  unverbesser- 
liche Minderjährige.  Alsdann  besteht  das  Gericht  aus  den 
acht,  wenigstens  aber  den  sechs  nächsten  Verwandten*). 
Sodann  üben  die  Friedensrichter  Akte  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit.  Sie  legen  bei  Todesfällen  Siegel  an  die 
Hinterlassenschaft  Verstorbener  im  Falle  der  Abwesenheit 
oder  Minderjährigkeit  der  Erben.  Sie  nehmen  die  Aufträge 
für  Ernennung  von  Vormündern  und  Kuratoren  entgegen 
und  nehmen  diesen  den  Treueid  ab^). 

Was  die  Zivilgerichtsbarkeit  der  Friedensgerichte 
anbetrifft,  so  erstreckt  sich  ihre  Kompetenz  auf  rein  per- 
sönliche und  dingliche  Klagen  bis  zum  Werte  von  fünfzig 


1)  Richter  II,  S.  186. 

'•^)  Loi  .   .   .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  X,  art.  1.  2. 
3)  Loi  .   .   .   16.-24.  aoüt  1790,  Titre  X,  art.  8. 
*)  Loi  .   .   .   16.-24.  aoüt  1790,  Titre  X,  art.  12.  15. 
Loi  .   .   .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  III,  art.  11. 
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livres  in  letzter  Instanz  und  bis  zu  hundert  livres  mit  Ap- 
pellation^). 

Sie  erstreckt  sich  ferner  bis  zum  Werte  von  fünfzig 
Hvres  in  letzter  Instanz  und  ohne  Rücksicht  auf  den  Wert 
der  Sache  vorbehaltlich  der  Appellation  auf  folgende  Sachen : 
Beschädigung  von  Feldern,  Früchten  und  Ernten,  Grenz- 
streitigkeiten und  alle  Besitzklagen,  Streit  wegen  Aus- 
besserungen am  Hause  und  an  der  Pachtung,  Entschädigungs- 
klagen, Lohn-  und  Dienststreitigkeiten  sowie  Veibaliniurien. 
wofern  diese  nicht  auf  dem  Kriminalwege  verfolgt  werden  2). 

Die  Berufung  gegen  friedensrichterliche  Urteile  geht 
an  die  Distriktstribunale,  welche  in  letzter  Instanz  zu  ent- 
scheiden haben^). 

Über  die  lokale  Verteilung  der  Friedensgerichte  gilt: 
Gerichtsbezirk  des  Friedensrichters  ist  der  Kanton.  Jede 
Stadt  mit  mehr  als  zweitausend  Seelen  hat  außerdem  noch 
einen  besonderen  Friedensrichter  und  besondere  Beisitzer. 
In  Städten  über  achttausend  Einwohner  wird  die  Zahl  der 
Friedensrichter  durch  die  Gesetzgebung  bestimmt*). 

Erwählt  werden  die  Friedensrichter  und  ihre  Bei- 
sitzer von  den  aktiven  Bürgern  in  Primär  Versammlungen. 
Sie  müssen  die  Qualifikation  zum  Beamten  bei  den  Departe- 
ments- und  Distrikts  Verwaltungsbehörden  besitzen  und  das 
dreißigste  Lebensjahr  zurückgelegt  haben^).  Die  Dauer 
ihrer  Amtstätigkeit  erstreckt  sich  auf  zwei  Jahre,  nach  deren 
Ablauf  eine  Wiederwahl  erfolgen  darf^). 

In  allen  Städten,  in  denen  die  Departements  Verwaltung 
es  verlangt,  sollen  Handelsgerichte  errichtet  werden^). 
Bei  deren  Einsetzung  hatte  die  Gesetzgebung  wenig  Neues 
zu  schaffen,  sie  konnte  nur  die  Ordnung  der  alten  Konsulat s- 
und  Handelsgerichte  verbessern^).    Dies  Gericht  erkennt  in 

1)  Loi  .  .  .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  III,  art.  9. 

2)  Loi  .  .  .  16.-24.  aoüt  1790.  Titre  III,  art.  10. 

3)  Loi  .  .  .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  III,  art.  12. 

4)  Loi  .  .  .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  III,  art.  1.  2. 
Loi  .  .  .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  III,  art.  3.  4. 
Loi  .  .  .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  III,  art.  8. 

7)  Loi  .   .   .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  XII,  art.  1. 

8)  Richter  II,  S.  199. 
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allen  Handelssachen  zu  Lande  und  zu  Wasser  in  letzter 
Instanz  bis  zu  Objekten  im  Werte  von  tausend  livres.  Die 
Handelsrichter  werden  aus  der  Versammlung  von  Handels- 
und Geschäftsleuten  von  diesen  auf  zwei  Jahre  gewählt, 
immer  in  der  Stadt,  in  der  das  Gericht  gegründet  wird^). 
Auch  die  Handelsrichter  müssen  wie  die  Friedensrichter  das 
dreißigste  Lebensjahr  zurückgelegt  haben^). 

Alle  Zivilgerichtsbarkeit,  die  nicht  vor  die  Friedens- 
oder Handelsgerichte  gehört,  wird  von  den  Distrikts- 
gerichten geübt,  die  Erstinstanz-  und  bisweilen  Appella- 
tionsgerichte sind. 

Der  Bezirk  eines  Erstinstanzgerichtes  ist  der  Distrikt. 
Historisch  sind  diese  Gerichte  die  Nachfolger  der  Bailhages 
und  Senechaussees. 

Die  Distriktsgerichte  erkennen  in  erster  Instanz  in 
allen  sachlichen,  persönlichen  und  gemischten  Angelegen- 
heiten, die  nicht  vor  die  Friedens-  oder  Handelsgerichte 
oder  vor  die  Munizipalpolizei  gehören,  in  Städten  ohne  Handels- 
gerichte auch  über  Handelssachen.  Sowohl  in  erster  als  letzter 
Instanz  erkennen  sie  in  persönlichen  und  mobiliaren  Sachen 
bis  zum  Werte  von  tausend  livres,  in  Immobiliarsachen  bis 
zum  Werte  von  fünfzig  livres  Ertrag  oder  Rente^). 

Jedes  Distriktsgericht  besteht  aus  wenigstens  fünf 
Richtern,  einem  Beamten  des  öffentlichen  Ministeriums 
(Kommissar)  und  vier  Ergänzungsrichtern,  von  denen  wenig- 
stens zwei  aus  der  Stadt  sein  müssen,  in  der  das  Distrikts- 
tribunal seinen  Sitz  hat. 

In  Städten  mit  über  50  000  Seelen  sind  sechs  Richter 
einzusetzen;  alsdann  besteht  das  Gericht  aus  zwei  Kammern. 
Der  zuerst  erwählte  Richter  ist  Präsident  des  Distrikts- 
tribunals, im  Falle  einer  Teilung  in  zwei  Kammern  ist  der 
zweitgewählte  Richter  Präsident  der  zweiten  Kammer*). 

Die  Distriktsgerichte  können,  wie  gesagt,  Appellations- 
instanzen sein.    Als  Appellationsgericht  wird  durch  überein- 

1)  Richter  II,  S.  199. 

2)  Loi  .   .   .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  XII,  art.  2.  4.  7.  9.  11. 

3)  Loi  .   .   .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  IV,  art.  4.  5. 

4)  Loi  .   .   .  16.-14.  aoüt  1790,  Titre  IV,  art.  1.  2.  3. 


stimmenden  Beschluß  der  Parteien  ein  Distriktsgericht  bezeich- 
net. Kommt  dieser  Beschluß  nicht  zustande,  so  ist  von  den  Di- 
rektoren der  Distriktsgerichte  eins  der  sieben  nächstliegenden 
Distriktsgerichte  als  Appellationsgericht  zu  bestimmen .  Wenig- 
stens eins  von  diesen  Distriktsgerichten  muß  außerhalb  des 
Departements  des  erst  entscheidenden  Gerichtes  liegen. 

Erwählt  werden  die  Richter  an  den  Zivilgerichten 
nach  zurückgelegtem  30.  Lebensjahr  von  Wahlmännern, 
die  in  Primärversammlungen  ernannt  worden  sind'-^).  Die 
Amtsdauer  der  richterlichen  Tätigkeit  ist  auf  sechs  Jahre 
festgesetzt,  nach  deren  Ablauf  die  Richter  wiedergewählt 
werden    dürfen^).       Soweit    die  Zivilgerichtsbarkeit. 

Was  bestimmen  die  Dekrete  und  die  Verfassung  über 
die  Organisation  der  Kriminalgerichtsbarkeit? 

Lange  vor  der  Revolution  hatte  die  öffentliche  Meinung 
nachdrücklich  eine  Reform  der  Kriminaljustiz  gefordert,  bis 
Ludwig  XVL  1787  eine  Kommission  einsetzte,  welche  die 
Reform  vorbereiten  sollte.  Diese  Kommission  leistete  nichts. 
Erst  der  Constituante  war  es  vorbehalten,  die  Kriminaljustiz 
zu  sanieren*). 

Dreifach  ist  die  Stufenordnung  der  Gesetzesverletzung, 
sei  es  der  Gesellschaft  oder  einzelnen  Personen  gegenüber. 
Den  Übertretungen  (contraventions),  den  Vergehen 
(delits)  und  Verbrechen  (crimes)  fügten  sich  die  richtenden 
Behörden  an^.) 

Für  die  Bestrafung  von  Übertretungen  zuständig 
sind  die  Munizipalgerichte.  Allgemein  erklärt  das  große 
Gerichtsorganisationsgesetz  vom  16.  August  1790,  daß  die 
Munizipalbehörde  in  ihrer  Munizipalität  über  die  Ausführung 
der  Polizeigesetze  und  -Vorschriften  zu  wachen  und  über 
Streitigkeiten,  die  über  die  Ausführung  entstehen  könnten, 
zu  entscheiden  habe^.) 


1)  Loi  .   .   .   16.-24.  aoüt  1790,  Titre  V,  art.  1.  2.  3.  4.  5. 

2)  Loi  .   .   .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  VI,  art.  1. 

3)  Loi  .   .   .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  II,  art.  4.  9. 

4)  Richter  II,  S.  207. 

5)  Richter  II,  S.  210. 

«)  Loi  .   .   .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  XI,  art.  1. 
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Im  besonderen  bestrafen  die  Munizipalgerichte  Über- 
tretungen der  zur  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ruhe, 
Sicherheit  und  Ordnung  erlassenen  Vorschriften,  Über- 
tretungen der  Maß-  und  Gewichtsordnungen  und  der  An- 
ordnungen bei  öffentlichen  Unglücksfällen^).  Das  Dekret 
vom  19.  Juli  1791  über  die  Organisation  der  Munizipal-  und 
Korrektionneilpolizei  bestimmt  ergänzend:  Das  Munizipal- 
tribunal soll  aus  drei  Munizipalbeamten  gebildet  werden, 
die  von  ihresgleichen  gewählt  werden.  In  Städten  von  60  000 
oder  mehr  Einwohnern  soll  ihre  Zahl  fünf,  in  Paris  neun 
betragen^). 

Eine  beachtenswerte  Erscheinung  tritt  uns  in  den 
Munizipaltribunalen  entgegen.  Verwaltungsbeamte  sind 
zugleich  Richter,  obgleich  die  Constituante  sich  gegen  eine 
Vermischung  von  Justiz  und  Verwaltung  verwahrt  hat.  In- 
dessen sind  auch  die  Beamten  Organe  des  Volkes^),  da  sie 
vom  Volke  erwählt  sind  und  nur  unter  der  Autorität  des 
Königs  stehen.  Das  Prinzip  der  Volkssouveränität  ist  immer- 
hin nach  Möglichkeit  gewahrt.  Zuständig  für  die  Aburteilung 
von  Vergehen  (delits)  gegen  die  guten  Sitten,  den  Frieden 
der  Religionsübung,  die  Ehre  von  Personen,  die  öffentliche 
Ruhe  und  das  Eigentum  sind  die  Tribunale  der  Korrek- 
tionspolizei^).  Über  die  Zahl  und  Besetzung  dieser  Gerichte 
wird  bestimmt:  In  denjenigen  Orten,  in  denen  es  nur  einen 
Friedensrichter  gibt,  soll  das  Tribunal  mit  diesem  und  zwei  Bei- 
sitzern besetzt  sein,  in  Orten  mit  zwei  Friedensrichtern  mit 
diesen  und  einem  Beisitzer.  Städte  mit  drei  Friedensrichtern  be- 
setzen das  Tribunal  mit  diesen  und  bei  Abwesenheit  eines 
Friedensrichters  mit  einem  Beisitzer.  In  Städten  mit  mehr 
als  drei  und  weniger  als  sechs  Friedensrichtern  wird  das  Tri- 
bunal mit  drei  Friedensrichtern  besetzt  ohne  Beisitzer.  In 
Städten  mit  über  60  000  Einwohnern  zerfällt  das  Gericht 
in  zwei,  in  Paris  dagegen  in  drei  Kammern.    Jede  Kammer 


')  Loi  .   .   .  16.-24.  aoüt  1790,  Titre  XI,  art.  3. 

2)  Decret  ...   19.  juillet  1791,  Titre  I,  art.  42. 

3)  Const.  Titre  III,  chap.  IV,  sect  II,  art.  2. 
Decret  .   .      19.  juillet  1791,  Titre  II.  ait.  7. 
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soll  mit  drei  Friedensrichtern  besetzt  sein,  in  den  Städten 
von  mehr  als  60  000  Seelen  können  fehlende  Friedensrichter 
durch  Beisitzer  ersetzt  werden.  Als  Appellationsinstanz  gilt 
das  Distriktstribunal.  Für  Paris  besteht  ein  besonderes 
Appellationstribun  al^) . 

Daß  die  Friedensrichter  Organe  des  Volkes  sind,  ist 
bereits  bei  der  Besprechung  der  Friedensgerichte  erwiesen 
worden. 

Für  die  Aburteilung  von  Verbrechen  sind  die  Kriminal- 
gerichte bestimmt.  An  diesen  Gerichten  findet  sich  ein 
Laienelement,  die  Geschworenen,  vertreten.  Die  Ge- 
schworenen gliedern  sich  in  eine  Anklage-  und  Urteilsjury. 
Nach  dem  Dekret  vom  16.  September  1791  wird  über  die 
Anklagejury  in  Ergänzung  zu  der  Verfassung  bestimmt: 
Die  Anklage jury  hat  zu  entscheiden,  ob  eine  Anklage 
zugelassen  oder  abgelehnt  werden  solP).  Diese  Entscheidung 
darf  aber  erst  erfolgen,  nachdem  der  Direktor  der  Anklage- 
jury, d.  h.  ein  besonders  ernannter  Richter  des  Kriminal- 
gerichts^)  den  Geschworenen  das  Anklageobjekt  erläutert 
und  in  klarer  und  einfacher  Weise  (avec  clarte  et  simplicite*) 
erörtert  hat,  welche  Funktionen  sie  zu  erfüllen  haben. 

Als  Organ  der  Anklage  jury  gilt  der  vom  Volk  erwählte 
öffentliche  Ankläger^).  Nach  dem  Dekret  vom  16.  Sep- 
tember 1791  ist  er  speziell  als  0/gan  der  Justiz  beauftragt, 
auf  Grund  der  ihm  von  der  Anklage  jury  zugestellten  Akten 
die  Verbrechen  zu  v  e  r  f  o  1  g  e  n^) .  Nach  zugelassener  Anklage 
wird  der  Tatbestand  von  der  Urteilsjury  anerkannt  und  de- 
klariert'). Die  Zahl  der  Geschworenen,  die  den  Tatbestand 
darzulegen  haben,  muß  wenigstens  zw^ölf  betragen.  Das 
Strafmaß  darf  von  den  Geschworenen  nicht  festgesetzt 
werden,  sondern  nur  von  Richtern,  die  aus  den  Distrikts- 

1)  Decret  ...  19.  jmllet  1791,  Titre  II,  art.  46.  47.  48.  49. 
50.  62.  63. 

2)  Decret  ...   16.  sept.  1791,  Titre  I,  art.  22. 

3)  Decret  ...   16.  sept.  1791,  Titre  I,  art.  1.  2. 
*)  Decret  ...   16.  sept.  1791,  Titre  I,  art.  19. 

5)  Const.  Titre  III,  chap.  V,  art.  2. 

6)  Decret  ...  16.  sept.  1791,  Titre  IV,  art.  1. 
')  Const.  Titre  III,  chap.  V,  art.  9. 
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tribunalen  (also  Zivilgerichten)  genommen  werden^).  Das 
für  jedes  Departement  eingesetzte  Kriminalgericht 2)  besteht 
aus  einem  Präsidenten  und  drei  Richtern,  die  mit  Ausnahme 
des  Präsidenten,  der  von  den  Wahlversammlungen  des  De- 
partements besonders  ernannt  wird,  für  drei  Monate  von  den 
Zivilgerichten  übertreten^).  Bei  jedem  Kriminaltribunal 
befindet  sich  ein  Kommissar  des  Königs^). 

Dem  Angeklagten  werden  erhebliche  Vergünstigungen 
eingeräumt.  Ohne  Angabe  eines  Grundes  darf  er  bis  zwanzig 
Geschworene  zurückweisen.  Auch  darf  ihm  der  Beistand 
eines  Beraters  nicht  versagt  werden.  In  ähnlicher  Weise  hat 
auch  Montesquieu  dem  Angeklagten  das  Recht  eingeräumt, 
einen  Teil  der  ihm  zugewiesenen  Richter  abzulehnen.  Endlich 
wird  zugunsten  des  Delinquenten  bestimmt,  daß  er  nach  er- 
folgtem Freispruch  wegen  derselben  Tat  nicht  wieder  vor- 
gefordert werden  kann^). 

In  dem  Geschworenengericht  hat  das  Volk  ein  Insti- 
tut, durch  das  es  unmittelbar  an  der  Rechtsprechung  be- 
teiligt ist. 

Eine  der  trefflichsten  Einrichtungen  der  Revolution 
ist  das  Kassationsgericht.  Historisch  hatte  es  sich  in 
Frankreich  aus  dem  Conseil  d'etat  prive,  einer  Sektion  des 
Staatsrats  entwickelt,  d.  h.  aus  einem  Teil  jenes  Körpers, 
der  in  ausgedehnter  Machtfülle  neben  dem  alten  Königtum 
stand.  Nach  seiner  allgemeinen  Bedeutung  soll  das  Kassa- 
tionstribunal in  politischer  Hinsicht  die  Einheit  des  Reiches 
mitrepräsentieren,  gemäß  seiner  Gerichtsgewalt  die  Einheit 
und  Gleichheit  der  Gesetzgebung  und  Jurisprudenz  wahren 
und  erhalten^).  Eingesetzt  wurde  es  durch  das  Dekret  vom 
27.  November  1790^),  aus  dem  die  wesentlichsten  Bestimmun- 
gen in  die  Verfassung  aufgenommen  sind. 


1)  Decret  ...  20.  janvier  1791,  art.  2. 

2)  Decret  ...  20.  janvier  1791,  art.  1. 
^)  Decret  ...  20.  janvier  1791,  art.  2. 

")  Decret  ...  20.  janvier  1791,  art.  4. 
^)  Const.  Titre  III,  chap.  V,  art.  9. 
«)  Richter  II,  S.  229. 

')  Decret  ...  27.  nov.  1790,  Lepec  I,  S.  370 ff. 
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Das  Kassationsgericht  besteht  für  das  gesamte  Reich 
und  ist  beim  gesetzgebenden  Körper  etabhert^).  Es  ent- 
scheidet über  die  Kassationsgesuche  gegen  die  in  letzter 
Instanz  erlassenen  gerichtlichen  Urteile,  über  die  wegen  eines 
rechtmäßigen  Verdachts  verlangte  Verweisung  einer  Sache 
von  einem  Gericht  vor  ein  anderes,  über  die  Richterreglements 
und  die  Beschuldigungen  gegen  ein  ganzes  Tribunal  und 
spricht  auf  die  Anzeige  des  Justizministers  die  Nichtigkeits- 
erklärung über  diejenigen  Maßnahmen  der  Richter  aus, 
durch  welche  die  Richter  die  Grenzen  ihrer  Gewalt  über- 
schritten haben.  Handelt  es  sich  dabei  um  Amtsvergehen 
der  Richter,  so  erstattet  es  darüber  dem  gesetzgebenden 
Körper  Anzeige,  der  alsdann  das  Anklagedekret  erläßt  2), 

Über  den  Grund  der  Sachen,  d.  h.  die  Rechtsmaterie, 
kann  das  Kassationsgericht  nie  erkennen;  aber  wenn  es  das 
Urteil  kassiert  hat,  weil  es  gegen  die  Form  verstieß  und 
eine  ausdrückliche  Abweichung  vom  Gesetz  enthielt,  sendet 
es  die  Streitsache  dem  Gericht  zurück,  das  darüber  neu  er- 
kennen muß^).  Wird  nach  zwei  Kassationen  das  Urteil  des 
dritten  Tribunals  ebenso  wie  die  beiden  ersten  angegriffen, 
so  kann  die  Angelegenheit  nicht  mehr  beim  Kassations- 
gericht verhandelt  werden,  sondern  muß  dem  gesetzgebenden 
Körper  vorgelegt  werden.  Das  Kassationsgericht  besteht  aus 
42  oder  41  Richtern,  je  nachdem  sie  von  42  oder  41  der 
83  Departemente  gewählt  worden  sind.  Zugeteilt  ist  dem 
Gericht  ein  königlicher  Kommissar^).  Die  Richter,  bezw. 
die  Ergänzungsrichter,  (suppleants)  müssen  das  dreißigste 
Lebensjahr  erreicht  haben  und  werden  von  Wahlmännern 
auf  vier  Jahre  erwählt,  nach  deren  x\blauf  eine  Wiederwahl 
erfolgen  darf^).  Wie  die  bisher  genannten  Richter,  sind 
auch  die  Kassationsrichter  Organe  des  Volkes. 

Ein  seiner  Kompetenz  als  seiner  Organisation  nach 


1)  Const.  Titre  III,  chap.  V,  art.  19. 

2)  Const.  Titre  III,  chap.  V,  art.  27. 

3)  Const.  Titre  III,  chap.  V,  art.  20. 
*)  Decret  ...  27.  nov.  1790,  art.  23. 

Decret  ...  27.  nov.  1790,  art.  1.  2.  3.  6.  7. 
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wesentlich  revolutionäres  Erzeugnis  ist  der  hohe  National- 
gerichtshof (Haute  cour  nationale),  der  durch  das  Dekret 
vom  10  Mai  1791  errichtet  wurde^). 

Er  ist  in  Wahrheit  ein  politisches  Tribunal,  das  erst 
mit  der  Macht  eine  Bedeutung  erringen  konnte,  die  ihm  ihren 
Namen  gab  —  und  das  war  die  Nation  2). 

Der  hohe  Nationalgerichtshof  erkennt  über  alle  Ver- 
brechen, für  welche  der  gesetzgebende  Körper  sich  zum  An- 
kläger macht,  der  auch  allein  das  Recht  hat,  ihn  zusammen 
zu  berufen. 

So  gehören  vor  das  Forum  dieses  Gerichtshofes  die 
l^erbrechen  der  Mitglieder  des  gesetzgebenden  Körpers^), 
die  Amtsverbrechen  der  Minister  und  Hauptbeamten  der 
vollziehenden  Gewalt,  sowie  alle  gegen  die  Sicherheit  des 
Staates  gerichteten  Verbrechen  und  alle  die  Fälle,  in  denen 
die  Richter  durch  ein  Amtsvergehen  die  Grenzen  ihrer  Gewalt 
überschritten  haben*). 

Im  Rahmen  der  Gerichtsorganisation  nimmt  dieser 
Gerichtshof  eine  äußerst  selbständige  Stellung  ein,  denn 
gegen  seine  Urteile  ist  keine  Kassation  zulässig. 

Gebildet  wird  er  aus  vier  Richtern  des  Kassations- 
tribunals und  aus  Geschworenen^),  sowie  zwei  Mitgliedern 
des  gesetzgebenden  Körpers,  die  als  Grands  procurateurs  de  la 
nation  die  Anklageakte  zu  dirigieren  haben.  Als  Organ  des  Kö- 
nigs fungiert  auch  an  diesem  Gerichtshofe  ein  Kommissar^). 

Über  den  Versammlungsort  hat  der  gesetzgebende 
Körper  zu  bestimmen.  Wenigstens  soll  er  fünfzehn  Meilen 
vom  Sitz  der  Gesetzgebung  entfernt  sein'^). 

Wie  die  Untersuchung  ergibt,  sind  auch  die  Glieder  des 
hohen  Nationalgerichtshofes  Organe  des  souveränen  Volkes. 


1)  Decret  ...   10.  mai  1791,  Lepec  II,  S.  155. 

2)  Richter  II,  S.  233. 

^)  Const.  Titre  III,  chap.  I,  sect.  V,  art.  8. 

Const.  Titre  III,  chap.  V,  art.  23.  27. 
5)  Decret  ...   10.  mai  1791  u.  Const.    Titre  III,    chap.  V, 
art.  23. 

«)  Decret  ...  10.  mai  1791,  art.  10.  27. 
')  Decret  .   .   .   10.  mai  1791,  art.  6. 
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Soweit  die  Gerichtsorganisation,  deren  Untersuchung 
beweist,  daß  die  Rieht  er  ernennung  im  weitesten  Sinne 
ausschheßUch  Sache  des  Volkes  ist. 

Volksrichter  hat  auch  Montesquieu  verlangt.  Im  Unter- 
schied von  seiner  Theorie  fordert  die  Konstitution  von  1791 
zum  Teil  einen  besonderen  Richterstand,  den  Montesquieu 
ablehnt. 

Sind,  das  ist  die  nächste  Frage,  noch  andere  Organe 
der  Staatsgewalt  mit  juristischen  Kompetenzen  versehen? 

Montesquieu  räumt,  wie  wir  feststellten,  auch  der 
gesetzgebenden  Adelskörperschaft  in  gewissen  Fällen 
richterliche  Befugnisse  ein.  Hinsichtlich  der  Organisation 
und  der  juristischen  Funktionen  zeigt  die  gesetzgebende 
Körperschaft  von  1791  eine  völlige  Abweichung  von  der 
Montesquieuschen  Theorie.  Dem  Zweikammersystem  Montes- 
quieus  steht  das  Einkammersystem  der  Konstitution  von 
1791  gegenüber.  Trotz  der  ausdrücklich  betonten  Trennung 
der  Gewalten  ist  aber  auch  dem  gesetzgebenden  Körper 
ein  Anteil  an  der  richterlichen  Gewalt  zugestanden;  denn 
er  hat  neben  dem  König  Anteil  an  der  Ernennung  der  Organe, 
welche  die  Militärgerichtsbarkeit  ausüben^),  entscheidet  über 
die  Anklageerhebungen  gegen  Verfehlungen  der  vom  König 
suspendierten  Beamten^),  dekretiert  in  gewissen  Fällen  die 
Anklage erhebung  vor  dem  von  ihm  berufenen  hohen  National- 
gerichtshof (s.  S.  32),  entsendet  zwei  Mitglieder  in  diesen 
Gerichtshof  (s.  S.  32)  und  bildet  eine  höhere  Instanz  zum 
Kassationsgericht  (s.  S.  31). 

Jährlich  hat  das  Kassationstribunal  eine  Deputation 
von  acht  Mitgliedern  vor  den  gesetzgebenden  Körper  zu 
schicken,  die  ihm  den  Etat  der  Urteile  mit  kurzer  Erklärung 
des  Sachverhalts  und  den  Gesetzestext,  nach  dem  die  Ent- 
scheidung gefällt  worden  ist,  vorzulegen  hat^).  Wenngleich 
die  Verfassung  hier  die  Frage  offen  läßt,  ob  der  gesetzgebende 

1)  Const.  Titre  IV,  art.  13. 

Const.  Titre  III,  chap.  III,  sect.  I,  art.  I. 
Const.  Titre  III,  chap.  IV,  art.  1.  2. 

2)  Const.  Titre  III,  chap.  IV,  sect.  II,  art.  8. 

3)  Const.  Titre  III,  chap  V,  art.  22. 
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Körper  auf  Grund  seines  Kontrollrechts  die  Änderung 
oder  Verwerfung  eines  Urteils  verfügen  darf,  so  wird  ihm 
jedoch  auf  Grund  eines  andern  Artikels  der  Verfassung  in 
einem  besonderen  Falle  eine  direkt  entscheidende  Stellung 
gegenüber  dem  Kassationsgericht  eingeräumt.  Seinem  Dekret 
hat  sich  das  Kassationsgericht  zu  fügen,  wenn  nach  zwei 
Kassationen  das  Urteil  des  dritten  Tribunals  gleich  den 
beiden  andern  angegriffen  wird^). 

Im  Hinblick  auf  die  richterliche  Gewalt  interessiert 
uns  die  Frage:  Wie  setzt  sich  der  gesetzgebende  Körper  zu- 
sammen ? 

Der  gesetzgebende  Körper  geht  aus  indirekter  Wahl 
hervor.  Die  Urwähler,  zu  denen  alle  aktiven  Bürger  gehören, 
treten  zu  Primärversammlungen  zusammen^).  Die  Urwähler 
ernennen  die  Wahlmänner^) ,  für  beide  ist  ein  bestimmter 
Zensus*)  festgesetzt.  Durch  die  Wahlmänner  werden  aus  allen 
Aktivbürgern  die  Repräsentanten  gewählt^).  Der  gesetz- 
gebende Körper  ist  somit  Organ  des  souveränen  Volkes, 
und  zwar  ein  sehr  selbständiges,  denn  der  König,  das  Organ 
der  Exekutive,  hat,  wie  wir  sahen,  weder  das  Recht  der 
Auflösung,  noch  das  Recht  endgültiger  Verwerfung  der  Be- 
schlüsse des  gesetzgebenden  Körpers.  Gewährt  wird  dem  König 
nur  ein  für  die  Dauer  von  zwei  Legislaturperioden  (vier  Jahre) 
gültiges  Suspensivveto^).  Dies  Recht  ist  jedoch  von  nicht 
ausschlaggebender  Bedeutung.  Man  kann  deshalb  behaupten, 
daß  dem  König  vermittelst  der  Legislative  kein  Anteil  an 
der  richterlichen  Gewalt  gewährt  ist,  dagegen  dem  Volk 
durch  das  Recht,  die  Mitgheder  des  legislativen  Körpers 
zu  wählen. 

Hat  der  König  sonst  Anteü  an  der  richterlichen  Gewalt  ? 
Die  Verfassung  bestimmt  über  die  allgemeine  staatsrecht- 


1)  Const.  Titre  III,  chap.  V,  art.  21. 

2)  Const.  Titre  III,  chap.  I,  sect.  II,  art.  1. 
^)  Const.  Titre  III,  chap.  I,  sect.  II,  art.  6. 
^)  Const.  Titre  III,  chap.  I,  sect.  II,  art.  7. 
^)  Const.  Titre  III,  chap.  I,  sect.  II,  art.  1. 

«)  Const.  Titre  III,  chap.  III,  sect.  III,  art.  2. 
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liehe  Stellung  des  Königs:  Die  königliche  Würde  ist  nach 
dem  Rechte  der  Primogenitur  unter  beständigem  Ausschluß 
des  weiblichen  Stammes  erblich.  Der  König  gilt  als  heilig 
und  unverletzlich;  darum  tragen  die  Minister  die  Verant- 
wortung. Er  regiert  nur  im  Namen  des  Gesetzes  und  hat 
auf  die  Verfassung  und  die  Gesetze  einen  Eid  zu  leisten.  Die 
gesamte  vollziehende  Gewalt  ruht,  soweit  sie  ihm  durch  die 
Verfassung  übertragen  ist,  in  der  Hand  des  Monarchen^). 
An  der  Ausübung  des  pouvoir  judiciaire  nimmt  er  selbst 
keinen  Anteil.  Besitzt  er  doch  nicht  einmal  das  Begnadi- 
gungsrecht. Von  geringer  staatsrechtlicher  Bedeutung  ist 
das  Recht,  die  Richter  durch  offene  Briefe  einzusetzen, 
deren  Ausstellung  er  nicht  verweigern  darf  2),  sowie  das 
Recht,  durch  Kommissionsdekrete  bei  den  Tribunalen 
Stellvertreter  einzusetzen  für  Richter,  die  gerade  das  Amt 
eines  Nationalrepräsentanten  ausüben^).  Dasselbe  gilt  von 
der  Bestimmung  über  die  Ausfertigung  der  Urteile  im  Namen 
des  Königs*). 

Eine  rein  persönliche  Angelegenheit  des  Königs  betrifft 
die  Bestimmung  über  die  Tätigkeit  des  vom  König  ernannten 
Administrators  der  Zivilliste.  Dieser  vollzieht  für  den  König 
die  gerichtlichen  Handlungen.  Gegen  ihn  persönlich  werden 
die  Prozesse  der  Gläubiger  der  Zivilliste  gerichtet,  die  Ver- 
urteilungen gesprochen  und  ausgefülirt^).  Vom  König  als 
dem  obersten  Chef  der  Armee  und  Flotte^)  abhängig  sind 
die  Organe,  die  mit  der  Ausübung  der  Militärgerichtsbarkeit 
betraut  sind');  aber  auch  hier  ist  sein  Anteil  kein  ausschließ- 
licher, da  er  dem  Volke,  und  zwar  dem  gesetzgebenden  Körper, 
einen  Teil  der  Offiziere  vorschlägt^)  und  mit  ihm  das  Er- 
nennungsrecht teilt^). 

1)  Const.  Titre  III,  chap.  II,  sect.  I,  art.  I.  2.  3.  4. 

-)  Const.  Titre  III,  chap.  V,  art.  2. 

^)  Const.  Titre  III,  chap.  I,  sect.  III,  art.  5. 

*)  Const.  Titre  III,  chap.  V,  art.  24. 

5)  Const.  Titre  III,  chap.  II,  sect.  I,  art.  11. 

Const.  Titre  III,  chap.  IV,  art.  1. 
■)  Const.  Titre  IV,  art.  13. 
8)  Const.  Titre  III,  chap.  III,  sect.  I,  art.  1. 

Const.  Titre  III,  chap.  IV,  art.  2. 

3* 
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Nur  ein  wirklich  bemerkenswerter  Anteil  an  dem 
pouvoir  judiciaire  steht  dem  König  zu.  Ohne  das  Recht  des 
Eingreifens  in  den  Prozeßverlauf  üben  die  vom  König  er- 
nannten Kommissare  bei  den  Zivil-  und  Geschworenen- 
gerichten, bei  dem  Kassationsgericht  und  dem  hohen  Natio- 
nalgerichtshof eine  gewisse  Kontrolle  über  die  Rechtsprechung 
aus.  Im  einzelnen  ist  es  ihre  Aufgabe,  bei  der  Urteilsfällung 
die  Beobachtung  der  Gesetze  zu  verlangen  und  die  gefällten 
Urteile  vollziehen  zu  lassen.  Sie  sollen  keine  öffentlichen  An- 
kläger sein,  doch  sollen  sie  über  alle  Anklagen  gehört  werden^). 
Nur  folgende  Fälle  zeigen  sie  von  amtswegen  oder  zufolge 
königlichen  Befehls   dem   Direktor  der  Anklagejury  an: 

Die  Angriffe  gegen  die  individuelle  Freiheit,  die  Ver- 
suche, unrechtmäßigerweise  Lebensmittel  und  andere  Handels- 
gegenstände frei  zu  vertreiben,  sowie  Abgaben  zu  erheben, 
die  Vergehen,  durch  welche  die  Vollziehung  der  königlichen 
Befehle  in  denjenigen  Funktionen  gehindert  und  gestört 
wird,  die  dem  König  übertragen  sind,  die  Vergehen  gegen 
das  Völkerrecht  und  die  Widersetzlichkeit  bei  Vollziehung 
der  richterlichen  Urteile  und  aller  exekutiven  Beschlüsse,  die 
von  den  gesetzlichen  Behörden  ausgehen^). 

Durch  die  königlichen  Kommissare  wird  der  Justiz- 
minister dem  Kassationsgericht  die  Fälle  melden,  durch 
welche  die  Richter  die  Grenzen  ihrer  Macht  überschritten 
haben^).  Wie  für  die  Richter,  so  gilt  auch  für  die  Kommissare 
als  Minimalaltersgrenze  das  dreißigste  Lebensjahr''). 

Damit  am  Schluß  unserer  Untersuchung  fassen  wir 
das  Ergebnis  zusammen: 

Die  richterliche  Gewalt  nimmt  im  Rahmen  der 
Verfassung  eine  selbständige  Stellung  ein.  Man  hat  zwar 
nicht  alle  Gedanken  Montesquieus  übernommen;  dagegen 
ist  die  Nationalversammlung  der  ,, Methode"  und  dem  staats- 
theoretischen Gedankenkreis  Montesquieus  gefolgt^). 

1)  Titre  III,  chap.  V,  art.  25. 

2)  Titre  III,  chap.  V,  art.  26. 
^)  Titre  III,  chap.  V,  art.  27. 

*)  Loi  .   .   .   16.-24.  aoüt  1790  Titre  II,  art.  9. 
5)  Redslob,  S.  365/6. 
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Mit  welcher  Sorgfalt  man  auf  die  Reform  der  Justiz 
bedacht  war,  zeigt  die  detailUerte  Gerichtsorganisation. 
Genannt  werden  folgende  Institute:  Schieds-,  Friedens-, 
Familien-  und  Handelsgerichte,  Distriktsgerichte,  z.  T.  als 
Appellationsinstanzen;  Munizipal-,  Korrektionneil-  und 
Kriminalgerichte,  das  Kassationsgericht  und  der  hohe  National- 
gerichtshof. 

Die  Richter  werden  auf  bestimmte  Jahre  erwählt. 
Die  Verhandlungen  sind  öffentlich. 

Für  die  Rechtsprechung  kommen  außer  dem  pouvoir 
judiciaire  auch  die  beiden  andern  Organe  der  Staatsgev/alt, 
die  Legislative  und  die  Exekutive  in  Frage. 

Die  Legislative,  d.  h.  der  gesetzgebende  Körper, 
beruft  den  hohen  Nationalgerichtshof  und  sendet  zwei  Ver- 
treter in  ihn,  entscheidet  in  gewissen  Fällen  über  die  Anklage- 
erhebung vor  diesem,  übt  über  die  Urteile  des  Kassations- 
gerichts ein  Kontroll-  und  über  Urteile,  die  nach  zwei  Kassa- 
tionen wieder  angegriffen  werden,  ein  Entscheidungsrecht 
aus,  entscheidet  über  Verfehlungen  suspendierter  könig- 
licher Beamten  und  ist  neben  dem  König  an  der  Ernennung 
militärgerichtlicher  Organe  beteihgt.  Die  Mitglieder  des 
gesetzgebenden  Körpers  sind  lediglich  Organe  des  Volkes. 

Die  Exekutive,  deren  Träger  der  König  ist,  übt  eine 
materielle  Rechtsprechung  nicht  aus.  Ohne  Anteil  an  der 
Justiz  ist  aber  der  König  nicht.  Steht  ihm  doch  durch  seine 
Kommissare  das  Recht  der  Überwachung  über  gewisse  Delikte 
und  an  den  oben  genannten  Gerichten  ein  Kontroll-  und  ein 
Urteils  Vollziehlängsrecht  zu.  Die  Militärgerichtsbarkeit  teilt 
er  mit  dem  Volke.  Eine  kaum  bemerkenswerte  Rolle  spielt 
der  Justizminister.  Der  König  hat  ferner  einen  formellen 
Akt  durch  die  Patentserteilung,  die  er  nicht  verweigern  darf, 
an  die  vom  Volk  erwählten  Richter  zu  vollziehen.  ,, Somit  ist 
dem  König  nur  die  Rolle  zugewiesen,  das  Ergebnis  der  Volks- 
wahl in  bindender  Form  auszusprechen" i).  Lediglich  formal 
und  von  geringer  Bedeutung  ist  das  Recht  des  Königs, 
durch  Kommissionsdekrete  die  Stellvertretung  für  Richter 
zu  verfügen,  die  als  Nationalrepräsentanten  dem  gesetz- 
Redslob,  S.  321. 
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gebenden  Körper  angehören,  und  die  Urteile  in  seinem  Namen 
vollziehen  zu  lassen. 

Unbedenklich  können  wir  deshalb  behaupten:  Die 
richterliche  Gewalt  gehört  nach  der  Konstitution  von  1791 
dem  Volke. 


Die  Konventsverfassung  von  1793^). 

An  die  Stelle  der  konstituierenden  Versammlung  trat 
am  1.  Oktober  1791  die  gesetzgebende.  Nachteilig  für  den 
Bestand  der  ersten  Verfassung  war  der  auf  Robespierres 
Antrag  gefaßte  Beschluß  der  Nationalversammlung,  daß 
kein  Deputierter  der  verfassunggebenden  in  die  gesetzgebende 
Versammlung  übertreten  dürfe.  Trotz  der  Agitation  der 
Jakobiner  war  eine  ganze  Anzahl  Anhänger  des  Konsti- 
tutionahsmus  gewählt  worden,  die  Feuillants;  ebenso  ge- 
hörte ein  großer  Teil  des  Zentrums  zu  ihrem  Vereine.  Allein 
die  radikalen  Jakobiner  erlangten  trotz  ihrer  geringen  Zahl 
das  Übergewicht  durch  die  Gewalt  ihrer  Meinungen.  Die 
Verfassung  vom  Jahre  1791  war  ihnen  ebenso  verhaßt,  wie 
das  alte  Regime,  und  schien  noch  zu  wenig  Freiheit  und  zuviel 
Unnatur  zu  enthalten.  Ihnen  lag  daran,  die  Konstitution 
so  schnell  als  möglich  aufzuheben. 

Durch  das  Dekret  vom  10.  August  1792  suspendierte 
die  Assemblee  legislative  die  königliche  Gewalt  und  übertrug 
die  Exekutive  an  ein  Conseil  executif  provisoire,  in  dem  der 
Justizminister  die  hervorragendste  Person  war.  Mit  diesem 
Akt  war  das  konstitutionelle  Königtum  gestürzt.  Ein  National- 
konvent, dessen  Mitglieder  in  Urversammlungen  gewählt 
waren,  trat  an  die  Stelle  der  gesetzgebenden  Nationalver- 
sammlung, erklärte  Frankreich  für  eine  Repubhk  und  sprach 
die  ewige  Aufhebung  des  Königtums  aus.  Am  5.  Dezember 
begann  der  Prozeß  gegen  den  König.  Am  17.  Januar  1793 
wurde  Ludwig  XVI.  mit  Stimmenmajorität  zum  Tode  ver- 
urteilt und  am  21.  hingerichtet. 


1)  Pölitz  II,  S.  21.  Helie,  S.  376ff. 
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Die  Regierungsgewalt  übernahm  der  aus  neun  Mit- 
gliedern bestehende  Wohlfahrtsausschuß  zuerst  mit  Danton, 
später  mit  Robespierre  an  der  Spitze.  Durch  ihn  und  seine 
Anhänger  erhielt  Frankreich  nach  dem  Entwürfe  Herault 
de  Sechelles  eine  zweite,  völlig  demokratische  Verfassung, 
die  Konventsverfassung. 

Constitution  de  la  republique  fran9aise. 

1793  Juin  24. 

Declaration  des  droits  de  rhomme  et  du  citoyen. 

Art.  25.  La  souverainete  reside  dans  le  peuple;  eile  est  une  et 
indivisible,  imprescriptible  et  inalienable. 

Art.  26.  Aucune  portion  du  peuple  ne  peut  exercer  la  puissance 
du  peuple  entier;  mais  chaque  section  du  souverain  peuple  assemblee 
doit  jouir  du  droit  d'exprimer  sa  volonte  avec  une  entiere  liberte. 

Art.  27.  Que  tout  individu,  qui  usurperait  la  souverainete, 
soit  ä  l'instant  mis  ä  mort  par  les  hommes  libres. 

Art.  .28.  Un  peuple  a  toujours  le  droit  de  revoir,  de  reformer  et 
de  changer  sa  Constitution.  Une  generation  ne  peut  assujettir  ä  ses 
lois  les  generations  futures. 

Art.  35.  Quand  le  gouvernement  viole  les  droits  du  peuple, 
l'insurrection  est  pour  le  peuple  et  pour  chaque  portion  du  peuple  le 
plus  sacre  des  droits  et  le  plus  indispensable  des  devoirs. 

Acte  constitutionnel. 

Art.  3.  II  (le  peuple  fran9ais)  est  distribue  .  .  pour  la  justice 
en  departemens,  districts,  municipalites. 

Art.  9.  II  delegue  ä  des  electeurs  le  choix  des  administrateurs, 
des  arbitres  publics,  des  juges  criminels  et  de  Cassation. 

Art.  23.  Chaque  reunion  d'assemblees  primaires,  resultant  d'une 
population  de  trente-neuf  ä  quarante-un  mille  ämes,  nomme  imme- 
diatement  un  depute. 

Art.  55.  Sont  designes  sous  le  noni  particulier  de  ,,decret"  les 
actes  du  corps  legislatif  concernant  .... 

La  poursuite  de  la  responsabilite  des  membres  du  conseil,  des 
f onctionnaires  publics ; 

L'accusation  des  prevenus  de  complots  contre  la  sürete  generale 
de  la  Republique;  

Art.  62.  II  y  a  un  conseil  executif  compose  de  vingt-quatre 
membres. 

Art.  63.  L'assemblee  electorale  de  chaque  departement  nomme 
un  candidat.  Le  corps  legislatif  choisit  sur  la  liste  generale  les  membres 
du  conseil. 
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Art.  85.  Le  code  des  lois  civiles  et  criminelles  est  uniforme  pour 
toute  la  Republique. 

Art.  8ö.  II  ne  peut  etre  porte  aucune  atteinte  au  droit,  qu'ont 
les  citoyens  de  faire  prononcer  sur  leurs  differends  par  des  arbitres 
de  leur  choix. 

Art.  87.  La  decision  de  ces  arbitres  est  definitive,  si  les  citoyens 
ne  se  sont  pas  reserve  le  droit  de  reclamer. 

Art.  88.  II  y  a  des  juges  de  paix,  elus  par  les  citoyens  des  arron- 
dissemens  determines  par  la  loi. 

Art.  89.  Iis  concilient  et  jugent  sans  frais. 

Art.  90.  Leur  nombre  et  leur  competence  sont  regles  par  le  corps 
legislatif. 

Art.  91.  II  y  a  des  arbitres  publics  elus  par  les  assemblees  elec- 
torales. 

Art.  92.  Leur  nombre  et  leurs  arrondissemens  sont  fixes  par  le 
corps  legislatif. 

Art.  93.  Iis  connaissent  des  contestations,  qui  n'ont  pas  ete 
terminees  definitivement  par  les  arbitres  prives  ou  par  les  juges 
de  paix. 

Art.  94.  Iis  deliberent  en  public.  Iis  opinent  ä  haute  voix.  Iis 
statuent  en  dernier  ressort  sur  defenses  verbales  ou  sur  simple  memoire 
sans  procedures  et  sans  frais.    Iis  motivent  leur  decisions. 

Art.  95.  Les  juges  de  paix  et  les  arbitres  publics  sont  elus  tous 
les  ans. 

Art.  96.  En  matiere  criminelle  nul  citoyen  ne  peut  etre  juge  que 
sur  une  accusation  re^ue  par  les  jures  ou  decretee  par  le  corps  legislatif. 

Les  accuses  ont  des  conseils  choisis  par  eux  ou  nomme  d'office. 

L'instruction  est  publique.  Le  fait  et  l'intention  sont  declares 
par  un  jury  de  jugement. 

La  peine  est  appliquee  par  un  tribunal  criminel. 

Art.  97.  Les  juges  criminels  sont  elus  tous  les  ans  par  les  assem- 
blees electorales. 

Art.  98.  II  y  a  pour  toute  la  Republique  un  tribunal  de  Cassation. 

Art.  99.  Ce  tribunal  ne  connait  point  du  fond  des  affaires.  II 
prononce  sur  la  violation  des  formes  et  sur  les  contraventions  expresses 
ä  la  loi. 

Art.  100.  Les  membres  de  ce  tribunal  sont  nommes  tous  les 
ans  par  les  assemblees  electorales. 

Auch  der  Konstitution  von  1793  ist  eine  Erklärung 
der  Menschen-  und  Bürgerrechte''  vorangestellt,  als  deren 
bedeutsamste  Bestimmung  die  Proklamierung  der  Volks- 
souveränität zu  gelten  hat.  Aber  die  Souveränität  gehört 
nicht  mehr  der  Nation  (nation),  sondern  dem  Volke 
(peuple).  Dieser  Unterschied  ist  kennzeichnend  für  den  demo- 
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kratischeren  Geist  der  Verfassung  und  der  daraus  entsprin- 
genden Tendenz,  der  breiten  Masse  Zugeständnisse  zu  machen. 
Wie  1791  ist  die  Souveränität  des  Volkes  einzig,  unteilbar, 
unveräußerlich  und  unverjährbar^). 

Im  besonderen  ordnet  die  Verfassung  weiter  an: 

Kein  einzelner  Teil  des  Volkes  kann  die  Macht  des  ge- 
samten Volkes  ausüben;  doch  darf  jede  versammelte  Sektion 
des  souveränen  Volkes  ihren  Willen  mit  voller  Freiheit  aus- 
drücken^).  Jeder  Einzelne  aber,  der  sich  die  Souveränität 
anmaßen  will,  soll  sogleich  durch  die  freien  Männer  zum  Tode 
verurteilt  werden^).  Das  Volk  hat  das  Recht  der  Verfassungs- 
änderung, da  eine  frühere  Generation  nicht  berechtigt  sein 
soll,  der  folgenden  Gesetze  vorzuschreiben*).  Als  heiligstes 
Recht,  ja  als  höchste  Pflicht  wird  die  Insurrektion  des  Volkes 
und  jedes  einzelnen  Teiles  gegen  die  Regierung^)  gepriesen, 
wenn  sie  die  Rechte  des  Volkes  verletzt. 

So  treten  zu  den  alten  Ideen  von  1791  neue  hinzu  ni 
einer  bestimmteren,  ja  radikaleren  Fassung. 

Beherrscht  dieser  Geist,  so  fragen  wir,  auch  die  Be- 
stimmungen über  die  richterliche  Gewalt  ? 

Das  französiche  Volk  ist  für  die  Justiz  in  Departemente, 
Distrikte  und  Munizipalitäten  eingeteilt^).  Das  bürgerliche 
und  peinliche  Gesetzbuch  ist  für  die  ganze  Republik  gleich- 
förmig^). Die  Verhandlungen  sind,  wie  1791,  öffentlich^). 
Im  Vergleich  zur  Konstitution  von  I79I  sind  die  Bestimmun- 
gen der  Konventsverfassung  über  die  Gerichtsorganisation 
allgemeiner  gehalten.  Die  richterliche  Gewalt  wird  Richtern 
übertragen,  die  vom  Volke  erwählt  werden^).  Zivil-  und 
Kriminaljustiz  haben  1793  besondere  Richter.  Zu 
den   Zivilgerichten  gehören  die  privaten  Schiedsgerichte, 

1)  Declar.  Art.  25. 

2)  Declar.  Art.  26. 

3)  Declar.  Art.  27. 
*)  Declar.  Art.  28. 
5)  Declar.  Art.  35. 
«)  Const.  Art.  3. 

7)  Const.  Art.  85. 

8)  Const.  Art.  94.  96. 

9)  Const.  Art.  9. 
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die  Friedensgerichte  und  die  öffentlichen  Schiedsgerichte^). 
Die  Gruppierung  von  privatim  durch  die  Parteien  ernannten 
und  öffenthchen  Schiedsrichtern  ist  neu.  Doch  entspricht 
das  Amt  der  ersteren  demjenigen  der  Schiedsrichter  von  1791. 
Sie  schhchten  Streitigkeiten  der  Bürger.  Bei  Verzicht  der 
Parteien  auf  das  Reklamationsrecht  sind  die  schiedsrichter- 
lichen Entscheidungen  von  definitiver  Geltung,  entsprechend 
17912). 

Aus  der  vorigen  Konstitution  übernommen  ist  das 
Institut  der  Friedensgerichte.  Die  Friedensrichter  sollen 
die  streitenden  Parteien  versöhnen  und  Recht  sprechen  ohne 
Vergütung.  Ihre  Anzahl  wird  durch  den  gesetzgebenden 
Körper,  die  Volksvertretung,  festgesetzt,  der  auch  ihre  Kom- 
petenz näher  zu  bestimmen  hat.  Erwählt  werden  sie  von  den 
Bürgern  der  gesetzlich  bestimmten  Bezirke^).  Die  Dauer 
ihrer  Tätigkeit  beträgt  nur  ein  Jahr^),  —  gegenüber  der  zwei- 
jährigen Amtsdauer  von  1791.  Die  eigentliche  Zivilgerichts- 
barkeit wird  von  öffentlichen  Schiedsgerichten  aus- 
geübt. Ihrer  Berufstätigkeit  nach  sind  sie  mit  den  Zivil- 
richtern von  1791  (die  aber  zugleich  Kriminalrichter  waren) 
zu  vergleichen. 

Neu  ist  die  Bezeichnung:  ,, öffentliche  Schiedsrichter". 
Ihre  Anzahl  und  ihre  Bezirke  werden  von  dem  gesetzgebenden 
Körper  festgesetzt^).  Ihre  Kompetenz  erstreckt  sich  auf 
Streitsachen,  die  durch  die  Privatschiedsrichter  oder  Friedens- 
richter nicht  entschieden  wurden^).  Über  Verbalverteidi- 
gungen, wie  über  ein  einfaches  Gesuch  entscheiden  sie  in 
letzter  Instanz  ohne  Gerichtsformen  und  Unkosten.  Die 
Gründe  ihrer  Entscheidungen  haben  sie  stets  zu  motivieren^). 
Wie  1791  werden  sie  in  Wahlversammlungen  erwählt  und 
zwar  wie  die  Friedensrichter  von  1793  auf  ein  Jahr^).  Die 

1)  Const.  Art.  86.  88.  91. 

2)  Const.  Art.  87. 

3)  Const.  Art.  88.  89.  90. 
^)  Const.  Art.  95. 

5)  Const.  Art.  92. 
«)  Const.  Art.  93. 

7)  Const.  Art.  94. 

8)  Const.  Art.  95. 
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Amtsdauer  der  Zivilrichter  von  1791  belief  sich  auf  sechs 
Jahre. 

Allgemein  gehalten  sind  auch  die  Anordnungen  der 
Konvents  Verfassung  über  die  Kriminalgerichtsbarkeit. 
Im  wesentlichen  decken  sie  sich  mit  denen  der  vorigen  Kon- 
stitution. In  Anlehnung  an  ihre  Vorgängerin  ordnet  die 
Konvents  Verfassung  an,  daß  ein  Bürger  in  peinlichen  An- 
gelegenheiten nur  nach  einer  von  Geschworenen  oder  vom 
gesetzgebenden  Körper  erhobenen  Anklage  gerichtet  werden 
kann.  Wie  1791  besteht  eine  Anklage-  und  eine  über  den 
Tatbestand  und  die  Absicht  erkennende  Urteilsjury.  Die  Voll- 
ziehung der  Strafen  erfolgt  durch  die  Kriminalbehörde^). 
also,  wie  1791,  durch  die  Richter.  Einen  öffentlichen  Ankläger 
erwähnt  die  Konventsverfassung  nicht. 

Übernommen  aus  der  Konstitution  von  1791  ist 
die  Bestimmung,  daß  die  Angeklagten  Verteidiger  haben 
dürfen^). 

Im  Unterschied  zu  der  vorigen  Verfassung  werden  die 
Kriminalgerichte,  wie  schon  angedeutet,  nicht  mehr  ab- 
wechselnd mit  Richtern  der  Zivilgerichte  besetzt,  sondern 
das  Volk  erwählt  dafür  besondere  Richter.  Sie  gehen  aus 
Wahlversammlungen  hervor  und  üben  wie  die  Friedensrichter 
und  öffentlichen  Schiedsrichter  ihr  Amt  nur  ein  Jahr  aus^), 
(1791:  sechs  Jahre). 

Auch  die  Konvents  Verfassung  setzt  für  das  ganze 
Reich  einen  Kassationsgerichtshof  ein*).  Die  Kom- 
petenzen gleichen  im  Prinzip  denen  von  1791.  Niemals 
erkennt  der  Kassationsgerichtshof  über  die  Rechtsmaterie 
selbst,  sondern  über  die  Verletzung  der  Formen  und  über  die 
ausdrücklichen  Abweichungen  vom  Gesetz^). 

Die  Mitglieder  des  Kassationsgerichts  gehen  wie  1791 
aus  W^ahlversammlungen  hervor,  üben  aber  ihren  Beruf  wie 
die  andern  ordentlichen  Richter  der  Konventsverfassung  nur 

1)  Const.  Art.  96. 

2)  Const.  Art.  96. 

3)  Const.  Art.  97. 
*)  Const.  Art.  98. 
5)  Const.  Art.  99. 
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ein  Jahr  aus^),  während  die  Amtsdauer  nach  der  Konstitution 
von  1791  auf  vier  Jahre  bemessen  war. 
Soweit  die  Gerichtsorganisation. 

Ein  verhältnismäßig  geringer  Anteil  an  der  Justiz 
gegenüber  1791  steht  der  Legislative  zu.  Nach  der  Ver- 
fassung dekretiert,  also  entscheidet  sie,  die  Verfolgung  der- 
Mitglieder  des  Vollziehungsrates  und  der  öffentlichen  Be- 
amten sowie  die  Anklage  der  gegen  die  allgemeine  Sicherheit 
der  Republik  gerichteten  Verschwörungen^) .  Organ  der  Legisla- 
tive ist  ähnlich  wie  1791  ein  gesetzgebender  Körper,  der  aber 
im  Unterschied  von  1791  aus  direkten  Wahlen  hervorgeht^). 

Dem  dritten  Organ  der  Staatsgewalt,  der  Exekutive, 
steht  ein  Anteil  an  der  Justiz  nicht  zu.  Im  Unterschied  von 
1791  ist  es  korporativ  und  trägt  die  Bezeichnung  Vollziehungs- 
rat. Es  besteht  aus  24  Migliedern,  die  der  gesetzgebende 
Körper  aus  Departementswahllisten  ernennt*). 

Unsere  Untersuchung  ergibt  demnach  folgendes  Resultat : 

Die  Konventsverfassung  übernimmt  aus  ihrer  Vor- 
läuferin: die  privaten  Schiedsgerichte,  die  Friedensgerichte, 
das  Kassationsgericht,  mit  gewissen  Veränderungen  die 
öffentlichen  Schiedsgerichte  und  die  Kriminalgerichte.  Die 
Gerichtsverhandlungen  sind  öffentlich,  die  Richter  werden 
auf  ein  Jahr  vom  Volke  erwählt.  Nicht  erwähnt  werden 
die  Familien-  und  Handelsgerichte,  die  Munizipal-  und 
Korrektionneilgerichte.,  sowie  der  hohe  Nationalgerichtshof 
und  die  Militärjustiz. 

Grundlegende  Unterschiede  bestehen  im  Vergleich 
zur  Konstitution  von  1791  infolge  der  Trennung  von  Zivil- 
und  Kriminaljustiz,  infolge  der  Festsetzung  einjähriger  Tätig- 
keit der  Richter,  infolge  des  Ausschlusses  der  Exekutive 
von  der  Ausübung  der  Justiz.  Der  gesetzgebende  Körper 
erhält  nur  das  Entscheidungsrecht  über  die  Verfolgung  von 
Beamten  und  über  die  Anklageerhebung  gegen  Staatsver- 
schwörer. 

1)  Const.  Art.  100. 

2)  Const.  Art.  55. 
»)  Const.  Art.  23. 

*)  Const.  Art.  62,63. 
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Konsequenter  als  1791  ist  in  der  Konvents  Verfassung 
der  Grundsatz  verwirklicht  worden,  die  Justiz  durch  die  vom 
Volke  erwählten  Richter  ausüben  zu  lassen.  Geradezu  als 
radikal  muß  die  Forderung  einjähriger  Amtstätigkeit  der 
Richter  gelten. 

Die  Verfassung  von  1793  war  selbst  in  jenen  revolu- 
tionären Zeiten  noch  eine  zu  große  Fessel  für  die  Machthaber. 
Niemals  trat  sie  in  Kraft,  aber  sie  ist  für  die  Theorie  sehr 
wichtig,  denn  in  ihr  kommt  der  Gedanke  der  reinsten  De- 
mokratie in  einer  durch  und  durch  konsequent  gedachten 
Weise  zum  Ausdruck.  Schon  am  13.  August  wurde  die  Ver- 
fassung suspendiert  und  eine  revolutionäre  Regierung  ein- 
gesetzt. 

Die  Direktorialverfassung  von  1795^). 

Nach  dem  Sturze  des  Schreckensregimentes  dachte  man 
bald  an  eine  neue  Verfassung.  Den  Entwurf  dazu  legte  Boissy 
d'Anglas  am  23.  Juni  1795  dem  Nationalkonvente  vor.  Ge- 
reift durch  die  schweren  Erfahrungen,  kehrte  man  zu  den 
Grundsätzen  der  Constituante  zurück.  Vor  allem  bemühte 
sich  der  Schöpfer  der  neuen  Verfassung,  die  als  Direktorial- 
verfassung am  23.  September  in  Kraft  trat,  die  bisherigen  Ex- 
treme zu  vermeiden.  Schon  die  Erklärung  der  Menschen-  und 
Bürgerrechte  ist  gemäßigter  gehalten,  als  in  der  Konvent sver- 
fassung  und  zählt  neben  Rechten  auch  Pflichten  auf. 

Constitution. 

1795  Aoüt  22. 

Art.  41.  Les  assemblees  electorales  elisent,  selon  qu'il  y  a  lieu, 
1.  les  membres  du  corps  legislatif ;  savoir:  les  membres  du  conseil  des 
anciens,  ensuite  les  membres  du  conseil  des  cinq-cents;  2.  les  mem- 
bres du  tribunal  de  Cassation.  3.  les  hautsjures;  ....  5.  les 
President,  accusateur  public  ....  du  tribunal  criminel;  6.  les 
juges  des  tribunaux  civils. 

Art.  44.  Le  corps  legislatif  est  compose  d'un  conseil  des  anciens 
et  d'un  conseil  des  cinq-cents. 

Art.  112.  Iis  peuvent  pour  faits  criminels  etre  saisis  en  flagrant 
delit;  mais  il  en  est  donne  avis  sans  delai  au  corps  legislatif,  et  la 

^)  Pölitz  II)  S.  29.  Helle,  S.  436ff. 
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poursuite  ne  pourra  etre  continu^e;  qu'apres  que  le  conseil  des  cinq- 
cents  aura  proposc  la  mise  en  jugement  et  que  le  conseil  des  anciens 
l'aura  decretee. 

Art.  113.  Hors  le  cas  du  flagrant  delit  les  membres  du  corps 
legislatif  ne  peuvent  etre  amenes  devant  les  officiers  de  police,  ni  mis 
en  etat  d'arrestation,  avant  que  le  conseil  des  cinq-cents  n'ait  propose 
la  mise  en  jugement  et  que  le  conseil  des  anciens  ne  l'ait  decretee. 

Art.  114.  Dans  les  cas  des  deux  articles  precedens  un  membre 
du  corps  legislatif  ne  peut  etre  traduit  devant  aucun  autre  tribunal 
que  la  haute-cour  de  justice. 

Art.  115.  Iis  sont  traduits  devant  la  meme  cour  pour  les  faits  de 
trahison,  de  dilapidation,  de  manoeuvres  pour  renverser  la  Constitution 
et  d'attentat  conrre  la  sürete  Interieure  de  la  Republique. 

Art.  117.  .   .   ,  le  conseil  des  cinq-cents  admet  la  denonciation... 

Art.  120.  S'il  est  declare  par  le  conseil  des  cinq-cents,  qu'il  y 
a  lieu  ä  examen 

Art,  121.  Soit  que  le  prevenu  se  soit  presente  ou  non,  le  conseil 

des  anciens  prononce  l'accusation,  s'il  y  a  lieu,  et  ren- 

voie  l'accuse  devant  la  haute-cour  de  justice,  laquelle  est  tenue 
d'instruire  le  proces  sans  aucun  delai. 

Art.  122.  Toute  discussion  dans  Tun  et  dans  l'autre  conseil, 
relative  ä  la  prevention  ou  ä  l'accusation  d'un  membre  du  corps 
legislatif.  se  fait  en  comite  general. 

Toute  deliberation  sur  les  memes  objets  est  prise  au 

scrutin  secret. 

Art.  132.  Le  pouvoir  executif  est  delegue  ä  un  directoire  de 
cinq  membres,  nommes  par  le  corps  legislatif,  faisant  alors  les  fonc- 
tions  d'assemblee  electorale  au  nom  de  la  nation. 

Art.  144.  (Le  directoire)  dispose  de  la  force  armee  .... 

Art.  146.  Le  directoire  nomme  les  generaux  en  chef  .... 

Art.  147.  Le  directoire  surveille  et  assure  l'execution  des  lois 
dans  les  administrations  et  tribunaux  par  des  commissaires  ä  sa  no- 
mination. 

Art.  158.  L'article  112  et  les  suivans  jusqu'ä  l'article  123  in- 
clusivement,  relatifs  ä  la  garantie  du  corps  legislatif,  sont  communs  aux 
membres  du  directoire. 

Alt.  189.  Les  administrations  departementales  et  municipales  ..  . 
ne  peuvent  s'immiscer  dans  les  objets  dependant  de  l'ordre  judiciaire. 

Art.  202.  Les  fonctions  judiciaires  ne  peuvent  etre  exercees  ni 
par  le  corps  legislatif,  ni  par  le  pouvoir  executif. 

Art.  203.  Les  juges  ne  peuvent  s'immiscer  dans  l'exercice  du 
pouvoir  legislatif,  ni  fcdre  aucun  reglement. 

Iis  ne  peuvent  arreter,  ou  susperidre  l'execution  d'aucune  loi, 
ni  citer  devant  eux  les  administrateurs  pour  raison  de  leurs  fonctions 
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Art.  204.  Nulnepeutetredistrait  des  juges,  que  la  loi  luiassigne, 
par  aucune  commission,  ni  par  d'autres  attributions  que  Celles,  qui 
sont  determinees  par  une  loi  anterieure. 

Art.  205.  La  justice  est  rendue  gratuitement. 

Art.  206.  Les  juges  ne  peuvent  etre  destitues  que  pour  forfai- 
ture  legialement  jugee,  ni  suspendus  que  par  une  accusation  admise. 

Art.  207.  L'ascendant  et  le  descendant  en  ligne  directe,  les 
freres,  l'oncle  et  le  neveu,  les  cousins  au,  premier  degre  et  les  allies 
ä  ces  divers  degres  ne  peuvent  etre  simultanement  membres  du  meme 
tribunal. 

Art.  208.  Les  seances  des  tribunaux  sont  publiques;  les  juges 
deliberent  en  secret;  les  jugemens  sont  prononces  ä  haute  voix;  ils 
sont  motives  et  on  y  enonce  les  termes  de  la  loi  appliquee. 

Art.  209.  Nul  citoyen,  s'il  n'a  l'äge  de  trente  ans  accomplis  ne 
peut  etre  elu  juge  d'un  tribunal  de  departement,  ni  juge  de  paix,  ni 
assesseur  de  juge  de  paix,  ni  juge  d'un  tribunal  de  commerce,  ni  mem- 
bre  du  tribunal  de  Cassation  ,   .  . 

Art.  210.  II  ne  peut  etre  porte  atteinte  au  droit  de  faire  pronon- 
cer  Sur  les  differends  par  des  arbitres  du  choix  des  parties. 

Art.  2n.  La  decision  de  ces  arbitres  est  sans  appel  et  sans  re- 
cours  en  Cassation,  si  les  parties  ne  l'ont  expressement  reserve. 

Art.  212.  II  y  a  dans  chaque  arrondissement  determine  par  la 
loi  un  juge  de  paix  et  ses  assesseurs.  Iis  sont  tous  elus  pour  deux 
ans  et  peuvent  etre  immediatement  et  indefiniment  reelus. 

Art.  213.  La  loi  determine  les  objets,  dont  les  juges  de  paix  et 
ieurs  assesseurs  connaissent  en  dernier  ressort. 

Elle  leur  en  attribue  d'autres,  qu'ils  jugent  ä  la  Charge  de  l'appel. 

Art.  214.  II  y  a  des  tribunaux  particuliers  pour  le  commerce  de 
terre  et  de  mer;  la  loi  determine  les  lieux,  oü  il  est  utile  de  les  etablir. 

Leur  pouvoir  de  juger  en  dernier  ressort  ne  peut  etre  etendu  au 
delä  de  la  valeur  de  cinq  cents  myriagrammes  de  froment  (cent  deux 
quintaux,  vingt-deux  livres). 

Art.  215.  Les  affaires,  dont  le  jugement  n'appartient  ni  aux 
juges  de  paix  ni  aux  tribunaux  de  commerce,  soit  en  dernier  ressort, 
soit  ä  la  Charge  d'appel,  sont  portees  immediatement  devant  le  juge 
de  paix  et  ses  assesseurs,  pour  etre  conciliees. 

Si  le  juge  de  paix  ne  peut  les  concilier,  il  les  renvoie  devant  le 
tribunal  civil. 

Art.  216.  II  y  a  un  tribunal  civil  par  departement.  Chaque 
tribunal  civil  est  compose  de  vingt  juges  au  moins,  d'un  commissaire 
et  d'un  Substitut  nommes  et  destituables  par  le  directoire  executif  .  .  . 
Les  juges  peuvent  etre  reelus. 

Art.  217.  Lors  de  l'election  des  juges  il  est  nomme  cinq  sup- 
pleans,  dont  trois  sont  pris  parmi  les  citoyens  residant  dans  la  commu- 
ne, oü  siege  le  tribunal. 
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Art.  218.  Le  tribunal  civil  prononce  en  dernier  ressort  dans  les 
cas  determines  par  la  loi  sur  les  appels  des  jugemens,  soit  des  juges  de 
paix,  soit  des  arbitres,  soit  des  tribunaux  de  commerce. 

Art.  219.  L'appel  des  jugemens  prononces  par  le  tribunal  civil 
se  porte  au  tribunal  civil  de  Tun  des  trois  departemens  les  plus  voisins, 
ainsi  qu'il  est  determine  par  la  loi. 

Art.  220.  Le  tribunal  civil  se  divise  en  sections. 

Une  section  ne  peut  juger  audessous  du  nombre  de  cinq  juges. 

Art.  221.  Les  juges  reunis  dans  chaque  tribunal  nomment  entre 
eux  au  scrutin  secret  le  president  de  chaque  section. 

Art.  233.  II  y  a  dans  chaque  departement  pour  jugement  des 
delits,  dont  la  peine  n'est  ni  afflictive  ni  infamante,  trois  tribunaux  cor- 
rectionnels  au  moins  et  six  au  plus. 

Ces  tribunaux  ne  pourront  prononcer  de  peines  plus  graves  que 
l'emprisonnement  pour  deux  annees. 

La  connaissance  des  delits,  dont  la  peine  n'excede  pas  soit  la 
valeur  de  trois  journees  de  travail,  soit  un  emprisonnement  de  trois 
jours,  est  deleguee  au  juge  de  paix,  qui  prononce  en  dernier  ressort. 

Art.  234.  Chaque  tribunal  correctionnel  est  compose  d'un  Pre- 
sident, de  deux  juges  de  paix  ou  assesseurs  de  juges  de  paix  de  la 
commune,  oü  il  est  etabli,  d'un  commissaire  du  pouvoir  executif, 
nomme  et  destituable  par  le  directoire  executif. 

Art.  235.  Le  president  de  chaque  tribunal  correctionnel  est 
pris  tous  les  six  mois  et  par  tour  parmi  les  membres  des  sections  du 
tribunal  civil  du  departement,  les  presidens  exceptes. 

Art.  236.  II  y  a  appel  des  jugemens  du  tribunal  correctionnel 
pardevant  le  tribunal  criminel  du  departement. 

Art.  237.  En  matiere  de  delits,  emportant  peine  afflictive  ou 
infamante,  nulle  personne  ne  peut  etre  jugee  que  sur  une  accusation, 
admise  par  les  jures  ou  decretee  par  le  corps  legislatif,  dans  le  cas,  oü 
il  lui  appartient  de  decreter  l'accusation. 

Art.  238.  Un  premier  jury  declare,  si  l'accusation  doit  etre  ad- 
mise ou  rejetee:  le  fait  est  reconnu  par  un  second  jury,  et  la  peine 
determinee  par  la  loi  est  appliquee  par  des  tribunaux  criminels. 

Art.  240.  II  y  a  dans  chaque  departement  autant  de  jurys  d'ac- 
cusation  que  de  tribunaux  correctionnels.  Les  presidens  des  tribunaux 
correctionnels  en  sont  les  directeurs,  chacun  dans  son  arrondissement. 

Dans  les  communes  au-dessus  de  cinquante  mille  ämes  il  pourra 
etre  etabli  par  la  loi  outre  le  president  du  tribunal  correctionnel, 
autant  de  directeurs  de  jurys  d' accusation,  que  l'expedition  des  affaires 
l'exigera. 

Art.  243.  Le  directeur  du  jury  poursuit  immediatement,  comme 
officier  de  police,  sur  les  denonciations  que  lui  fait  l'accusateur  public, 
soit  d'office,  soit  d'apres  les  ordres  du  directoire  executif.  1.  Ces  at- 
tentats  contre  la  liberte  ou  la  sürete  individuelle  des  citoyeus;  2.  ceux 
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commis  contre  le  droit  des  gens;  3.  la  rebellion  ä  l'execution,  soit  des 
jugemens,  soit  des  tous  les  actes  executoires  emanes  des  autorites  consti- 
tiiees;  4.  les  troubleä  occasionnes  et  les  voies  de  fait  commises,  pour 
entraver  la  perception  des  contributions,  la  libre  circulation  des  sub- 
sistances  et  des  autres  objets  de  commerce. 

Art.  244.  II  y  a  un  tribunal  criminel  pour  chaque  departement. 

Art.  245.  Le  tribunal  criminel  est  compose  d'un  president,  d'un 
accusateur  public,  de  quatre  juges  pris  dans  le  tribunal  civil,  du  com- 
missaire  du  pouvoir  executif  pres  le  meme  tribunal  ou  de  son  Substi- 
tut ..  . 

II  y  a  dans  le  tribunal  criminel  du  departement  de  la  Seine  .  .  , 
ce  tribunal  est  divise  en  deux  sections;  huit  membres  du  tribunal  ci- 
vil y  exercent  les  fonctions  de  juges. 

Art.  246.  Les  presidens  des  sections  du  tribunal  civil  ne  peuvent 
remplir  les  fonctions  de  juges  au  tribunal  criminel. 

Art.  247.  Les  autres  juges  y  font  le  Service,  chacun  ä  son  tour, 
pendant  six  mois  dans  l'ordre  de  leur  nomination,  et  ils  ne  peuvent 
pendant  ce  temps  exercer  aucune  fonction  au  tribunal  civil. 

Art.  248.  L'accusateur  public  est  Charge  de  poursuivre  les 
delits  Sur  les  actes  d'accusation  admis  par  les  premiers  jures  .... 

Art.  249.  Le  commissaire  du  pouvoir  executif  est  Charge  1.  de 
requerir  dans  le  cours  de  l'instruction  pour  la  regularite  des  formes 
et  avant  le  jugement  pour  l'application  de  la  loi  2.  de  poursuivre  l'ex- 
ecution des  jugemens  rendus  par  le  tribunal  criminel. 

Art.  250.  Les  juges  ne  peuvent  proposer  aux  jures  aucune  ques- 
tion  complexe. 

Art.  251.  Le  jury  de  jugement  est  de  douze  jures  au  moins: 
l'accuse  a  la  faculte  d'en  recuser,  sans  donner  de  motifs,  un  nombre, 
que  la  loi  determine. 

Art.  252.  L'instruction  devant  le  jury  de  jugement  est  publi- 
que, et  l'on  ne  peut  refuser  aux  accuses  le  secours  d'un  conseil,  qu'ils 
ont  la  faculte  de  choisir  ou  qui  leur  est  nomme  d'office. 

Art.  253.  Toute  personne  acquittee  par  un  jury  legal  ne  peut 
etre  reprise  ni  accusee  pour  le  meme  fait. 

Art.  254.  II  y  aura  dans  toute  la  Republique  un  tribunal  de 
Cassation. 

II  prononce:  1.  sur  les  demandes  en  Cassation  contre  les  juge- 
mens en  dernier  ressort  rendus  par  les  tribunaux;  2.  sur  les  demandes 
en  renvoi  d'un  tribunal  ä  un  autre  pour  cause  de  suspicion  legitime 
ou  de  sürete  publique;  3.  sur  les  reglemens  de  juges  et  les  prises  ä 
partie  contre  un  tribunal  entier. 

Art.  255.  Le  tribunal  de  Cassation  ne  peut  jamais  connaitre 
du  fond  des  affaires;  mais  il  casse  les  jugemens  rendus  sur  les  proce- 
dures,  dans  lesquelles  les  formes  ont  ete  violees,  ou  qui  contiennent 
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quelque  contravention  expresse  ä  la  loi,  et  il  renvoie  le  fond  du  proces 
au  tribunal,  qui  doit  en  connaitre. 

Art.  256.  Lorsqu'apres  une  Cassation  le  second  jugement  sur 
le  fond  est  attaque  par  les  memes  moyens  que  le  premier,  la  question 
ne  peut  plus  etre  agitee  au  tribunal  de  Cassation,  sans  avoir  ete  sou- 
mise  au  corps  legislatif,  qui  porte  une  loi,  ä  laquelle  le  tribunal  de 
Cassation  est  tenu  de  se  conformer. 

Art.  257.  Chaque  annee  le  tribunal  de  Cassation  est  tenu  d'en- 
voyer  ä  chacune  des  sections  du  corps  legislatif  une  deputation,  qui 
lui  presente  l'etat  des  jugemens  rendus,  avec  la  notice  en  marge  et 
le  texte  de  la  loi,  qui  a  determine  le  jugement. 

Art.  258.  Le  nombre  des  juges  du  tribunal  de  Cassation  ne  peut 
exceder  les  trois  quart  du  nombre  des  departemens. 

Art.  259.  Ce  tribunal  est  renouvele  par  cinquieme  tous  les  ans. 

Les  assemblees  electorales  des  departemens  nomment  successi- 
vement  et  alternativement  les  juges  qui  doivent  remplacer  ceux, 
qui  sortent  du  tribunal  de  Cassation. 

Les  juges  de  ce  tribunal  peuvent  toujours  etre  reelus. 

Art.  260.  Chaque  juge  du  tribunal  de  Cassation  a  un  suppleant 
elu  par  la  meme  assemblee  electorale. 

Art.  261.  II  y  a  pres  du  tribunal  de  Cassation  un  commissaire 
et  des  Substituts  nommes  et  destituables  par  le  directoire  executif. 

Art.  262.  Le  directoire  executif  denonce  au  tribunal  de  Cassa- 
tion ....  les  actes,  par  lesquels  les  juges  ont  excede  leurs  pouvoirs. 

Art.  263.  Le  tribunal  annulle  ces  actes;  et  s'ils  donnent  lieu  ä  la 
forfaiture,  le  fait  est  denonce  au  corps  legislatif,  qui  rend  le  decret 
d'accusation,  apres  avoir  entendu  ou  appele  les  prevenus. 

Art.  264.  Le  corps  legislatif  ne  peut  annulier  les  jugemens  du 
tribunal  de  Cassation,  sauf  ä  poursuivre  personnellement  les  juges,  « 
qui  auraient  encouru  la  forfaiture. 

Art.  265.  II  y  a  une  haute  cour  de  justice,  pour  juger  les  accu- 
sations  admises  par  le  corps  legislatif,  soit  contre  ses  propres  membres, 
soit  contre  ceux  du  directoire  executif. 

Art.  266.  La  haute-cour  de  justice  est  composee  de  cinq  juges 
et  de  deux  accusateurs  nationaux  tires  du  tribunal  de  Cassation  et  de 
haut-jures  nommes  par  les  assemblees  electorales  des  departemens. 

Art.  267.  La  haute-cour  de  justice  ne  se  forme  qu'en  vertu 
d'une  proclamation  du  corps  legislatif,  redigee  et  publice  par  le  conseil 
des  cinq-cents. 

Art.  268.  Elle  se  forme  et  tient  ses  seances  dans  le  lieu  designe 
par  la  proclamation  du  conseil  des  cinq-cents. 

Ce  lieu  ne  peut  etre  plus  pres  qu'ä  douze  myriametres  de  celui, 
oü  reside  le  corps  legislatif. 
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Art.  269.  .  .  .  les  cinq  juges  (du  tribunal  de  Cassation)  ainsi 
(au  sort)  nommes  sont  les  juges  de  la  haute  cour  de  justice;  ils  choisis- 
sent  entre  eux  un  president. 

Art.  270.  Le  tribunal  de  Cassation  nomme  ....  deux  de  ses 
membres,  pour  remplir  ä  la  haute-cour  de  justice  les  fonctions  d'accu- 
sateurs  nationaux. 

Art.  271.  Les  actes  d'accusation  sont  dresses  et  rediges  par  le 
conseil  des  cinq-cents. 

Art.  272.  Les  assemblees  electorales  de  chaque  departement 
nomment  tous  les  ans  un  jure  pour  la  haute-cour  de  justice. 

Art.  288.  Les  commandans  ou  chefs  de  terre  et  de  mer  .... 
re9oivent  du  directoire  executif  des  commissions  revocables  ä  volonte. 

Art.  290.  L'armee  de  terre  et  de  mer  est  soumise  ä  des  lois 
particulieres  pour  la  discipline,  la  forme  des  jugemens  et  la  nature  des 
peines. 

Hinsichtlich  der  rieht edichen  Gewalt  gleichen  die  Be- 
stimmungen der  Direktorialverfassung  wesentlich  denen  der 
Konstitution  von  179L  Auch  die  Direktorialverfassung  for- 
dert die  strenge  Durchführung  der  Gewaltenteilung;  denn  sie 
bestimmt:  Die  gerichtlichen  Amtsverrichtungen  können  we- 
der durch  den  gesetzgebenden  Körper  noch  durch  die  voll- 
ziehende Gewalt  ausgeübt  werden,  sondern  nur  durch  Richter, 
die  das  Volk  erwählt^).  Blutsverwandte  und  Verschwägerte 
dürfen  nicht  zu  gleicher  Zeit  Mitglieder  desselben  Gerichts- 
hofes sein^).  Sachlich  gleichen  ferner  die  folgenden  Bestim- 
mungen derjenigen  der  ersten  Verfassung:  Niemand  kann  den 
Richtern,  welche  ihm  das  Gesetz  zuweist,  durch  irgend  eine 
Kommission,  noch  durch  andere  Rücksichten,  als  die  durch 
ein  vorhergehendes  Gesetz  bestimmt  sind,  entrissen  werden^). 
Andrerseits  ist  den  Richtern  die  Einmischung  in  die  Aus- 
übung der  Legislative  und  Exekutive  und  der  Erlaß  eigener 
Verordnungen  untersagt*).  Verboten  ist  ihnen,  die  Voll- 
ziehung eines  Gesetzes  aufzuhalten  oder  zu  verhindern,  so- 
wie Verwaltungsbeamte  wegen  ihrer  Amtsverrichtungen  vor- 
zuf ordern^).    Wie  1791  kann  die  Suspension  eines  Richters 

1)  Art.  202.  209,  41. 

2)  Art.  207. 
Art.  204. 

^)  Art.  203. 
5)  Art.  203. 
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nur  auf  Grund  einer  Anklage  und  die  Absetzung  nur  wegen 
gesetzlich  abgeurteilter  Verbrechen  erfolgen^).  Den  Unter- 
schied von  besonderen  Civil-  und  Kriminalrichtern,  wie 
ihn  die  Konventsverfassung  festgesetzt  hatte,  kennt  die  Di- 
rektorialverfassung nicht.  Als  Minimalaltersgrenze  für  sämt- 
liche Richter  wird,  wie  1791,  das  dreißigste  Lebensjahr  fest- 
gesetzt 2).  Unentgeltliche  und  öffentliche  Rechtspflege  wird 
auch  in  der  Direktorialverfassung  gefordert^).  Hinzugefügt 
wird  aber :  die  Beratschlagung  der  Richter  ist  geheim,  die  Ver- 
kündigung der  Urteile  erfolgt  öffentlich.  Das  Urteil  muß 
mit  den  Worten  des  Gesetzes  begründet  werden*).  Somit 
gleichen  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  richter- 
liche Gewalt  z.  T.  wörtlich  den  Vorschriften  der  ersten  Ver- 
fassung. 

Unserer  Untersuchung  bleibt  die  Beantwortung  der 
Frage  vorbehalten,  wieweit  sich  eine  Übereinstimmung  im 
besonderen  findet. 

Entsprechend  der  Einteilung  innerhalb  der  Verfassung 
ist  zu  unterscheiden  zwischen  bürgerlicher  Rechtspflege  und 
zwischen  Zucht-  und  Strafrechtspflege. 

Zunächst  haben  wie  1791  und  1793  die  Parteien  das 
Recht,  ihre  Streitigkeiten  durch  selbst  gewählte  Schieds- 
richter entscheiden  zu  lassen^).  Ohne  ausdrücklichen  Vor- 
behalt einer  weiteren  Appellation  oder  eines  Rekurses  zur 
Kassation  seitens  der  Parteien  sind  die  schiedsrichterlichen 
Sprüche  endgültig^). 

Übernommen  aus  der  Konstitution  von  1791  sind  die 
Friedensrichter  mit  Beisitzern^).  Ausdrücklich  wird 
nur  die  volkstümliche  Vermittlerrolle  der  Friedensrichter 
wieder  hervorgehoben;   denn  die   Sachen,    welche  weder 


1)  Art.  206. 

2)  Art.  209. 

3)  Art.  205. 

4)  Art.  208. 

5)  Art.  210. 
«)  Art.  211. 

Art.  212.  213. 
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vor  die  Friedensrichter,  noch  vor  die  Handelsgerichte,  mit 
oder  ohne  Appellation  gehören,  werden  unmittelbar 
vor  den  Friedensrichter  und  seine  Beisitzer  gebracht, 
um  in  Güte  verglichen  zu  werden.  Gelingt  dem  Friedens- 
richter der  Vergleich  nicht,  so  verweist  er  den  Gegenstand 
vor  das  Civilgericht^),  also  vor  die  Instanz,  welcher  nach  dem 
Organisationsgesetz  vom  16.  August  etwa  das  Distriktsge- 
richt entspricht.  Als  Amtsbereich  des  Friedensrichters  gilt 
wie  bisher  der  Gemeindebezirk;  die  Amtsdauer  beträgt  wie 
1791  zwei  Jahre,  nach  deren  Ablauf  eine  Wiederwahl  erfolgen 
darf  2). 

Aus  der  Verfassung  von  1791  übernommen  sind  die 
Handelsgerichte,  als  besondere  Gerichte  für  den  Handel 
zu  Lande  und  zu  Wasser.  Über  ihre  Kompetenzen  erklärt  die 
Verfassung:  Ihre  Befugnis,  in  letzter  Instanz  zu  urteilen,  darf 
nur  bis  zu  Werten  ausgedehnt  werden,  die  dem  Preis  von  500 
Myriagramm  (102  Centner,  22  Pfund)  entsprechen.  (1791 
handelte  es  sich  um  Objekte  im  Werte  von  tausend  livres). 
Sitz  des  Handelsgerichts  ist  der  gesetzlich  bestimmte  Ort^). 

Die  wichtigste  Neuerung*),  welche  die  Direktorial  Ver- 
fassung einführt,  ist  die  Anordnung  von  Civilgerichten  für 
jedes  Departement  gegenüber  dem  Distrikt  von  1791. 
Das  Civilgericht  spricht  in  letzter  Instanz  in  den  gesetzlich 
festgelegten  Fällen  und  bildet  die  Appellationsinstanz  für  die 
Schieds-,  Friedens-  und  Handelsgerichte^).  Die  Appellation 
von  den  Urteilen  eines  Civilgerichts  geht  an  das  Civilgericht 
eines  der  drei  nächstgelegenen  Departemente^) ;  ähnlich  wurde 
auch  nach  der  Konstitution  von  1791  eins  von  den  Distrikts- 
gerichten als  Appellationsinstanz  bezeichnet.  In  beiden 
Verfassungen  fehlen  also  besondere  Appellations- 
gerichte. 


1)  Art.  215. 

2)  Art.  212. 

3)  Art.  214. 

*)  vergl.  Richter  I,  S.  264. 
5)  Art.  218. 
«)  Art.  219. 
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Entsprechend  der  Größe  seines  Bezirks  ist  auch  die  Zu- 
sammensetzung des  Civilgerichts  eine  andere  als  die  des  Di- 
strikt sgerichts  von  1791.  Jedes  Civilgericht  besteht  aus  we- 
nigstens zwanzig  Richtern,  aus  einem  Kommissar  und  einem 
Substituten,  die  das  Vollziehungsdirektorium  ernennt  und  ab- 
setzen kann^).  Wie  1791  werden  auch  Ergänzungsrichter  er- 
nannt; ihre  Zahl  beträgt  fünf.  Drei  von  ihnen  müssen  aus 
den  Bürgern  der  Stadt  genommen  werden,  in  der  das  Gericht 
seinen  Sitz  hat^).  Ähnlich  sind  die  Bestimmungen  1791.  Nach 
der  Direktorialverfassung  teilt  sich  jedes  Civilgericht  in 
Sektionen,  die  aber  erst  bei  Anwesenheit  von  fünf  Richtern 
ihr  Amt  ausüben  können^).  Jede  Sektion  hat  einen  Präsi- 
denten, der  von  den  Richtern  erwählt  wird^).  Ähnlich  ist  die 
Institution  der  zwei  Kammern,  die  1791  aber  nur  in  Städten 
von  mehr  als  50  000  Einwohnern  bei  den  Civilgerichten  ge- 
bildet wurden.  Erwählt  werden  die  Richter,  welche  die  Ci- 
viljustiz  ausüben,  wie  bisher,  in  Wahlversammlungen^).  Sie 
sind  fünf  Jahre  im  Amte  und  können  immer  wiedergewählt 
werden^).  Die  Amtsdauer  hat  somit  in  der  Direktorialver- 
fassung wiederum  eine  Änderung  erfahren.  (1791:  sechs 
Jahre,  1793:  ein  Jahr). 

In  der  Organisation  der  Kriminal] ustiz  lehnt  sich 
die  Direktorialverfassung  an  die  Konstitution  von  1791  an. 
Nicht  aber  wird,  wie  zur  Zeit  der  Constituante,  die  Gerichts- 
organisation durch  die  Art  der  Gesetzverletzung  bestimmt^ 
sondern  durch  die  Art  der  Strafen,  die  in  polizeiliche,  korrek- 
tioneile und  peinliche  eingeteilt  werden"^).  Mit  den  Munizi- 
paltribunalen von  1791  zu  vergleichen  sind  die  besonderen 
Gerichte,  an  denen  der  Friedensrichter  über  leichte 
Vergehen  zu  "erkennen  hat,  nach  der  Verfassung  über  solche, 


1)  Art.  216. 

2)  Art.  217. 

3)  Art.  220. 
*)  Art.  221. 

5)  Art.  41,  alin  6. 
«)  Art.  216. 

')  vergl.  Richter  II,  S.  268. 
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deren  Strafe  nicht  den  Wert  eines  dreitägigen  Arbeitslohnes 
oder  eine  dreitägige  Einsperrung  übersteigt^). 

Der  Municipalverwaltung  ist  im  Unterschied  zu 
1791  eine  Einmischung  in  die  Justiz  verbot en^).  Den 
Korrekt ionnellgerichten  von  1791  entsprechen  etwa  die 
Zuchtgerichte  der  Direktorialverfassung.  Für  ihre  lokale 
Verteilung  ist  das  Departement  zugrunde  gelegt.  In 
jedem  Departement  sollen  wenigstens  drei,  höchstens 
sechs  solcher  Gerichte  bestehen.  Sie  entscheiden  über  Ver- 
gehen, auf  denen  weder  eine  Leibes-  noch  entehrende  Strafe 
ruht.  Die  schwerste  Strafe,  auf  welche  die  Zuchtgerichte  er- 
kennen dürfen,  lautet  auf  zwei  Jahre  Einsperrung^).  Jedes 
Zuchtgericht  besteht  aus  einem  Präsidenten,  der  den  Sek- 
tionen des  Departementscivilgerichts  entnommen  wird,  aus 
zwei  Friedensrichtern  oder  Beisitzern  des  Friedensrichters 
und  einem  Kommissar  der  Exekutivgewalt,  des  Vollziehungs- 
direktoriums''). Appellationsinstanz  für  das  Zuchtgericht 
ist  das  Kriminalgericht  des  Departements'"^).  Gegenüber 
dem  Korrektionneilgerichte  von  1791  weist  das  Zuchtge- 
richt von  1795  eine  andere  Zusammensetzung  auf.  Hat  das 
Korrektionneilgericht  von  1791  nur  Friedensrichter,  so  kom- 
men 1795  der  aus  dem  Richterkollegium  des  Departements- 
gerichts erwählte  Präsident  und  das  Organ  des  Vollziehungs- 
direktoriums, der  Kommissar,  hinzu.  Als  Appellations- 
instanz gilt  das  Kriminalgericht  des  Departements. 

Die  Kriminalgericht e^)  entscheiden  über  Verbre- 
chen, welche  Leibes-  oder  entehrende  Strafen  nach  sich  zie- 
hen. Sitz  des  Kriminalgerichts  ist  das  Departement"^),  ent- 
sprechend 1791.  Wie  bisher  treten  bei  dem  Kriminalgericht 
Geschworene  auf,  die  Vom  Volke  erwählt  werden.  Die  Ein- 


1)  Art.  233. 

2)  Art.  189. 

3)  Art.  233. 

*)  Art.  234.  235. 
5)  Art.  236. 
«)  Art.  237. 
')  Art.  244. 
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tcilung  der  Geschworenen  in  eine  Anklage-  und  Urteils- 
jury entspricht  derjenigen  von  1791  und  1793.  Ein  erstes  Ge- 
schworenengericht erklärt,  ob  die  Anklage  angenommen 
oder  verworfen  werden  soll;  ein  zweites  Geschworenengericht 
erkennt  den  Sachverhalt  an.  Neu  ist  die  Bestimmung  ,daß 
die  Richter  den  Geschworenen  keine  verwickelten  Fragen 
vorlegen  dürfen^).  Das  Strafmaß  wird  wie  bisher  durch  die  an 
den  Kriminalgerichten  fungierenden  Richter  festgesetzt 2). 

Auch  die  Direktorialverfassung  setzt  wie  die  Verfassung 
von  1791  einen  Direktor  der  Anklagejury  ein;  er  ist  aber  nicht 
ein  Richter  des  Kriminalgerichts  wie  1791,  sondern  Präsident 
des  Zuchtgerichts.  In  jedem  Departement  sind  ebensoviel 
Anklage jurys  als  Zuchtgerichte. 

Erforderlichenfalls  dürfen  in  Gemeinden  von  mehr  als 
50  000  Seelen  außer  dem  Präsidenten  auch  andere  Richter  — 
welche,  ist  nicht  gesagt  —  das  Amt  eines  Direktors  der  An- 
klagejury versehen^).  Wie  1791  bildet  der  vom  Volk  er- 
wählte öffentliche  Ankläger  in  seiner  Eigenschaft  als  Justiz- 
beamter das  Organ  der  Anklage jury,  denn  er  hat  die  Verbre- 
chen nach  den  von  der  Anklagejury  angenommenen  Akten 
gerichtlich  zu  verfolgen*).  Auch  hat  er,  eine  Pflicht,  die  1791 
den  königlichen  Kommissaren  zusteht,  dem  Direktor  der  An- 
klagejury Anzeige  zu  erstatten,  wenn  es  sich  handelt: 

1.  um  Eingriffe  in  die  persönliche  Freiheit  oder  Sicher- 
heit, 

2.  um  Angriffe  gegen  das  Völkerrecht, 

3.  um  Empörung  gegen  den  Vollzug  gerichtlicher  Ur- 
teile und  aller  Exekutivbeschlüsse,  die  von  den  verfassungs- 
mäßigen Gewalten  ausgehen, 

4.  um  Unruhen  und  Gewalttätigkeiten  zur  Verhinder- 
ung der  Steuererhebung  und  des  freien  Umlaufs  der  Lebens- 
mittel^) sowie  anderer  Handelsgegenstände.  Wie  1791  besteht 
die  Urteilsjury  aus  wenigstens  zwölf  Geschworenen;  ebenso 

1)  Art.  250. 

2)  Art.  238. 

3)  Art.  240. 
*)  Art.  248. 
fi)  Art.  243. 


darf  der  Angeldagte  eme  gesetzHcfa  bestnniiite  Anzahl  zxt- 
lückn^i^ii^).  Wie  bisher  hat  der  Angeklagte  einen  Ratgeber, 
den  er  ^idi  sdbet  enrahU:  oder  d^  ircm  amb» wegen  er- 
nannt wird^;  wie  bisher  darf  der  dordi  gesetzhche  Erkennt- 
nis Fre]ge^[Kochene  wegoi  desselben  Ddtiktes  nicht  wieder 
TOT  Gendit  gefofdert  noch  angeklagt  werden^. 

Der  Unteischied  zwischen  besonderen  Ciirü-  nnd  Kri- 
minaliichtein  bestdit  ent^nnechend  dem  Yorlnlde  Ton  1791 
andi  in  der  Direktorialverfossang  nicht;  Tiehnehr  wird  die 
Kriniinal|iisliz  wie  1791  Ton  den  Ciirilrichtem  ausgeübt,  die 
zu  diesem  Behnfe  for  sechs  Monate  (1791:  drei)  zmn  Krimi- 
nalgeiicht  übertreten.  Die  Zuäammensetzong  des  Richter- 
kcdleginn^  ist  ähnlich,  wie  1791:  ein  Präsident  und  Tier 
Richter  (1791:  drei)^.  Ähnlich  ist  auch  die  Bestimmung,  daß 
die  Präsidenten  der  Sektionen  des  Cirilgenchts  keine  Rich- 
texstellen  bei  dem  Kiiminalgencfat  wrwalten  können^);  1791 
handelte  es  sich  um  die  Präadenten  der  Civilgerichte.  In- 
dessen en.s|picht  etira  die  Sektif^  des  (jnrilgenchts  dem  Di- 
striktsgerkht  von  1 '  r  1  Z  t  -  ieistdhmg  unter  den  Kii- 
nnnalgenchten  ninn  :  _  :r  7.-:~  zrial^erfassuii^  das  des 

Seinedepartements  ein  -^  i:  ::-r  stäikeim  Bevölkerung 
des  Departements  ist  es  in  zwei  Sekticmai  geteiR  und  mit 
acht  Richten  besetzt*). 

\¥]e  1791  irertritt  ein  Kommiäsar  die  vollziehende 
Gewalt  bei  den  Kiiminal^erichten^. 

Fast  unverändert  nach  dem  Umfang  seiner  bi^ieri^en 
Kompetenz  ^  das  Kassationsgericht  gel^ben^.  Es 
spricht  wie  In^ier: 

1.  in  let^er  Instant  über  die  Gesuche  um  Kassaticm 
g^en  die  durch  die  Gerichte  gelitten  Urteile^ 


Anr.  251. 
^  Alt.  2ää. 
*l  Alt  253. 
^  Art.  245. 
*)  Art.  Si«. 

Art.  345. 
*)  Alt.  245. 
•)  Art.  254. 


—    58  — 


2.  über  die  Gesuche  um  Verweisung  von  einem  Gericht 
an  das  andere  aus  Anlaß  eines  rechtmäßigen  Verdachts  oder 
der  öffenthchen  Sicherheit, 

3.  über  die  Anordnung  für  die  Richter  oder  über  die  Be- 
schwerde gegen  ein  ganzes  Gericht, 

4.  es  erklärt  auf  die  Anzeige  des  Vollziehungsdirekto- 
riums (1791  des  Justizministers)  diejenigen  Handlungen  der 
Richter  für  ungültig,  durch  welche  sie  die  Grenzen  ihrer  Ge- 
walt überschritten  haben.  Liegt  dabei  ein  Amts  verbrechen 
der  Richter  vor,  so  zeigt  es  diese  Fälle  dem  gesetzgebenden 
Körper  an,  welcher  alsdann  die  Anklage  erhebt^). 

Niemals  kann  das  Kassationsgericht  über  die  Materie 
selbst  entscheiden,  sondern  es  kassiert  die  Urteile,  wenn  eine 
Formverletzung  oder  eine  ausdrückliche  Abweichung  vom 
Gesetz  vorliegt  und  verweist  die  Materie  an  das  Gericht,  wel- 
ches darüber  zu  erkennen  hat 2). 

Eine  geringe  Abweichung,  —  und  zwar  eine  Kompe- 
tenzbeschränkung gegenüber  den  Bestimmungen  der  ersten 
Verfassung  —  bedeutet  die  Forderung,  daß  schon  nach  einer 
(1791:  zwei)  Kassation  das  angegriffene  Urteil  des  zweiten 
(1791  des  dritten)  Tribunals  dem  gesetzgebenden  Körper 
vorgelegt  werden  muß^).  Die  Kassationsrichter  werden  wie 
1791  und  1793  in  Wahlversammlungen  erwählt.  Abweichend 
sind  aber  die  Bestimmungen  über  die  Zahl  und  Amtsdauer 
der  Kassationsrichter.  Während  die  Constitution  von  1791 
ihre  Zahl  auf  die  Hälfte  der  Anzahl  der  Departements  (d.  h. 
41  oder  42)  festsetzt,  die  Konventsverfassung  ihre  Zahl  un- 
bestimmt läßt,  fordert  die  Direktorialverfassung:  Die  Ge- 
samtzahl der  Richter  des  Kassationsgerichts  darf  nicht  über 
drei  Vierteile  der  Zahl  der  Departements  betragen.  Jährlich 
wird  das  Gericht  um  ein  Fünftel  erneuert*).  Demgegenüber 
hatte  die  erste  Verfassung  die  Amtsdauer  auf  vier  Jahre,  die 
Konventsverfassung  auf  ein  Jahr  bestimmt.  Übernommen 

1)  Art.  263. 

2)  Art.  255. 

3)  Art.  256. 

*)  Art.  258.  259.    Die  Zahl  der  Departements  beträgt  89,  es 

können  also  nicht  mehr  als  66  Kassationsrichter  in  Frage  kommen. 
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aus  der  Konstitution  von  1791  sind  die  Bestimmungen  über 
die  Möglichkeit  der  Wiederwahl^  nach  abgelaufener  Amts- 
dauer, über  die  Ernennung  eines  Ergänzungsrichters  durch 
die  Wahlversammlungen  und  über  die  Zuweisung  eines  Kom- 
missars der  Exekutivgewalt^). 

Ein  dem  hohen  Nationalgerichtshof  von  1791  ähnliches 
Institut  ist  der  Hohe  Justizhof 2)  der  Direktorialver- 
fassung. 

Dieser  Gerichtshof  erkennt  ähnlich  wie  1791  über  Ver- 
brechen, wenn  der  gesetzgebende  Körper  im  gemeinsamen 
Rate  die  Anklage  erhebt^).  Der  gesetzgebende  Körper  be- 
steht aus  zwei  Kammern,  dem  Rat  der  Alten  und  dem  Rat 
der  Fünfhundert*),  die  beide  aus  allgemeinen  Wahlen  hervor- 
gehen^). Die  Anklageerhebung  regelt  sich  in  der  Weise,  daß 
der  Rat  der  Fünfhundert  den  Prozeß  vorschlägt,  d.  h.  die 
Anzeige  entgegen  nimmt,  die  Notwendigkeit  einer  Unter- 
suchung erklärt,  und  schließlich  die  Anklageakten  verfaßt^), 
der  Rat  der  Alten  dagegen  über  die  Niederschlagung  oder  Er- 
hebung der  Anklage  entscheidet '^).  Die  Anklage  wird  wie  1791 
gegen  Mitglieder  des  gesetzgebenden  Körpers  erhoben:  we- 
gen Begehung  peinlicher  Handlungen,  wegen  Verrats,  Ver- 
schwendung von  Staatsgeldern,  wegen  Unternehmungen  zum 
Umsturz  der  Verfassung  und  wegen  Eingriffs  in  die  innere 
Sicherheit  der  Repubhk.  Die  Anklage  wird  in  derselben 
Weise  und  wegen  derselben  Delikte  gegen  die  Mitgheder  des 
Vollziehungsdirektoriums  erhoben^).  (1791:  gegen  Minister, 
gegen  die  Hauptbeamten  der  vollziehenden  Gewalt,  gegen 
Staatsverbrecher).  Ob  auch,  wie  1791,  die  Richter,  welche  die 
Grenzen  ihrer  Gewalt  überschritten  haben  und  gegen  welche 
wie  1791  der  gesetzgebende  Körper  die  Anklage  erhebt,^)  vor 

1)  Art.  260.  261. 

2)  Art.  265ff. 

3)  Art.  265.  114.  122. 

4)  Art.  44. 

5)  Art.  41. 

6)  Art.  112.  113.  117.  120.  271. 
')  Art.  112.  113.  121. 

8)  Art.  112.  113,  114.  115.  158. 

9)  Art.  264. 
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das  Forum  des  hohen  Justizhofes  gehören,  geht  aus  der  Ver- 
fassung nicht  hervor. 

Bezüghch  der  Zusammensetzung  des  hohen  Justiz- 
hofes finden  sich  Ähnhchkeiten  mit  dem  hohen  Nationalge- 
richtshof von  1791.  Gebildet  wird  er  aus  fünf  Richtern  (1791 : 
vier)  des  Kassationsgerichts,  die  einen  aus  ihrer  Mitte  zum 
Präsidenten  erwählen,  und  Geschworenen,  ferner  aus  zwei 
Nationalanklägern,  die  aber  nicht,  wie  1791,  dem  gesetzgeben- 
den Körper,  sondern  dem  Kassationsgericht  entnommen 
werden^).  Ein  Kommissar  als  Vertreter  der  Exekutive  wird 
in  der  Direktorial  Verfassung  nicht  genannt.  Wie  1791  tritt 
der  hohe  Justizhof  nur  auf  Berufung  durch  den  gesetzgeben- 
den Körper  zusammen^)  an  dem  Orte,  den  der  vom 
Rat  der  Fünfhundert  erlassene  Aufruf  bestimmt.  Dieser  Ort 
darf  nicht  unter  24  (1791:  15)  Meilen  von  dem  gesetzgeben- 
den Körper  entfernt  liegen^).  —  Die  Land-  und  Seearmee  ist 
bezüglich  der  Disziplin,  der  Form  der  Urteile  und  der  Be- 
schaffenheit der  Strafen  besonderen  Gesetzen  unterworfen*). 
Über  die  bewaffnete  Macht  verfügt  das  Direktorium,  das  auch 
die  Chefgenerale  und  alle  Kommandanten  zu  Lande  und  zu 
Wasser  ernennt^).  Entsprechend  dem  demokratischen  Cha- 
rakter der  Verfassung  ist  im  letzten  Grunde  Inhaber  der  Mi- 
litärjustiz  das  Volk.  —  Soweit  die  Gerichtsorganisation, 
die  zeigt,  wie  eng  man  sich  an  diejenige  von  1791  anlehnte. 

Kommen  für  die  Ausübung  der  richterlichen  Gewalt 
noch  andere  Organe  der  Staatsgewalt  in  Betracht  ? 

Wie  verhält  es  sich  zunächst  mit  den  jurisdiktioneilen 
Kompetenzen  der  Legislative? 

Wie  1791  ist  auch  dem  gesetzgebenden  Körper  ein 
gewisser  Anteil  an  der  richterlichen  Gewalt  zugestanden. 
Jährlich  hat  das  Kassationsgericht  an  jede  der  beiden  Kam- 
mern ein  Verzeichnis  der  von  ihm  gefällten  Urteile  mit  den 
notwendigen  Erklärungen  und  den  bei  der  Urteilsfällung  an- 

1)  Art.  266.  269.  270. 

2)  Art.  267. 

3)  Art.  268. 
*)  Art.  290. 
»)  Art.  288. 
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gewandten  Gesetzestexte  zum  Zwecke  der  Kontrolle  ein- 
zureichen^). Ferner  hat  sich  das  Kassationsgericht  der  Ent- 
scheidung des  gesetzgebenden  Körpers  zu  fügen,  wenn  nach 
einer  Kassation  das  zweite  Urteil  ebenso  wie  das  erste  ange- 
griffen wird 2).  Gegenüber  1791  hat  der  gesetzgebende  Kör- 
per, wie  schon  bei  Behandlung  des  Kassationsgerichts  erwie- 
sen ist,  eine  Kompetenzbeschränkung  erfahren.  Wie  1791  hat 
der  gesetzgebende  Körper  den  hohen  Justizhof  zu  berufen 
und  bei  ihm  in  gewissen  Fällen  (s.  oben  S.  59)  die  Anklage 
zu  erheben.  Durch  öffentliche  Ankläger  ist  die  Legislative 
nicht  im  Justizhof  vertreten.  Sie  hat  auch  nicht  über  Ver- 
fehlungen von  Verwaltungsbeamten  zu  entscheiden  wie 
1791.  Auch  fehlt  ihr  der  Anteil  an  der  Militärjustiz. 
Dies  der  Anteil  der  gesetzgebenden  Gewalt  an  dem  pouvoir 
judiciaire. 

Übrig  bleibt  noch  die  Untersuchung  der  juristischen 
Kompetenzen  der  Exekutivgewalt.  Das  Organ  der  Exe- 
kutive ist,  wie  1793,  korporativ,  besteht  aber  nur  aus  fünf  Mit- 
glieder und  trägt  die  Bezeichnung  Vollziehungsdirektorium^). 
Hinsichtlich  der  richterlichen  Befugnisse  der  Exekutive  weist 
die  Direktorialverfassung  Ähnlichkeiten  mit  der  Konstitution 
von  1791  auf.  Vom  Vollziehungsdirektorium  ernannte  Kom- 
missare*) üben,  wie  1791,  an  einzelnen  Gerichten  eine  Kon- 
trolle über  die  Rechtsprechung  aus.  Zugewiesen  sind  sie  den 
Zuchtgerichten  (1791  fehlen  sie  bei  den  entsprechenden  Kor- 
rektionnellgerichten),  wie  1791  den  Civil-  und  Kriminalge- 
richten sowie  dem  Kassationsgericht;  dagegen  fehlen  sie  — 
entgegen  1791  —  beim  hohen  Justizhof. 

Ihre  Kompetenzen  decken  sich  zum  Teil  mit  denen 
der  entsprechenden  Organe  von  1791.  Ihnen  liegt  ob,  während 
des  Prozeßverlaufs  auf  die  richtige  Beobachtung  der  Formen 
zu  achten,  vor  dem  Urteile  die  Anwendung  des  Gesetzes 
nachzusuchen  und  die  Vollziehung  der  gerichtlichen  Urteile 


1)  Art.  257. 

2)  Art.  256. 

3)  Art.  132. 
*)  Art.  147. 
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zu  betreiben^).  Wie  1791  sind  die  Kommissare  beauftragt, 
dem  Kassationsgericht  die  Handlungen  anzuzeigen,  durch 
welche  die  Richter  ihre  Gewalt  überschritten  haben.  Auftrag- 
geber ist  aber  nicht,  wie  1791,  der  Justizminister,  sondern 
das  Vollziehungsdirektorium^).  Die  Pflicht,  in  gewissen  Fcällen 
beim  Jurydirektor  die  Anzeige  zu  erheben,  ist  nach  der  Direk- 
torialverfassung auf  den  öffentlichen  Ankläger  übergegangen. 

Fassen  wir  am  Schluß  der  Untersuchung  das  Ergebnis 
zusammen : 

Dem  republikanischen  Charakter  des  französischen 
Staates  entspricht  es,  daß  die  richterliche  Gewalt  ausschließ- 
lich in  den  Händen  der  vom  Volke  erwählten  Organe  liegt. 
In  der  Gerichtsorganisation  lehnt  sich  die  Direktorialver- 
fassung eng  an  die  Konstitution  von  1791  an.  Übernommen 
sind  die  Schiedsgerichte,  die  Friedensgerichte,  die  Handels- 
gerichte. Grundlage  für  die  Zivilgerichte,  z.  T.  als  Appellations- 
instanzen, bildet  nicht  mehr  der  Distrikt,  sondern  das  De- 
partement. Den  Muriizipalgerichten  entsprechen  die  für  die 
Aburteilung  leichter  Vergehen  eingesetzten  Gerichte  mit 
einem  Friedensrichter  an  der  Spitze,  den  Korrektionnellge- 
richten  die  Zuchtgerichte.  Die  Kriminalgerichte,  das  Kassa- 
tion sgericht  sowie  der  hohe  Justizhof  sind  den  entsprechen- 
den Institutionen  von  1791  wesentlich  nachgebildet.  Die 
Richter  werden  ähnlich  wie  1791  auf  bestimmte  Jahre  er- 
wählt. Die  Prozeßverhandlung  geschieht  wie  bisher  öffent- 
lich. Die  Legislative,  die  gegenüber  dem  Einkammers37stem 
durch  das  Zweikammersystem  repräsentiert  wird,  erfährt 
hinsichtlich  ihrer  jurisdik+ionellen  Kompetenzen  eine  Ein- 
schränkung. Sie  beruft  den  hohen  Justizhof,  übt  eine  Kon- 
trolle über  die  Urteile  des  Kassationsgerichts  und  entscheidet 
über  die  Urteile,  die  nach  einer  Kassation  (1791  nach  zwei 
Kassationen)  wieder  angegriffen  werden.  Endlich  hat  der 
Rat  der  Fünfhundert  das  Recht,  gegen  Mitgheder  des  gesetz- 
gebenden Körpers  und  desVollziehungsdirektoriums  den  Prozeß 
vorzuschlagen,  und  der  Rat  der  Alten  das  Recht,  die  Anklage 
zu  dekretieren. 


1)  Art.  249. 

2)  Art.  262. 
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Unbeteiligt  an  der  Ausübung  der  Justiz  ist  wie 
1791  auch  die  Exekutive  nicht.  Vom  Vollziehungsdi- 
rektorium ernannte  Kommissare  üben  an  den  oben  ge- 
nannten Gerichten  eine  Kontrolle  über  den  Prozeßverlauf 
und  ein  Urteüsvollziehungsrecht  aus.  Unter  der  Abhängigkeit 
des  Direktoriums  steht  auch  die  Militärgerichtsbarkeit. 
Aber  die  andern  Befugnisse,  die  1791  dem  Monarchen  zu- 
stehen, sind  hier  der  Exekutive  nicht  gewährt. 

Da  auch  die  Kompetenz  der  Legislative,  wie  wir  sahen, 
gegen  1791  eine  Einschränkung  erfahren  hat,  so  erscheint  die 
richterliche  Gewalt  noch  etwas  selbständiger  als  1791. 

Der  Bestand  der  Direktorialverfassung  wurde  durch 
die  Gegensätze  zwischen  dem  Rat  der  Alten  und  dem  Rat 
der  Fünfhundert  gefährdet,  besonders  seitdem  der  Rat  der 
Alten  den  Gesetzesvorschlag  des  Rats  der  Fünfhundert  ver- 
worfen hatte,  nach  welchem  das  Direktorium  in  dringenden 
Fällen  Anleihen  zu  machen  berechtigt  sein  sollte.  Aber  auch 
im  Direktorium  trat  eine  Spaltung  ein.  Durch  den  Staats- 
streich vom  4.  September  1797  wurden  die  Vertreter  der  ge- 
mäßigten Partei,  Carnot  und  Barthelemy,  aus  dem  Direk- 
torium gestoßen  und  verbannt.  Vorläufig  behauptete  zwar 
das  Direktorium  die  Herrschaft.  Inzwischen  regte  sich 
aber,  da  das  Direktorium  mit  großer  Härte  regierte,  im  Volk 
der  Geist  des  Widerstandes.  Dazu  kam,  daß  man  alle  Schuld 
an  dem  verlorenen  Siegesruhm  auf  das  Direktorium 
abwälzte. 


Die  Konsularverfassung  von  1799^). 

Immer  mehr  trat  das  Bedürfnis  nach  einer  kräftigen 
Staatsgewalt  hervor.  Als  der  geeignetste  Träger  erschien 
Napoleon,  an  dessen  Fahnen  sich  beständig  der  Sieg  geheftet 
hatte.  Im  Einverständnisse  mit  Sieyes  stürzte  er  am  18.  Bru- 
maire  (9.  November)  1799  die  bisherige  Direktorialregierung 
und  trat  mit  ihm  und  Roger  Ducos  zu  einer  provisorischen 
Konsularregierung  an  die  Spitze  des  Staates,  ein  Gewaltakt, 

1)  Pölitz  IT,  S.  55/56.  Helie  S.  577ff.  Schaeffner  IV,  S.  48. 
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der  aber  der  Lage  der  Dinge  und  der  Sehnsucht  der  Nation 
nach  Ruhe  und  Ordnung  vollkommen  entsprach. 

In  dieser  Zeit  wurde  der  Entwurf  einer  neuen  Verfassung 
beraten;  doch  konnten  Bonaparte  und  Sieyes  zu  keiner 
Übereinstimmung  dabei  kommen.  Man  verwarf  den  von 
Sieyes  gemachten  Entwurf,  und  die  vierte  Verfassung  trat 
am  13.  Dezember  1799  entsprechend  den  Forderungen 
Napoleons  ins  Leben.  Die  Verfassung  ließ  nur  den  Schein 
einer  Republik  bestehen,  in  Wirklichkeit  schuf  sie  eine 
Militärmonarchie. 

Constitution  de  la  r^publique  fran9aise. 

1799  Decembre  13. 

Art.  7.  Les  citoyens  de  chaque  arrondissement  communal  desig- 
nent  par  leurs  suffrages  ceux  d'entre  eux,  qu  ils  croient  les  plus  pro- 
pres ä  gerer  les  affaires  publiques.  II  en  resulte  une  liste  de  confiance, 
contenant  un  nombre  de  noms  egal  au  dixieme  du  nombre  des  citoyens, 
ayant  droit  d'y  cooperer.  C'est  dans  cette  premiere  liste  communale, 
que  doivent  etre  pris  les  fonctionnaires  publics  de  1' arrondissement. 

Art.  8.  Les  citoyens,  compris  dans  les  listes  communales  d'un 
departement,  designent  egalement  un  dixieme  d'entre  eux.  II  en 
resulte  une  seconde  liste,  dite  departementale,  dans  laquelle  doivent 
etre  pris  les  fonctionnaires  publics  du  departement. 

Art.  9.  Les  citoyens,  portes  dans  la  liste  depaitementale,  de- 
signent pareillement  un  dixieme  d'entre  eux:  il  en  resulte  une  troisieme 
liste,  qui  comprend  les  citoyens  de  ce  departement  eligibles  aux  fonc- 
tions  publiques  nationales. 

Art.  15.  Le  senat-conservateur  est  compose  de  quatre-vingts 
membres,  inamovibles  et  ä  vie,  äges  de  quarante  ans  au  moins. 

Art.  16.  La  nomination  ä  une  place  de  senateur  se  fait  par  le 
Senat,  qui  choisit  entre  trois  candidats  presentes  le  premier  par  le 
Corps  legislatif,  le  second  par  le  tribunat  et  le  troisieme  par  le  premier 
consul. 

Art.  17  .  Les  deux  autres  consuls  durant  le  mois,  qui  suit  l'expi- 
ration  de  leurs  fonctions,  peuvent  prendre  place  dans  le  senat  et  ne 
sont  pas  obliges  d'user  de  ce  droit. 

Art.  20.  Le  senat  elit  dans  cette  liste  (nationale)  les  legislateurs, 
les  tribuns  ...  les  juges  de  Cassation  .... 

Art.  21.  II  maintient  ou  annulle  tous  les  actes,  qui  lui  sont  deferes 
comme  inconstitutionnels  par  le  tribunat  ou  par  le  gouvernement :  les 
listes  d 'eligibles  sont  comprises  parmi  ces  actes. 


—    65  - 


Art.  27.  Le  tribunat  est  compose  de  cent  membres,  äges  de 
vingt-cinq  ans  au  moins;  ils  sont  renouveles,  par  cinquieme  tous  les 
ans  et  indefiniment  reeligibles  .... 

Art.  31.  Le  corps  legislatif  est  compose  de  trois  cents  membres; 
ils  sont  renouveles  par  cinquieme  tous  les  ans. 

Art.  39.  Le  gouvernement  est  confie  ä  trois  consuis  nommes 
pour  dix  ans  et  indefiniment  reeligibles, 

Art.  41.  Le  premier  consul  promulgue  les  lois;  il  nomme  et 
revoque  ä  volonte  les  membres  du  conseil  d'Etat,  les  ministres,  les 
ambassadeurs  et  autres  agens  exterieurs  en  chef,  les  officiers  de  l'ar- 
mee  de  terre  et  de  mer,  les  membres  des  administrations  locales  et 
les  commissaires  du  gouvernement  pres  les  tribunaux.  II  nomme  tous 
les  juges  criminels  et  civils  autres  que  les  juges  de  paix  et  les  juges  de 
Cassation,  sans  pouvoir  les  revoquer. 

Art.  42.  Dans  les  autres  actes  du  gouvernement  le  second  et 
le  troisieme  consuis  ont  voix  consultative. 

Art.  52.  Le  conseil  d'etat  est  Charge  ...  de  resoudre  les  diffi- 
cultes,  qui  s'elevent  en  matiere  administrative. 

Art.  58.  Le  gouvernement  ne  peut  elire  ou  conserver  pour  con- 
seillers  d'Etat  ....  que  des  citoyens,  dont  les  noms  se  trouvent 
inscrits  sur  la  liste  nationale. 

Art.  60.  Chaque  arrondissement  communal  a  un  ou  plusieurs 
juges  de  paix,  elus  immediatement  par  les  citoyens  pour  trois  annees. 
Leur  principale  fonction  consiste  ä  concilier  les  parties,  qu'ils  invitent 
dans  le  cas  de  non-conciliation,  a  se  faire  juger  par  des  arbitres. 

Art.  61.  En  matiere  civile  il  y  a  des  tribunaux  de  premiere 
instance  et  des  tribunaux  d'appei.  La  loi  determine  Torganisation  des 
uns  et  des  autres,  leur  competence  et  le  territoire  formant  le  ressort 
de  chacun. 

Art.  C2.  En  matiere  de  delits,  emportant  peine  afflictive  ou 
infamante,  un  premi«?r  jury  admet  ou  rejette  l'accusation:  si  eile  est 
admise,  un  second  jury  reconnait  le  fait;  et  les  juges,  formant  uri  tri- 
bunal  criminel  appliquent  la  peine.    Leur  jugement  est  sans  appel. 

Art.  63.  La  fonction  d'aocusateur  public  pres  un  tribunal  cri- 
ininol  est  remplie  par  le  commissaire  du  gouvernement. 

Art.  64.  Les  delits,  qui  n'emportent  pas  peine  afflictive  ou  infa- 
mante, sont  juges  par  des  tribunaux  de  police  correctionnelle  sauf 
l'appel  aux  tribunaux  criminels. 

Art.  65.  II  a  y  pour  toute  la  Republique  un  tribunal  de  Cassation, 
qui  prononce  sur  les  demandes  en  Cassation  contre  les  jugemens  en 
dernier  ressort  rendus  par  les  tribunaux;  sur  les  demandes  en  renvoi 
d'un  tiibunal  ä  un  autre  pour  cause  de  suspicion  legitime  ou  de  sürete 
publique;  sur  les  prises  ä  partie  contre  un  tribunal  entier. 

Art.  66.  Le  tribunal  de  Cassation  ne  connait  point  du  fond  des 
atfaiies;  mais  il  casse  les  jugemens  rendus  sur  des  procedures,  dans  les- 
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quellesles  lormes  ont  eteviolees,  oiiquicontienneiitquelque  contraven- 
tion  expresse  ä  la  loi;  et  il  renvoie  le  fond  du  proces  au  tribunal,  qui 
doit  en  connaitre. 

Art.  67.  Les  juges  composant  les  tribunaux  de  premiere  instance 
et  les  commissaires  du  gouvernement  etablis  pres  ces  tribunaux  sont 
pris  dans  la  liste  communale  ou  dans  la  liste  departementale.  Les  juges 
formant  les  tribunaux  d'appel  et  les  commissaires  places  pres  d'eux 
sont  pris  dans  la  liste  departementale.  Les  juges  composant  le  tribunal 
de  Cassation  et  les  commissaires  etablis  pres  ce  tribunal  sont  pris  dans 
la  liste  nationale. 

Art.  68.  Les  juges,  autres  que  les  juges  de  paix,  conservent  leurs 
fonctions  toute  leur  vie,  ä  moins  qu'ils  ne  soient  condamnes  pour  for- 
faiture  ou  qu'ils  ne  soient  pas  maintenus  sur  les  listes  d'eligibles. 

Art.  70.  Les  delits  personnels  emportant  peine  afflictive  ou 
infamante,  commis  par  un  membre  soit  du  senat  ....  sont  pour- 
suivis  devant  les  tribunaux  ordinaires 

Art.  71.  Les  ministres  prevenus  de  delits  prives,  emportant 
peine  afflictive  ou  infamante,  sont  consideres  comme  membres  du  con- 
seil  d'Etat. 

Art.  72.  Les  ministres  sont  responsables  1.  de  tout  acte  de  gou- 
vernement signe  par  eux  et  declare  inconstituonnel  par  le  senat;  2. 
de  l'inexecution  des  lois  et  des  reglemens  d'administration  publique; 
3.  des  ordres  particuliers,  qu'ils  ont  donnes,  si  ces  ordres  sont  contraires 
ä  la  Constitution,  aux  lois  et  aux  reglemens. 

Art.  73.  Le  ministre,  mis  en  jugement  par  un  decret  du  corps 
legislatif,  est  juge  par  une  haute-cour  sans  appel  et  sans  recours  en 
Cassation. 

La  haute-cour  est  composee  de  juges  et  de  jures.  Les  juges  sont 
choisis  par  le  tribunal  de  Cassation  .... 

Art.  74.  Les  juges  civils  et  criminels  sont  pour  les  delits  relatifs 
ä  leurs  fonctions  poursuivis  devant  les  tribunaux,  aux  quels  celui  de 
Cassation  les  renvoie,  apres  avoir  annule  leurs  actes. 

Art.  75.  Les  agens  du  gouvernement,  autres  que  les  ministres 
ne  peuvent  etre  poursuivis  pour  des  faits  relatifs  ä  leurs  fonctions, 
qu'en  v^ertu  d'une  decision  du  Conseil  d'etat:  en  ce  cas,  la  poursuite  a 
lieu  devant  les  tribunaux  ordinaires. 

Art.  85.  Les  delits  des  militaires  sont  soumis  ä  des  tribunaux 
speciaux  et  ä  des  formes  particulierer.  de  jugement. 

An  der  Spitze  des  Staates  stehen  drei  auf  zehn  Jahre 
gewählte  und  nach  Ablauf  der  Amtsperiode  wieder  wählbare 
Konsuln,  die  zunächst  durch  die  Verfassung  selbst  ernannt 
werden^).    Napoleon  ist  erster  Konsul.    Die  Überlegenheit 


M  Art.  39. 
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seiner  Macht  gegenüber  der  seiner  Amtsgenossen  zeigt 
Artikel  41  der  Konsularverfassung: 

Der  erste  Konsul  veröffentlicht  die  Gesetze,  er  ernennt 
und  entsetzt  selbständig  die  Mitglieder  des  Staatsrates,  die 
Minister,  die  Gesandten  und  andere  auswärtige  Beamte  in 
leitender  Stellung,  die  Offiziere  des  Landheeres  und  der  Marine, 
die  Mitglieder  der  Lokalverwaltungen  und  die  Regierungs- 
kommissare bei  den  Tribunalen.  Er  ernennt,  ohne  sie  absetzen 
zu  können,  alle  Kriminal-  und  Zivilricnter,  mit  Ausnahme 
der  Kassations-  und  Friedensrichter.  In  den  übrigen  Re- 
gierungsakten haben  der  zweite  und  dritte  Konsul  nur  eine 
beratende  Stimme^).  ,,Die  Verfassung  macht  Napoleon  sehr 
stark,  sehr  mächtig,  viel  mächtiger  als  einen  König  von 
England,  viel  mächtiger  als  einen  Präsidenten  der  Ver- 
einigten Staaten"^). 

Die  Volkssouveränität  hat  aufgehört  und  das  mon- 
archische Prinzip  beginnt  sich  durchzusetzen. 

Wie  zeigt  sich  der  Einfluß  dieses  Prinzips  auf  dem 
Gebiet  der  richterlichen  Gewalt  ? 

Beibehalten  sind  aus  den  früheren  Verfassungen  die 
vom  Volk  privatim  erwählten  Schiedsrichter.  Ihre  Auf- 
gabe hat  jedoch  eine  Änderung  erfahren:  Abweichend  von 
den  bisherigen  Bestimmungen  treten  sie  zur  Schlichtung  von 
Streitigkeiten  erst  dann  in  Tätigkeit,  wenn  den  Friedens- 
richtern eine  Einigung  der  Parteien  nicht  gelungen  ist. 

Beibehalten  sind  die  Friedensgerichte,  deren  ge- 
setzlich festgelegter  Wirkungskreis,  wie  bisher,  der  Ge- 
meindebezirk ist.  Gewählt  werden  sie,  wie  bisher,  unmittelbar 
von  den  Bürgern,  aber  ihre  Amtsdauer,  die  nach  den  Kon- 
stitutionen von  1791  und  1795  auf  zwei  Jahre,  nach  der 
Konventsverfassung  von  1793  auf  ein  Jahr  festgesetzt  war, 
ist  auf  drei  Jahre  erhöht'"^). 

Die  Zivilgerichtsbarkeit  wird  von  den  Gerichten 
erster  Instanz  und  von  ständigen  Appellationsgerichten 


1)  Art.  41.  42. 

2)  Vandcd  I,  S.  528. 

3)  Art.  60. 
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ausgeübt^).  Die  Institution  der  ständigen  Appellations- 
gerichte  ist  eine  Neuschöpfung  der  Konsularverfassung. 

Die  Richter  an  den  Gerichtshöfen  erster  Instanz  und 
die  bei  diesen  angestellten  Regierungskommissare  werden 
aus  dem  Gemeinde-  bzw.  Departementsverzeichnis  ent- 
nommen 2)  imd  vom  ersten  Konsul  ernannt*^).  Im  Hinblick 
auf  imsere  Frage  nach  der  Verteilung  der  juristischen  Kom- 
petenzen zwischen  dem  ersten  Konsul  und  dem  Volk  stellen 
wir  fest,  was  unter  diesen  Verzeichnissen  zu  verstehen  ist. 

1.  Die  Bürger  eines  Gemeindebezirks  erwählen  alle 
drei  Jahre  diejenigen  unter  ihnen,  welche  sie  für  am  fähigsten 
zur  öffentlichen  Geschäftsführung  halten.  Hieraus  entsteht 
ein  Namenverzeichnis  von  Bürgern,  die  das  öffentliche  Zu- 
trauen besitzen;  ihre  Zahl  muß  dem  Zehijtel  aller  Stimmbe- 
rechtigten gleich  sein.    Dies  ist  das  Gemeindeverzeichnis^). 

2.  Die  in  den  Gemeindeverzeichnissen  eines  Departe- 
ments genannten  Bürger  bestimmen  gleichfalls  alle  drei 
Jahre  den  zehnten  Teil  aus  ihrer  Mitte.  Dadurch  entsteht 
das  Departementalverzeichnis^). 

Da  dem  ersten  Konsul,  wie  gesagt,  das  endgültige  Er- 
nennungsrecht der  Richter  an  den  Erstinstanzgerichtshöfen 
zusteht,  so  sind  sie  wesentlich  als  seine  Organe  anzusehen. 
Diese  Tatsache  ist  von  großer  Bedeutung.  Bisher  waren  die 
Zivilrichter  lediglich  Organe  des  Volkes.  Die  Aufhebung 
dieser  Bestimmung  durch  die  Konsularverfassung  hat  eine 
Kompetenzverschiebung  zugunsten  des  monarchischen  Prin- 
zips zur  Folge.  Ähnliche  Bedeutung  hat  auch  die  ebenfalls 
neu  eingeführte  Ernennung  der  Richter  an  den  Zivilgerichten 
erster  Instanz  auf  Lebenszeit^),  mit  der  Einschränkung 
freilich,  daß  sie  wegen  pflichtwidriger  Handlungen  verurteilt 
oder  von  den  Wählbarkeitslisten  gestrichen  werden  können'). 


1)  Art.  61. 

2)  Art.  67. 

3)  Alt.  41. 
*)  Art.  7. 

Art.  8. 
«)  Art.  41. 
')  Art.  68. 
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Demnach  geht  also  das  Recht  des  ersten  Konsuls  noch 
nicht  so  weit,  daß  er  die  Absetzung  der  Zivilrichter  an  den 
Erstinstanzgerichten  verfügen  darf^).  Jedenfalls  bedeutet 
die  Mö^ichkeit  lebenslänglicher  Amtsdauer  gegenüber  der 
temporären  von  1791  bis  1795  auch  einen  Fortschritt  zur 
monarchischen  Staatsentwicklung  hin. 

Die  Richter  an  den  Appellationsgerichten  und  die 
bei  diesen  angestellten  Regierungskommissare  werden  aus 
dem  Departement alverzeichnis  entnommen^).  Für  die  Richter 
an  den  Appellationsgerichten  gelten  hinsichtlich  ihrer  Er- 
nennung und  der  Dauer  ihrer  Amtstätigkeit  dieselben  Be- 
stimmungen wie  für  die  Richter  an  den  Erstinst anzgerichten^). 
Jedenfalls  sind  auch  sie  ebensoweit  Organe  der  monarchischen 
Gewalt.  Wie  schon  angedeutet,  handelt  es  sich  bei  den  Appel- 
lationsrichtern um  eine  neu  geschaffene  Richterkategorie. 

Bei  der  Kriminalgerichtsbarkeit  findet  sich  nicht 
mehr  die  Dreigliederung  der  Direktorialverfassung  auf  Grund 
der  Strafen,  bzw.  der  ersten  Konstitution  auf  Grund  der 
Vergehen. 

Nicht  erwähnt  ist  die  unterste  Instanz,  wie, sie 
durch  die  Munizipalgerichte  in  der  Konstitution  von  1791 
und  die  mit  einem  Friedensrichter  besetzten  Gerichte  für 
leichte  Vergehen  in  der  Direktorialverfassung  dargestellt 
wurde. 

Sonst  lehnt  sich  die  Konsularverfassung  an  ihre  Vor- 
gängerin an.  Es  gibtZuchtpolizeigerichte  und  Kriminal- 
gerichte. 

Wie  1795  urteilen  die  Zuchtpolizeigerichte  über 
Verbrechen,  welche  keine  Leibes-  oder  entehrende  Strafe 
zur  Folge  haben.  Die  Appellation  findet  wie  1795  beim  Krimi- 
nalgericht statt*). 

In  peinlichen  Sachen,  auf  denen  eine  Leibes-  oder  ent- 
ehrende Strafe  ruht,  entscheiden  die  Kriminal  gerichtet). 

1)  Art.  41. 

2)  Art.  67. 

3)  Art.  41.  68. 
*)  Art.  64. 

»)  Art,  62. 
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Die  Bestimmungen  über  die  Kriminalgerichtsbarkeit  sind 
in  der  Konsularverfassung  kürzer  gefaßt  als  in  den  bisherigen 
Verfassungsurkunden.  Beibehalten  ist  die  Dreigliederung: 
Anklagejury,  Urteilsjury,  Richter.  Wie  bisher  entscheidet 
die  Anklage] ury  über  die  Annahme  oder  Ablehnung  der  An- 
klage. Beibehalten  ist  der  öffentliche  Ankläger^), 
aber  er  ist  —  und  das  ist  von  wesentlicher  Bedeutung 
für  die  Entwicklung  zur  Monarchie  hin  —  nicht  mehr, 
wie  bisher,  Organ  des  Volkes,  sondern  Organ  des 
ersten  Konsuls,  denn  die  Verrichtungen  des  öffent- 
lichen Anklägers  werden  beim  peinlichen  Gerichtshof 
durch  einen  Regierungskommissar  versehen.  Wie  bisher 
hat  eine  zweite  Jury  nach  Annahme  der  Anklage  die 
ihr  vom  Gerichte  vorgelegten  Tatfragen  zu  beantworten  und 
damit  die  Anwendung  des  Gesetzes  durch  die  rechtsgelehrten 
Richter  vorzubereiten.  Dem  Angeklagten  steht  nicht  mehr, 
wie  bisher,  das  Recht  zu,  einen  Teil  der  Geschworenen  ab- 
zulehnen. Auch  von  einem  persönlich  erwählten  oder  amt- 
lichen Ratgeber  spricht  die  Konsularverfassung  nicht. 

Die  im  Interesse  des  Angeklagten  bisher  gültige  Be- 
stimmung, daß  er  nach  einem  Freispruch  wegen  desselben 
Vergehens  nicht  wieder  vor  Gericht  gezogen  werden  kann, 
ist  durch  die  kategorische  Formel  ersetzt:  Gegen  den  Aus- 
spruch der  Kriminalrichter  findet  keine  Appellation  statt. 

Die  Festsetzung  des  Strafmaßes  erfolgt  wie  bisher 
durch  die  Rieht er^). 

Die  Kriminalrichter  sind,  wie  die  Zivilrichter,  Organe 
des  ersten  Konsuls^).  Im  besonderen  treffen  für  jene  die- 
selben Bestimmungen  zu,  wie  für  diese,  namentlich:  bedingte 
lebenslängliche  Amtsdauer  (neu  gegenüber  den  Verfassun- 
gen seit  1791).  Nähere  Bestimmungen  über  Besetzung  und 
Einteilung  der  Kriminalgerichte,  wie  sie  die  Direktorial - 
Verfassung  enthält,  fehlen  hier. 


1)  Art.  63. 

2)  Art.  62. 
=0  Art.  41. 
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Beibehalten  ist  das  Kassationsgericht^).  Es  er- 
kennt, wie  bisher,  niemals  über  den  Gegenstand  der  Prozesse, 
d.  h.  die  Rechtsmaterie,  sondern  es  kassiert  nur  Urteils- 
sprüche, welche  in  Rechtssachen  gefällt  sind,  in  denen  die 
vorgeschriebenen  Formen  v^erletzt  worden  sind,  oder  welche 
förmliche  Übertretungen  der  Gesetze  enthalten,  und  ver- 
weist den  Prozeß  selbst  an  denjenigen  Gerichtshof  zurück, 
der  eigentlich  darüber  zu  entscheiden  hat 2). 

Es  spricht  im  einzelnen,  ähnlich  wie  1795: 

1 .  über  Nichtigkeitsgesuche  gegen  die  von  den  Gerichten 
in  letzter  Instanz  gegebenen  Urteile, 

2.  über  das  Begehren  von  Parteien,  wegen  eines  begründe- 
ten Verdachts  oder  wegen  öffentlicher  Sicherheit  von  einem 
Gerichte  an  das  andere  verwiesen  zu  werden, 

3.  über  die  Rekursklagen  gegen  ein  ganzes  Gericht^), 

4.  und  überweist  die  Verhandlungen  wegen  Amtsvergehen 
aller  Richter  nach  Kassierung  ihrer  Verfügungen  an  die  zu- 
ständigen Gerichte*).  (1791  und  1795  erfolgte  in  diesen  Fällen 
vor  der  Aburteilung  erst  die  Anklageerhebung  seitens  des 
gesetzgebenden  Körpers.) 

Gegenüber  den  bisherigen  Verfassungen  weist  die  Kon- 
sularverfassung dem  Kassationsgerichte  eine  selbständigere 
Stellung  zu.  Hatte  in  der  ersten  und  dritten  Verfassung  der 
gesetzgebende  Körper  über  die  Urteile  des  Kassationsgerichts 
ein  Kontroll-  bzw.  Entscheidungsrecht,  so  gewährt  die  Kon- 
sular Verfassung  diese  Rechte  nicht. 

Hinsichtlich  der  Erwählung  und  Amtsdauer  auch  der 
Richter  am  Kassationsgericht  weist  die  Konsularverfassung 
gegenüber  den  früheren  Konstitutionen  erhebliche  Unter- 
schiede auf.  Gingen  die  Kassationsrichter  bisher  aus  Wahlver- 
sammlungen hervor,  so  erfolgt  nunmehr  ihre  Ernennung  auf 
Grund  des  Nationalverzeichnisses  durch  den  Senat ^). 


1)  Art.  65. 

2)  Art.  66. 
^)  Art.  65. 
*)  Art  74. 
5)  Art.  20. 
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Das  National  Verzeichnis,  das  dritte  Bürger  Verzeichnis 
neben  dem  Gemeinde-  und  Departementsverzeichnis,  wird 
ähnhch,  wie  diese,  gebildet.  Es  enthält  ein  Zentel  der  Mit- 
glieder des  Departementsverzeichnisses^),  also  auch  Ver- 
trauenspersonen. Die  endgültige  Antwort  auf  die  Frage, 
wessen  Organe  die  Kassationsrichter  letzterdings  sind,  kann 
erst  nach  der  staatsrechtlichen  Würdigung  des  Senats  ge- 
geben werden: 

Der  Senat,  diese  Neuschöpfung  der  Konsularverfassung, 
steht  als  eigentümliches  politisches  Organ  neben  der  gesetz- 
gebenden und  vollziehenden  Gewalt  2).  Sechzig  Mitglieder, 
deren  Zahl  innerhalb  zehn  Jahre  auf  achtzig  erhöht  werden 
soll,  mit  einem  Mindest  alter  von  vierzig  Jahren,  gehören  ihm 
unabsetzbar  und  lebenslänglich  an^).  Der  zweite  und  dritte 
Konsul  haben  Anspruch  auf  einen  Platz  im  Senat*).  Für 
seine  Konstituierung  und  Ergänzung  sorgt  er  selbst,  nach- 
dem ihm  die  Kandidaten  vom  Tribun at,  vom  gesetzgebenden 
Körper  und  vom  ersten  Konsul  vorgeschlagen  sind^).  Das 
Tribunat  mit  seinen  hundert^)  und  der  gesetzgebende  Körper 
mit  seinen  dreihundert  Mitgliedern'),  die  beide  jährlich  um 
ein  Fünftel  erneuert  werden,  sind  nur  scheinbar  Volkshäuser 
und  wahren  nur  der  Form  nach  das  Zweikammersystem; 
werden  doch  ihre  Mitglieder  vom  Senat  aus  dem  National- 
verzeichnis erwählt^)  und  nicht  vom  Volke  schlechthin.  Auf 
die  Zusammensetzung  des  Senats  hat  der  erste  Konsul 
durch  sein  Vorschlagsrecht  unmittelbaren  und  darum  auf 
die  Konstituierung  des  Tribunats  und  des  gesetzgebenden 
Körpers  mittelbaren  Einfluß.  Ein  eigenartiges  Verhältnis, 
das  hier  zwischen  dem  ersten  Konsul,  dem  Senat  und  der 
Legislative  besteht:  Der  Senat  abhängig  vom  ersten  Konsul, 
die  Legislative  abhängig  vom  Senat  und  darum  indirekt 

1)  Art.  9. 

2)  Schubert  1,  S.  335. 
Art.  15. 

*)  Art.  172. 
5)  Art.  16. 
«)  Art.  27. 
')  Art.  31. 
«)  Art.  20. 
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vom  ersten  Konsul,  ohne  Anteil  das  Volk  schlechthin.  In- 
dessen tritt  eine  Tendenz  aus  der  ganzen  Konstellation  her- 
vor: das  Bestreben  des  ersten  Konsuls,  unter  möglichster 
Ausschaltung  des  Anteils  des  Volkes  an  der  Staatsgewalt, 
diese  von  sich  abhängig  zu  machen.  Tatsächlich  ist  ihm  seine 
Absicht  —  wenigstens  indirekt  —  bei  der  Ernennung  der 
Legislativorgane,  direkt  aber  bei  der  Erwählung  der  Senats- 
mitglieder gelungen.  Im  Senat  sitzen,  wie  erwiesen,  Ver- 
trauenspersonen des  ersten  Konsuls,  alles  Männer  von  ge- 
höriger politischer  Reife.  So  kommen  wir  nach  diesen  Fest- 
stellungen zu  dem  Resultat,  daß  der  erste  Konsul  ganz  wesent- 
lichen Anteil  an  der  Ernennung  der  Kassationsrichter  besitzt. 
Auch  die  Kassationsrichter  üben^  wie  die  Zivil-  und  Krimi- 
nalrichter, ihre  Amtstätigkeit  bedingt  auf  Lebenszeit  aus^) 
gegenüber  den  bestimmten  Zeiten,  welche  die  vorigen  Ver- 
fassungen festsetzten.  Die  Regierungskommissare  am  Kassa- 
tionsgericht ernennt  der  erste  Konsul  auf  Grund  des  National- 
verzeichnisses. Sie  können  nach  Willkür  von  ihm  abgesetzt 
werden^). 

Auch  die  Konsularverfassung  weist  einen  hohen  Ge- 
richtshof auf^),  ähnlich  dem  hohen  Nationalgerichtshof  von 
1791  und  dem  hohen  Justizhof  von  1795.  Abgeurteilt  werden 
durch  ihn,  ohne  Appellation  und  ohne  Rekurs  um  Kassation, 
wie  hinzugefügt  wird,  nur  die  von  der  Legislative  wegen  ver- 
fassungswidriger Maßnahmen  angeklagten  Minister.*)  Dabei 
klagt  das  Tribunat  die  Minister  beim  gesetzgebenden  Körper 
an,  der  alsdann  über  die  Erhebung  der  Anklage  vor  dem  hohen 
Justizhof  beratschlagt^). 

Neu  ist  die  Bestimmung,  daß  die  Verbrechen,  die  von 
Mitgliedern  des  Senats,  des  gesetzgebenden  Körpers  und  von 
Regierungsbeamten,  außer  den  Ministern,  begangen  werden, 
vor  das  Forum  der  gewöhnlichen  Gerichtshöfe  gehören^). 


1)  Art.  68. 

2)  Art.  67. 

3)  Art.  73. 
*)  Art.  72. 

Art.  73. 
Art.  70.  75. 
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wälirend  bisher  im  allgemeinen  die  hohen  Justiz- 
gerichte dafür  zuständig  waren.  Die  Kompetenz  des  hohen 
Justiz hofes  der  Konsul ar Verfassung  ist  somit  beschränkter 
als  die  der  entsprechenden  Institute  von  1791  und  1795. 
Zusammengesetzt  ist  dieser  wie  1795  aus  Geschworenen  und 
Kassationsrichtern^).  Daß  neben  dem  Volk  auch  der  erste 
Konsul  staatsrechtlichen  Anteil  an  der  Bildung  dieses  Ge- 
richtshofes hat,  geht  aus  seinem  Verhältnis  zu  den  Kassations- 
richtern hervor,  deren  Ernennung  bereits  erörtert  wurde. 

Besonderen  Gerichten  ist  wie  1791  und  1795  die  Ab- 
urteilung von  Verbrechen  der  Militärpersonen  unter- 
worfen^).  Durch  das  Offizierernennungsrecht^)  ist  der  erste 
Konsul  alleiniger  Inhaber  der  Militärjustiz. 

Soweit  die  Gerichtsorganisation. 

Unsere  Untersuchung  legt  uns  die  Frage  vor,  ob  noch 
anderen  Organen  der  Staatsgewalt  Anteil  an  der  Justiz 
gewährt  ist.  In  Betracht  kommt  zunächst  die  aus  Tribun at 
und  gesetzgebendem  Körper  bestehende  Legislative. 

Die  Legislative  hat  die  ihr  1795  noch  gewährten 
Rechte  der  Berufung  des  hohen  Justizhofes,  der  Kontrolle 
über  alle,  und  der  Entscheidung  über  gewisse  Urteile  des 
Kassationsgerichts  verloren.  Gewährt  ist  ihr,  und  das  gilt 
für  das  Tribunal  wie  für  den  gesetzgebenden  Körper,  das 
Recht  der  Genehmigung  zu  richterlicher  Verfolgung  ihrer 
eigenen  Mitglieder,  wenn  diese  eine  Leibes-  oder  entehrende 
Strafe  nach  sich  ziehendes  Verbrechen  begangen  haben^). 
Der  gesetzgebende  Körper  hat  endlich  das  Recht,  über  die 
Erhebung  der  Anklage  zu  entscheiden,  wenn  Minister  wegen 
verfassungswidriger  Maßnahmen  vom  Tribunal  denunziert 
werden^).  Wie  bereits  erwähnt,  kann  das  Volk  schlechthin 
die  Mitglieder  der  beiden  gesetzgebenden  Körperschaften 
nicht  erwählen,  sie  sind  Organe  des  Senats,  der  seinerseits 
das  Vertrauensorgan  des  ersten  Konsuls  ist.     So  bedeutet 

1)  Art.  73. 

2)  Art.  85. 
^)  Art.  41. 

4)  Art.  70. 

5)  Art.  73. 
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der  Wechsel  der  Inhaberschaft  der  Legislative  gegenüber 
1795  eine  Kompetenzveränderung  zugunsten  der  Exekutive. 

Die  Exekutive,  die  vornehmlich  durch  den  ersten 
Konsul  repräsentiert  wird,  behält  ihre  Kommissare  bei. 
Zugewiesen  sind  sie  den  Gerichtshöfen  erster  Instanz,  den 
Appellationsgerichten,  den  Kriminalgerichten  und  dem 
Kassationsgericht^),  entsprechend  1795.  Dagegen  sind  die 
Zuchtpolizeigerichte  —  entgegen  1795  —  ohne  Kommissar. 
Ernannt  werden  sie  auf  Grund  von  Listen,  die  von  er- 
wählten Vertrauenspersonen  aufgestellt  werden,  durch  den 
ersten  Konsul,  der  sie  auch  absetzen  kann^). 

ZumerstenMalin  der  modernen  französischen  Y  erf  as- 
sungsent  Wicklung  tritt  als  Organ  der  Exekuti  ve  der  Staatsrat 
auf.  Unter  Leitung  der  Konsuln  hat  er  sich  mit  der  Auf- 
lösung von  Schwierigkeiten  in  Verwaltungssachen  zu  be- 
fassen^), und  zwar  in  der  Weise,  daß  er  die  Entscheidungen 
der  Konsuln  in  der  strittigen  Materie  vorbereitet*).  Auch 
entscheidet  er,  ob  Beamte,  mit  Ausnahme  der  Minister, 
wegen  ihrer  Verfehlungen  im  Amt  vor  Gericht  gestellt  w'erden 
sollen^).  Endlich  hat  er,  wie  die  Legislative,  die  richterliche 
Verfolgung  seiner  eigenen  Mitglieder  und  der  Minister^)  zu 
genehmigen,  falls  sie  Verbrechen  begangen  haben,  auf  denen 
eine  Leibes-  oder  entehrende  Strafe  ruht^).  Die  Mitgheder  des 
Staatsrates  gehen  aus  dem  Nationalverzeichnis  hervor^)  und 
werden  vom  erstenKonsul  ernannt  und  nach  Willkür  abgesetzt^). 

Es  bleibt  noch  die  Frage  zu  beantworten,  ob  der 
Senat,  jenes  neue  Organ  der  Konsularverfassung,  außer 
dem  Rechte  der  Ernennung  der  Kassationsrichter  noch  andere 
jurisdiktionelle  Kompetenzen  besitzt.  Er  hat  wie  die  Legis- 
lative und  der  Staatsrat  das  Recht  der  Genehmigung  zu 

1)  Art.  67. 

2)  Art.  67.  41. 

3)  Art.  52. 

4)  Aulard,  S.  713 

5)  Art.  75. 

6)  Art.  71. 
')  Art.  70. 

Art.  58. 
»)  x\rt.  41. 
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richterlicher  Verfolgung  seiner  Mitglieder  bei  Begehung  von 
Verbrechen^). 

Dazu  kommt  aber  ein  Akt  verwaltungsgerichtlicher 
Natur;  denn  er  entscheidet  über  alle  Verhandlungen,  die 
ihm  als  verfassungswidrig  von  dem  Tribunate  oder  von  der 
Regierung  angezeigt  werden;  mit  einbegriffen  in  diese  Ver- 
handlungen sind  die  Verzeichnisse  der  Wählbaren^).  In  wie 
engem  Verhältnis  der  Senat  zum  ersten  Konsul  steht,  ist 
bereits  hervorgehoben. 

Fassen  wir  zum  Schluß  das  Ergebnis  unserer  Unter- 
suchung zusammen. 

Die  Gerichtsorganisation  der  Konsularverfassung  ähnelt 
im  wesentlichen  der  der  Direktorialverfassung.  Es  gibt 
Schieds-  und  Friedensgerichte.  Neu  ist  die  Ghederung  von 
Gerichten  erster  Instanz  und  ständigen  Appellations- 
gerichten. Bei  den  Kriminalgerichten  vermissen  wir  die 
unterste  Instanz.  Dagegen  gleichen  die  Zuchtpolizei-  und 
Kriminalgerichte,  das  Kassationsgericht  und  der  hohe  Justiz- 
hof im  allgemeinen  den  entsprechenden  Institutionen  der 
Direktorialverfassung. 

Das  Recht  der  Richterernennung  teilen  nach  der 
Konsularverfassung  das  Volk  und  der  erste  Konsul.  Lediglich 
Organe  des  Volkes  sind  die  Schieds-  und  Friedensrichter, 
sowie  die  Geschworenen.  Dagegen  hat  der  erste  Konsul 
infolge  seines  teilweisen  Präsentationsrechtes  zum  Senat,  der 
die  Kassationsrichter  aus  dem  Nationalverzeichnis  erwählt, 
an  deren  Ernennung  einen  mittelbaren  Anteil.  Wenig  ein- 
geschränkt ist  sein  Recht,  die  freilich  unabsetzbaren  Richter 
an  den  Erstinstanz-,  Appellations-  und  Kriminalgerichten 
aus  den  bereits  genannten  Verzeichnissen  unmittelbar  zu  er- 
nennen, noch  weniger  eingeschränkt  ist  sein  Recht  bezüglich 
der  Ernennung  der  absetzbaren  Regierungskommissare,  die 
er  ebenfalls  aus  den  Bürger  Verzeichnissen  ernennt,  völlig 
uneingeschränkt  ist  sein  Anteil  an  der  Mihtärjustiz. 

Nach  den  bisherigen  Verfassungen  waren  die  Richter 
Organe  des  Volkes.    Von  einer  Öffentlichkeit  der  Prozeß- 

1)  Art.  70. 

2)  Art.  21. 
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Verhandlungen  ist  im  Unterschied  zu  den  bisherigen  Kon- 
stitutionen nicht  die  Rede.  Von  Bedeutung  für  die  Kon- 
sohdierung  des  gesamten  Justizsystems  ist  die  Bestimmung 
über  die  durch  pfhchtgemäße  Berufstätigkeit  bedingte 
lebenslängliche  Amtstätigkeit  der  Richter,  eine  Festsetzung, 
die  nur  für  die  untersten  Organe,  die  Schieds-  und  Friedens- 
richter, nicht  in  Frage  kommt. 

Der  Legislative,  d.  h.  dem  Tribunat  und  dem  gesetz- 
gebenden Körper,  steht  als  juristische  Kompetenz  die  Ent- 
scheidung über  die  richterliche  Verfolgung  von  Verbrechen 
ihrer  Mitglieder  zu.  Der  gesetzgebende  Körper  entscheidet 
ferner  über  die  Anklageerhebung  gegen  .Minister,  wenn  sie 
verfassungswidrig  gehandelt  haben.  Da  aber  die  Mitglieder 
beider  Körperschaften  vom  Senat,  an  dessen  Bildung  der 
erste  Konsul  einen  unmittelbaren  Anteil  hat,  ernannt  werden, 
so  steht  der  Exekutive  auf  die  beiden  Organe  der  Legislative 
ein  indirekter  Einfluß  zu. 

Dar  Staatsrat  ist  Organ  der  Verwaltungsgerichts- 
barkeit. Daneben  entscheidet  er  über  die  richterliche  Ver- 
folgung von  Verfehlungen  der  Beamten  im  Berufe,  aus- 
genommen der  Minister,  und  von  persönlichen  Verbrechen 
seiner  eigenen  Mitglieder  und  der  Minister.  Die  Staatsräte 
ernennt  und  entsetzt  ausschließlich  der  erste  Konsul. 

Dar  Senat  ernennt,  wie  nachgewiesen,  die  Richter  am 
Kassationsgericht,  entscheidet  über  die  richterliche  Ver- 
folgung der  Verbrechen  seiner  Mitglieder  und  über  Ver- 
fassungswidrigkeiten. Durch  sein  Präsentationsrecht  nimmt 
der  erste  Konsul  an  der  Bildung  des  Senats  direkten  Anteil. 

Die  Konsularverfassung  zeigt  somit  auf  dem  Gebiet  der 
richterlichen  Gewalt  gegenüber  der  Direktorialverfassung 
eine  erhebliche  Kompetenzverschiebung  zugunsten  des 
monarchischen  Prinzips,  das  in  dem  ersten  Konsul  seine 
deutlichste  Verkörperung  findet. 

Nur  eine  karze  Dauer  war  dieser  Verfassung  beschieden. 
Bald  gelang  es  Napoleon,  im  Innern  des  Landes  geordnete 
Zustände  wiederherzustellen.  Auch  in  der  äußeren  Politik 
waren  seine  Unternehmungen  von  Erfolg  begleitet.  Der 
republikanische  Geist  schwand  mehr  und  mehr,  und  all- 
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gemein  erklärte  man  sich  mit  der  Aufrichtung  der  Monarchie 
einverstanden.  Der  nächste  Schritt  dazu  war  der  Vorschlag 
der  Senatsmehrheit,  dem  Chef  der  Regierung  ,,als  Zeichen 
der  Anerkennung  seiner  großen  Verdienste  um  den  Staat" 
die  Würde  des  Premierkonsulats  um  weitere  zehn  Jahre 
zu  verlängern. 

Das  organische  Senatskonsult  von  1802^). 

Zwar  gab  der  erste  Konsul  dem  Senat  in  einer  schmeichel- 
haften Adresse  auf  seinen  zuletzt  genannten  Beschluß  eine 
anerkennende  und  dankende  Antwort,  indessen  schien  er 
mit  diesem  Zeichen  der  Dankbarkeit  des  französischen 
Volkes  noch  nicht  zufrieden  zu  sein.  Da  wandten  sich  die 
beiden  Konsuln  Cambaceres  und  Lebrun  an  das  Volk  mit 
der  Frage:  ,,Soll  Napoleon  Bonaparte  Konsul  auf  Lebens- 
zeit sein,  weil  er  die  Souveränität  des  französischen  Volkes 
auf  eine  glänzende  Weise  anerkannt  habe?" 

Eine  darauf  in  allen  Gemeinden  vorgenommene  Ab- 
stimmung hatte  zur  Folge,  daß  das  französische  Volk  mit 
3  568  885  Stimmen  von  3  577  529  Napoleon  Bonaparte  zum 
ersten  Konsul  auf  Lebenszeit  ernannte.  Verkündet 
wurde  dieser  Beschluß  durch  das  Senatskonsult  vom  2.  August 
1802^).  Von  wesentlicher  Bedeutung  für  die  Beantwortung 
unserer  Frage  nach  der  Entwicklung  der  richterlichen  Gewalt 
ist  aber  das  zwei  Tage  später  erlassene  organische  Senats- 
konsult. 

S^natus-consiilte  organique. 

1802  Aoüt  4. 

Art.  5.  Le  premier  consul  nomme  le  president  de  l'assemblee 
de  canton  .   .  . 

Art.  8.  L'assemblee  de  canton  designe  deux  citoyens  sur  les- 
quels  le  premier  consul  choisit  le  juge  de  paix  du  canton.  —  Elle 
designe  pareillement  deux  citoyens  pour  chaque  place  vacante  de 
suppleant  de  juge  de  paix. 

1)  Pölitz  II,  S.67.  Helle,  S.  685ff.  Schaeffner  IV,  S.  54 u.  Richterl, 
S.  450. 

2)  Art.  1 :  Le  peuple  fran^ais  nomme,  et  le  senat  proclame  Napo- 
|(;on  Bonapartc  premier  conFul  ä  vie. 
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Art.  9.  Les  juges  de  paix  et  leurs  suppleans  sont  nommes  pour 
dix  ans. 

Art.  23.  Le  premier  consul  nomme  les  presidens  des  Colleges 
electoiaux  ä  chaque  Session. 

Art.  27.  Le  premier  consul  peut  aj outer  aux  Colleges  electoraux 
d'arrondissement  dix  membres  pris  parmi  les  citoyens  appartenant 
ä  la  legion-d'honneur,  ou  qui  ont  rendu  des  Services;  —  II  peut 
aj  outer  ä  chaque  College  electoral  de  departement  vingt  citoyens  .... 

Art.  29.  Les  Colleges  electoraux  d'arrondissement  presentent, 
ä  chaque  reunion,  deux  citoyens  pour  faire  partie  de  la  liste  sur  la- 
quelle  doivent  etre  choisis  les  membres  du  tribunat.  — 

Art.  31.  Les  Colleges  electoraux  de  departement  presentent, 
ä  chaque  reunion,  deux  citoyens  pour  former  la  liste  sur  laquelle  sont 
nommes  les  membres  du  senat.  —  Iis  doivent  avoir  Tage  et  les  qualites 
exiges  par  la  Constitution. 

Art.  32.  Les  Colleges  electoraux  de  departement  et  d'arrondisse- 
ment presentent  chacun  deux  citoyens  domicilies  dans  le  departe- 
ment, pour  former  la  liste  sur  laquelle  doivent  etre  nommes  les  mem- 
bres de  la  deputation  au  corps  legislatif.  —  II  doit  y  avoir  trois  fois 
autant  de  candidats  differens  sur  la  liste  formee  par  la  reunion  des  pre- 
sentations  des  Colleges  electoraux  de  departement  et  d'arrondissement, 
qu'il  y  a  de  places  vacantes. 

Art.  36.  Les  Colleges  electoraux  ne  s'assemblent  qu'en  vertu 
d'un  acte  de  convocation  emane  du  gouvernement  .... 

Art.  39.  Les  consuls  sont  ä  vie:  —  Iis  sont  membres  du  senat, 
et  le  President. 

Art.  55.  Le  senat,  par  des  actes  intitules  senatus-consultes. 

1.  Suspend  pour  cinq  ans  les  fonctions  de  jures  dans  les  de- 
partemens  oü  cette  mesure  est  necessaire;  — 

3.  Determine  le  temps  dans  lequel  des  individus  arretes  en 
vertu  de  rarticle46  de  la  Constitution,  doivent  etre  traduits  devant  les 
tribunaux,  lorsqu'ils  ne  l'ont  pas  ete  dans  les  dix  jours  de  leur  arres- 
tation ; 

4.  Annule  les  jugemens  des  tribunaux,  lorsqu'ils  sont  atten- 
toires  ä  la  sürete  de  l'etat; 

5.  Dissout  le  corps  legislatif  et  le  tribunat; 

Art.  56.  Les  senatus-consultes  sont  deliberes  par  le  senat, 
Sur  l'initiative  du  gouvernement.  —  Une  simple  majorite  suffit  pour 
les  senatus-consultes; 

Art.  57.  Les  projets  de  senatus-consultes  .  .  .  sont  discutes 
dans  un  conseil  prive,  compose  des  consuls,  de  deux  ministres,  de 
deux  Senateurs,  de  deux  conseillers  d'etat  et  de  deux  grands-officiers 
de  la  legion  d'honneur.  —  Le  premier  consul  designe,  ä  chaque  tenue, 
les  membres  qui  doivent  composer  le  conseil  prive. 
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Art.  61.  Dans  le  courant  de  Tan  11,  il  sera  procede  ä  la  nomina- 
tion  de  quatorze  citoyens  pour  completer  le  nombre  de  quatre-vingts 
Senateurs,  determine  par  l'article  15  de  la  Constitution.  —  Cette  nomi- 
nation,  sera  faite  par  le  senat,  sur  la  presentation  du  premier  consul, 
qui,  pour  cette  presentation,  et  pour  les  presentations  ulterieurs  dans 
le  nombre  de  quatre-vingts,  prend  trois  sujetssurla  liste  des  citoyens 
designes  par  les  Colleges  electoraux. 

Art.  62.  Les  membres  du  grand  conseil  de  la  legion-d'honneur 
sont  membres  du  senat,  quel  que  soit  leur  äge. 

Art.  63.  Le  premier  consul  peut,  en  outre,  nommer  au  senat, 
Sans  presentation  prealable  par  les  Colleges  electoraux  de  departement, 
des  citoyens  distingues  par  leurs  Services  et  leurs  talens,  ä  condition 
neanmoins  qu'ils  auront  Tage  requis  par  la  Constitution,  et  que  le 
nombre  des  senateurs  ne  pourra,  en  aucun  cas,  exceder  cent  vingt. 

Art.  64.  Les  senateurs  pourront  etre  consuls,  ministres,  mem- 
bres de  la  legion  d'honneur,  inspecteurs  de  Instruction  publique,  et 
employes  dans  des  missions  extraordinaires  et  temporaires. 

Art.  65.  Les  ministres  ont  seance  au  senat,  mais  sans  voix  de- 
liberative,  s'ils  ne  sont  senateurs. 

Art.  68.  Les  ministres  ont  rang,  seance  et  voix  deliberative  au 
conseil  d'etat. 

Art.  77.  Le  corps  legislatif  et  le  tribunat  sont  renouveles  dans 
tous  leurs  membres  quand  le  senat  en  a  prononce  la  dissolution. 

Art.  78.  II  y  a  un  grand-juge,  ministre  de  la  justice. 

Art.  79.  II  a  une  place  distinguee  au  senat  et  au  conseil  d'etat. 

Art.  80.  II  preside  le  tribunal  de  Cassation  et  les  tribunaux  d'appel 
quand  le  gouvernement  le  juge  convenable. 

Art.  81.  II  a  sur  les  tribunaux,  les  justices  de  paix  et  les  mem- 
bres qui  les  composent,  le  droit  de  les  surveiller,  et  de  les  reprendre. 

Art.  82.  Le  tribunal  de  Cassation,  preside  par  lui,  a  droit  de  cen- 
sure  et  de  discipline  sur  les  tribunaux  d'appel  et  les  tribunaux  crimi- 
nels:  il  peut,  pour  cause  grave,  suspendre  les  juges  de  leurs  fonctions, 
les  mander  pres  du  grand  juge,  pour  y  rendre  comptedeleur  conduite, 

Art.  83.  Les  tribunaux  d'appel  ont  droit  de  surveillance  sur  les 
tribunaux  civils  de  leur  ressort,  et  les  tribunaux  civils  sur  les  juges  de 
paix  de  leur  arrondissement. 

Art.  84.  -Le  commissaire  du  gouvernement  pres  le  tribunal  de 
Cassation  surveille  les  commissaires  pres  les  tribunaux  d'appel  et  les 
tribunaux  criminels. 

Les  commissaires  pres  les  tribunaux  d'appel  surveillent  les  com- 
missaires pres  les  tribunaux  civils. 

Art.  85.  Les  membres  du  tribunal  de  Cassation  sont  nommes 
par  le  Senat,  sur  la  presentation  du  premier  consul.  Le  premier  consul 
presente  trois  sujets  pour  chaque  place  vacante. 

Art.  86.  Le  premier  consul  a  droit  de  faire  gräce. 


—    81  — 


II  l'exerce  apres  avoir  entendu,  dans  un  conseil  prive,  le  grahd 
iuge,  deux  ministres,  deux  senateurs,  deux  conseillers  d'Etat  et  deux 
juges  du  tribunal  de  Cassation. 

Gegenüber  der  Konsularverfassung  ist  die  monarchische 
Stellung  des  ersten  Konsuls  in  erheblichem  Maße  gefestigt 
worden ;  gilt  das  auch  hinsichtlich  der  richterlichen  Gewalt  ? 
Da  das  Senatskonsult  nur  einen  die  Verfassung  ergänzen- 
den Charakter  trägt,  so  finden  sich  auf  dem  Gebiete  der 
richterlichen  Gewalt  allerdings  nur  Ergänzungsbestimmun- 
gen, zunächst  betreffs  der  Friedensrichter.  Sie  werden 
nicht  mehr  unmittelbar  vom  Volke,  sondern  vom  ersten  Konsul 
ernannt,  nachdem  die  Kantons  Versammlungen,  die  aus 
Bürgern  bestehen,  aber  durch  einen  vom  ersten  Konsul  er- 
nannten Präsidenten  geleitet  werden^),  für  jeden  erledigten 
Posten  zwei  Bürger  in  Vorschlag  gebracht  haben.  Die  Dauer 
ihrer  Tätigkeit  wird  auf  zehn  Jahre  festgesetzt.  Das  alles 
gilt  auch  für  ihre  Suppleanten^).  Beide  Bestimmungen  über  die 
Ernennung  und  zehnjährige  Amtsdauer  der  Friedensrichter 
und  ihrer  Suppleanten  sind  neu,  entsprechen  aber  durchaus 
dem  Bestreben  Napoleons,  das  gesamte  Staatssystem  von 
sich  abhängiger  zu  machen  und  es  einheitlicher  zu  gestalten. 

Eine  Änderung  erfährt  auch  die  Art  der  Erwählung 
der  Kassationsrichter.  Wurden  sie  bisher  unmittelbar 
vom  Senat  ernannt,  so  geht  jetzt  —  eine  Neuerwerbung  des 
ersten  Konsuls  —  die  Präsentation  von  drei  Kandidaten  für 
jeden  Platz  durch  den  ersten  Konsul  der  Ernennung  vorauf^). 

Zu  untersuchen  bleibt,  ob  sich  das  Verhältnis  des 
ersten  Konsuls  zum  Senat  geändert  hat.  In  Ergänzung  der 
Konsularverfassung    wird    vom    Senatskonsult  bestimmt: 

Im  Laufe  des  Jahres  1803  präsentiert  der  erste  Konsul 
allein  die  an  der  Zahl  achtzig  noch  fehlenden  vierzehn 
Mitglieder  des  Senats.  Außerdem  ist  er  in  der  Folgezeit 
berechtigt,  aus  der  von  den  Departementswahlkollegien, 
die  jetzt  anstelle  des  Tribunats  und  gesetzgebenden  Körpers 
das  Präsentationsrecht  für  den  Senat  ausüben*),  aufgestellten 

1)  Art.  5. 

2)  Art.  8.  9. 

3)  Art.  85. 
Art.  31, 
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Liste  drei  Bürger  zu  entnehmen  und  dem  Senat  zu  präsentie- 
ren^). Auf  die  Departementswahlkollegien  hat  er  Einfluß,  weil 
die  Regierung  sie  beruft  2),  der  erste  Konsul  zwanzig  Mitglieder 
zu  den  Departementswahlkollegien  hinzufügen  darf 3),  ein 
konsularischer  Präsident  die  Versammlungen  leitet*)  und  die 
Regierung  sie  auflösen  kann^).  Obgleich  zwar  der  Senat 
selbst  noch  wie  bisher  seine  Mitglieder  ernennt,  so  zeigen 
doch  die  das  Präsentationsrecht  angehenden  Ergänzungs- 
bestimmungen die  Entwicklung  zum  monarchischen  Prinzip 
hin.  Dazu  kommen  weitere  Verordnungen.  Der  erste  Konsul 
darf  durch  ihre  Dienste  und  Talente  ausgezeichnete  Bürger, 
sofern  sie  das  verfassungsmäßige  Alter  von  40  Jahren  er- 
reicht haben,  ohne  vorherige  Präsentation  durch  die  De- 
partementskollegien selbständig  ernennen®).  Unbedingte 
Senatsmitglieder  sind  nunmehr  auch  die  Konsuln,  die  im 
Senate  den  Vorsitz  führen^),  und  ohne  Rücksicht  auf  ihr  Alter 
die  Mitglieder  des  Oberverwaltungsrats  der  Ehrenlegion^). 
Durch  die  Erklärung,  daß  die  Minister,  Mitglieder  der 
Ehrenlegion,  Aufseher  des  öffentlichen  Unterrichts  und  mit 
außerordentlichen  und  zeitlichen  Sendungen  beauftragte 
Personen  Senatoren  sein  dürfen^),  eröffnet  das  Senats- 
konsult  hohen  Beamten  und  Vertrauenspersonen  der  Re- 
gierung den  Zutritt  zum  Senat.  Wenn  das  Senatskonsult 
die  Möglichkeit  der  Vermehrung  des  Senats  bis  zur  Mit- 
gliederzahl von  120  zuläßt^^),  so  ist  mit  dieser  Bestimmung 
auch  nur  den  Wünschen  des  ersten  Konsuls  gedient.  Jeden- 
falls erhellt  auch  aus  dieser  zweiten  Gruppe  von  Bestimmun- 
gen, welche  auf  die  Senatsergänzung  Bezug  haben,  daß  sich 
der  Senat  weit  mehr  als  bisher  zu  einem  Organ  des  ersten 

1)  Art.  61. 

2)  Art.  36. 

3)  Art.  27. 
Art.  23. 

5)  Art.  36. 
«)  Art.  63. 
')  Art.  39. 
«)  Art.  62. 
•)  Art.  64.  79. 
Art.  63. 
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Konsuls  entwickelt  hat.  Durch  ihn  hat  dieser  darum  auch 
neben  seinem  Präsentationsrecht  größeren  Einfluß  auf  die 
Ernennung  der  Kassationsrichter  als  bisher. 

Besonders  hervorgehoben  wird  die  Stellung  des  Justiz- 
ministers, der  den  Titel  Oberrichter  der  Justiz  erhält^). 
Auf  Wunsch  der  Regierung  führt  er  im  Kassationsgericht  und 
in  den  Appellationsgerichten  den  Vorsitz  2).  Über  die  Ge- 
richtshöfe und  die  Friedensgerichte  steht  ihm  das  Recht  der 
Aufsicht  und  Rüge  zu^).  Unter  seinem  Vorsitz  hat  das  Kassa- 
tionsgericht das  Recht  der  Zensur  und  der  Disziplin  über 
die  Appellations-  und  Kriminalgerichte;  in  schweren  Fällen 
kann  es  die  Richter  in  ihrem  Amt  suspendieren  und  sie  vor 
den  Oberrichter  zur  Rechenschaft  fordern*).  Die  Appel- 
lationsgerichte haben  das  Recht  der  Aufsicht  über  die  bürger- 
lichen Gerichte  ihres  Bezirks,  diese  haben  dasselbe  Recht 
über  die  Friedensgerichte  ihres  Bezirks^).  Wie  für  die  Ge- 
richte untereinander,  so  besteht  auch  für  die  Regierungs- 
kommissare untereinander  ein  strenges  Überwachunssystem. 
Der  Regierungskommissar  bei  dem  Kassationsgericht  führt 
die  Aufsicht  über  die  Kommissare  bei  den  Appellations- 
und Kriminalgerichten.  Die  Kommissare  bei  den  Appel- 
lationsgerichten führen  die  Aufsicht  über  die  Kommissare 
bei  den  Gerichten  erster  Instanz^). 

So  gipfelt  das  gesamte  Justizüberwachungssystem  in 
dem  vom  ersten  Konsul  ernannten  Oberrichter  der  Justiz. 

Wir  kommen  analog  unserer  Anordnung  in  der  Kon- 
sularverfassung zur  Legislative,  die,  wie  bisher,  aus  dem 
Tribun at  und  dem  gesetzgebenden  Körper  besteht.  Neue 
Kompetenzen  erhält  die  Legislative  nicht,  dagegen  trifft 
das  Senatskonsult  über  die  Bildung  beider  Körperschaften 
Zusatzbestimmungen.  Nicht  mehr,  wie  bisher,  werden  die 
Mitglieder  beider  Körperschaften  dem  Nationalverzeichnis 


1)  Art.  78. 

2)  Art.  80. 

3)  Art.  8L 
*)  Art.  82. 
5)  Art.  83. 
«)  Art.  84. 
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entnommen,  sondern  die  Tribunen  einer  Liste,  für  welche 
die  Bezirkswahlkollegien^),  die  Mitglieder  des  gesetzgebenden 
Körpers  einer  solchen,  für  welche  die  Bezirks-  und  Departe- 
mentswahlkollegien die  Kandidaten  präsentiert  haben^). 
Der  Einfluß  des  ersten  Konsuls  auf  die  Departementswahl - 
kollegien  wurde  bereits  bei  der  Senatorenwahl  erwähnt.  Auf 
die  Bezirkswahlkollegien  hat  er  ähnlichen  Einfluß  wie  auf 
die  Departementswahlkollegien,  mit  dem  Unterschiede  jedoch, 
daß  er  hier  nur  zehn  Mitglieder  hinzufügen  darf 3). 

So  kann  der  erste  Konsul  schon  auf  den  Gang  der  Wahl- 
versammlungen einwirken. 

Ernannt  werden  die  Mitglieder  der  gesetzgebenden 
Körperschaften  wie  bisher  vom  Senat.  Als  neues  Recht  wird 
ihm  die  nach  eigenem  Ermessen  zu  übende  Befugnis  der 
Auflösung  beider  Körperschaften  übertragen*).  Da  aber  der 
Anteil  des  ersten  Konsuls  an  der  Bildung  des  Senats  gegen- 
über 1799  größer  geworden  ist,  so  ist  damit  der  Einfluß  des 
ersten  Konsuls  auf  die  Legislative  entsprechend  gewachsen. 

Bezüglich  des  Staatsrates  ergeht  zugunsten  des  ersten 
Konsuls  nur  die  eine  Zusatzbestimmung,  daß  die  Minister 
Rang,  Sitz  und  beratschlagende  Stimme  im  Staatsrat  haben 
dürfen^). 

Der  Senat  ernennt,  wie  erwähnt,  die  Kassations- 
richter, außerdem  werden  ihm  durch  das  Senatskonsult 
folgende  Kompetenzen  zugestanden :  Er  darf  das  Geschwore- 
nenamt auf  fünf  Jahre  suspendieren,  die  Zeit  bestimmen, 
innerhalb  welcher  wegen  Staatsverschwörung  verhaftete 
Personen  vor  die  Gerichte  gezogen  werden  sollen,  sofern 
dies  nicht  in  den  ersten  zehn  Tagen  nach  ihrer  Verhaftung 
geschehen  ist,  und  Gerichtsurteile  aufheben,  wenn  sie  der 
Sicherheit  des  Staates  Abbruch  tun^). 


1)  Art.  29. 

2)  Art.  32. 

3)  Art.  27. 

*)  Art.  55.  77. 
5)  Art.  68^  79. 
«)  Art.  551.  3.  4. 
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Auf  diese  Beschlüsse,  Senatskonsuite  genannt,  hat 
der  erste  Konsul  insofern  einen  Einfluß,  als  die  Senats- 
konsulte  auf  Anregung  der  Regierung^),  die  Entwürfe  der 
Senatskonsuite  in  einem  geheimen  Rate,  der  aus  den  Konsuln, 
zwei  Ministern,  zwei  Senatoren,  zwei  Staatsräten  und  zwei 
Oberbeamten  der  Ehrenlegion  besteht,  beratschlagt  werden^). 

Der  schon  bei  der  Bildung  des  Senats  nachgewiesene 
verstärkte  Einfluß  des  ersten  Konsuls  auf  diese  Körper- 
schaft wird  durch  das  Recht  direkter  Einwirkung  auf  deren 
juristische  Maßnahmen  noch  gesteigert. 

Zum  ersten  Male  innerhalb  der  modernen  französischen 
Verfassungsentwicklung  ist  von  dem  Begnadigungsrecht 
die  Rede,  das  Montesquieu  der  Adelskammer  einräumte. 
Nach  dem  Senatskonsult  darf  es  der  erste  Konsul  nach 
Anhörung  eines  geheimen  aus  dem  Oberrichter  der  Justiz, 
zwei  Ministern,  zwei  Senatoren,  zwei  Staatsräten  und  zwei 
Mitgliedern  des  Kassationsgerichts  gebildeten  Rates  ausüben. 

Fassen  wir  die  zur  Ergänzung  der  Konsularverfassung 
durch  das  Senatskonsult  von  1802  erlassenen  Bestimmungen, 
welche  die  richterliche  Gewalt  betreffen,  zusammen. 

Die  Friedensrichter  ernennt  der  erste  Konsul, 
belassen  ist  dem  Volk  durch  die  von  einem  konsularischen 
Präsidenten  geleiteten  Kantonsversammlungen  nur  ein  Vor- 
schlagsrecht von  je  zwei  Kandidaten  für  jede  erledigte  Richter- 
stelle. Die  Amtsdauer  der  Friedensrichter  wird  von  drei 
Jahren  auf  zehn  Jahre  erhöht.  Dieselben  Bestimmungen 
gelten  für  die  neu  auftretenden  Stellvertreter. 

Auf  die  Ernennung  der  Kassationsrichter  hat  der 
erste  Konsul  gegenüber  1799  einerseits  durch  sein  Präsen- 
tationsrecht, andererseits  durch  seinen  größeren  Anteil  an 
der  Bildung  des  Senats,  der  die  Kassationsrichter  ernennt, 
einen  größeren  Einfluß. 

Neu  ist  die  Einsetzung  des  vom  ersten  Konsul  ernannten 
Oberrichters  der  Justiz,  der  über  die  Gerichtshöfe,  die 

1)  Art.  56. 

2)  Art.  57. 

3)  Art.  86. 
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Friedensgerichte  und  die  Mitglieder,  aus  denen  sie  bestehen, 
das  Recht  der  Aufsicht  und  Rüge  hat. 

Hinsichthch  der  übrigen  Richter  ergehen  keine  Er- 
gänzungsbestimmungen . 

Die  Legislative  erhält  keine  neuen  Kompetenzen, 
aber  der  erste  Konsul  hat  größeren  Einfluß  auf  sie.  (Vergl. 
Bezirks-  und  Departementswahlkollegien). 

Verstärkt  wird  außerdem  sein  Einfluß  durch  die  zu 
seinen  Gunsten  veränderte  Stellung  zum  Senat,  der  die 
Mitglieder  der  Legislative  ernennt  und  die  beiden  Körper- 
schaften auflösen  kann. 

In  den  Staatsrat  werden  zugunsten  der  Exekutive 
die  Minister  neu  aufgenommen. 

Der  Senat  erhält  drei  neue  Kompetenzen  (Befugnis 
der  Suspendierung  des  Geschworenenamts,  Bestimmung 
der  Zeit,  innerhalb  welcher  wegen  Staa.tsverschwörung  ver- 
haftete Personen  vor  Gericht  gestellt  werden  sollen,  Befugnis 
der  Aufhebung  staatsgefährlicher  Gerichtsurteile),  auf  die 
der  erste  Konsul  direkt  einwirken  kann.  Eine  Kompetenz- 
vermehrung bedeuten  ferner,  wie  erwähnt,  die  Bestimmungen 
über  die  Bildung  des  Senats.  Danach  werden  die  Senatoren 
von  den  Departementswahlkollegien,  auf  die  der  erste  Konsul 
Einfluß  hat,  vorgeschlagen  und  zum  Teil  von  ihm  ernannt. 
Ferner  sitzen  im  Senat  die  mit  Präsidentschaftsrecht  ver- 
sehenen drei  Konsuln,  hohe  Beamte  und  Vertrauenspersonen. 

Neu  erworben  hat  der  erste  Konsul  das  ziemlich 
uneingeschränkte  Begnadigungsrecht. 

Der  unmittelbare  Anteil  des  Volkes  an  der  richter- 
lichen Gewalt  ist  eingeschränkt  durch  die  Bestimmung, 
daß  der  Senat  die  Geschworenen  auf  fünf  Jahre  suspen- 
dieren darf. 

Aus  allen  Bestimmungen  des  Senatskonsults  geht  der 
Zweck  hervor,  die  Stellung  des  ersten  Konsuls  zu  festigen, 
insbesondere    auch    auf    dem    Gebiet    der  richterlichen 
Gewalt. 
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Das  organische  Senatskonsult  von  1804^). 

Da  die  Konsularregierung  die  Kraft  besaß,  allen  gegen 
sie  unternommenen  Insurrektionen  Widerstand  zu  leisten, 
suchten  die  Feinde  dieser  Regierung  die  Autorität  Napoleons 
durch  Komplotte  zu  beseitigen.  Diese  Versuche  scheiterten 
und  dienten  nur  dazu,  seine  Macht  zu  verstärken,  ja  wurden 
dazu  benutzt,  eine  Verfassungsänderung  vorzuschlagen.  Im 
März  1804  stellte  der  Senat  den  Antrag,  das  Gouvernement 
der  Republik  einem  Kaiser  anzuvertrauen  und  das  Kaisertum 
in  der  Familie  Napoleons  erblich  zu  machen. 

Eine  Botschaft  Bonapartes  wies  abermals,  wie  bei  der 
Errichtung  des  lebenslänglichen  Konsulats,  auf  die  Volks- 
erklärung hin.  Das  Volk  erklärte  sich  für  die  Erblichkeit 
der  kaiserlichen  Würde  in  der  Familie  Napoleons,  wie  sie 
neben  der  Verfassung  geregelt  ist  durch  das  Senatskonsult 
vom  18.  Mai  1804. 

S^iiatus-consulte  orgaiiique. 

1804  Mai  18. 

Art.  1.  Le  gouvernement  de  la  Republique  est  confie  ä  un  empe- 
reur,  qui  prend  le  titre  d'empereur  des  Fran9ais. 

La  justice  se  rend  au  nom  de  Tempereur  par  les  officiers,  qu'il 
institue. 

Art.  2.  Napoleon  Bonaparte^  premier  consul  actuel  de  la  Republi- 
que, est  empereur  des  Fran9ais. 

Art.  3.  La  dignite  imperiale  est  hereditaire  dans  la  descendance 
directe,  naturelle  et  legitime  de  Napoleon  Bonaparte,  de  male  en  male, 
par  ordre  de  primogeniture  et  ä  Texclusion  perpetuelle  des  femmes  et 
de  leur  descendance. 

Art.  4.  Napoleon  Bonaparte  peut  adopter  les  enfans  ou  petits 
enfans  de  ses  freres  ... 

Art.  32.  Les  grandes  dignites  de  l'empire  sont  Celles  de  grand- 
electeur,  d'archichancelier  de  l'empire,  d'archichancelier  d'etat,  d'ar- 
chitresorier,  de  connetable,  de  grand-amiral. 

Art.  33.  Les  titulaires  des  grandes  dignites  de  l'empire  sont  nom- 
mes  par  1' empereur. 

Art.  35.  Les  titulaires  des  grandes  dignites  de  l'empire  sont  sena- 
teurs  et  conseillers  d'etat. 


1)  Pölitz  II,  S.  73.  Helle,  S.717ff.  Schaeffner  IV,  S.  55.  Richter 
II,  S.  468. 
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Art.  37.  Le  senat  et  le  conseil  d'etat  sont  presides  par  rempereiir. 

Lorsque  Tempereur  ne  preside  pas  le  senat  ou  le  conseil  d'etat, 
il  designe  celui  des  titulaires  des  grandes  dignites  de  l'empire,  qui  doit 
presider. 

Art.  39.  Le  grand  electeur  fait  les  fonctions  de  chancelier  , 
pour  la  Promulgation  des  senatus-consultes  portant  dissolution  des 
Colleges  electoiaux.  Le  grand-olecteur  preside  en  l'absence  de  i'empe- 
reur,  lorsque  le  senat  procede  aux  nominations  des  senateurs,  des  le- 
gislateurs  et  des  tribuns.  Le  grand-electeur  presente  les  membres  du 
senat,  du  conseil  d'etat,  du  corps  legislatif  et  du  tribunat  au  ser- 
ment,  qu'ils  pretent  entre  les  mains  de  l'empereur.  Iis  re9oit  le 
serment  des  presidens  des  Colleges  electoraux  .... 

Art.  40  .  .  .  le  grand-juge  ministre  de  la  justice  rend  compte  a 
l'empereur  des  abus,  qui  peuvent  s'etre  introduits  dans  l'administra- 
tion  de  la  justice,  soit  civile,  soit  criminelle. 

Art.  43  .  .  .  Lorsqu'un  general  d'armee  est  prevenu  d'un  delit 
specific  au  code  penal  militaire,  le  connetable  peut  presider  le  conseil 
de  guerre,  qui  doit  juger. 

Art.  44.  .  .  .  Lorsqu'un  amiral,  vice-amiral  ou  contre-amiral, 
commandant  en  chef  une  armee  navale,  est  prevenu  d'un  delit  speci- 
fic au  code  penal  maritime,  le  grand-amiral  peut  presider  la  cour  mar- 
tiale,  qui  doit  juger. 

Art.  56.  Les  titulaires  des  grandes  dignites  de  l'empire,  .  .  . 
les  grands  officiers,  les  membres  du  senat  ...  et  des  assemblees  de 
canton  pretent  serment  en  ces  termes:  ,,Je  jure  obeissance  aux  con- 
stitutions  de  l'empire  et  fidelite  ä  l'empeieur." 

I>es  fonctionnaires  .  .  .  judiciaires  .  .  .  pretent  le  meme  ser- 
ment. 

Art.  57.  Le  senat  se  compose  L  des  princes  fran9ais  ayant  atteint 
leur  dix-huitieme  annee;  2.  des  titulaires  des  grandes  dignites  de  l'em- 
pire ;  3.  des  quatre-vingts  membres  nommes  sur  la  presentation  de  candi- 
dats  choisis  par  l'empereur  sur  les  listes  formees  par  les  Colleges  elec- 
toraux de  departement;  4.  des  citoyens,  que  l'empereur  juge  conve- 
nable  d'elever  ä  la  dignite  de  senateurs. 

Dans  le  cas,  oü  le  nombre  des  senateurs  excedera  .  .  .  cent 
vingt  ... 

Art.  58.  Le  president  du  senat  est  nomme  par  l'empereur  et  choisi 
parmi  les  senateurs.  Les  fonctions  durent  un  an. 

Art.  59.  11  convoque  le  senat  sur  un  ordre  du  propre  mouve- 
ment  de  l'empereur  ... 

II  rend  compte  ä  l'empereur  des  convocations  faites  sur  la  de- 
mande  des  commissions  ou  d'un  senateur,  de  leur  objet  et  des  resul- 
tats  des  deliberations  du  senat. 


89  — 


Art.  60.  Une  commission  de  sept  membres,  nommes  par  le  senat 
et  choisis  dans  son  sein,  prend  connaissance  sur  la  communicatlon,  qui 
lui  en  est  donnee  par  les  ministres,  des  arrestations,  effectuees  con- 
formement  ä  l'article  46  de  la  Constitution,  lorsque  les  personnes  ar- 
retees  n'ont  pas  ete  traduites  devant  les  tribunaux  dans  les  dix  jours 
de  leur  arrestation. 

Cette  commission  est  appelee  ,,  commission  senatoriale  de 
la  liberte  individuelle." 

Art.  62.  Lorsque  la  commission  estime,  que  la  detention  pro- 
longee  au-delä  des  dix  jours  de  l'arrestation  n'est  pas  justifiee  par  l'in- 
teret  de  l'etat,  eile  invite  le  ministre,  qui  a  ordonne  l'arrestation,  ä 
faire  mettre  en  liberte  la  personne  detenue  ou  ä  la  renvoyer  devant  les 
tribunaux  ordinaires. 

Art.  63.  Si  apres  trois  invitations  consecutives,  renouvelees  dans 
l'espaced'un  mois,  la  personne  detenue  n'est  pas  mise  en  liberte  ou  ren- 
voyee  devant  les  tribunaux  ordinaires,  la  commission  demande  une 
assemblee  du  senat,  qui  est  convoque  par  le  president  et  qui  rend,  s'i] 
y  a  lieu,  la  declaration  suivante:  II  y  a  de  fortes  presomptions,  que  N. 
est  detenu  arbitrairement." 

Art.  64.  Une  commission  de  sept  membres  nommes  par  le  senat 
et  choisis  dans  son  sein  est  chargee  de  veiller  ä  la  liberte  de  la  presse. 

Xe  sont  point  compris  dans  son  attribution  les  ouvrages,  qui  s'im- 
priment  et  se  distribuent  par  abonnement  et  ä  des  epoques  periodiques. 

Cette  commission  est  appelee  ,, commission  senatoriale  de  la  li- 
berte de  la  presse." 

Art.  65.  Les  auteurs,  imprimeurs  ou  libraires,  qui  se  croient  fon- 
des  ä  se  plaindre  d'empechemens  mis  ä  l'impression  ou  ä  la  circulation 
d'un  ouvrage,  peuvent  recevoir  directement  et  par  voi  de  petition  ä 
la  commission  senatoriale  de  la  liberte  de  la  presse. 

Art.  66.  Lorsque  la  commission  estime,  que  les  empechemens  ne 
sont  pas  justifies  par  l'interet  de  l'etat,  eile  invite  le  ministre,  qui  a 
donne  l'ordre,  ä  le  revoquer. 

Art.  67.  Si  apres  trois  invitations  consecutives,  renouvelees  dans 
l'espace  d'un  mois,  les  empechemens  subsistent,  la  commission  de- 
mande une  assemblee  du  senat,  qui  est  convoque  par  le  president  et 
qui  rend,  s'il  y  a  lieu,  la  declaration  suivante : 

,,I1  y  a  de  fortes  presomptions  que  la  liberte  de  la  presse  a  ete 
violee." 

Art.  74.  Les  Operations  entieres  d'un  College  electoral  et  les  Ope- 
rations partielles,  qui  sont  relatives  ä  la  presentation  des  candidats  au 
senat,  au  corps  legislatif  et  au  tribunat,  ne  peuvent  etre  annullees 
pour  cause  d'inconstitutionnalite  que  par  un  senatus-consulte. 

Art.  88  Les  fonctions  des  membres  du  tribunat  durent  dix  ans. 

Art.  89.  Le  tribunat  est  renouvele  par  moitie  tous  les  cinq  ans. 
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Art.  90.  Le  president  du  tribunat  est  nomme  par  Tempereui  sur 
une  presentation  de  trois  candidats,  faite  par  le  tribunat  au  scrutin 
secret  et  ä  la  majorite  absolue. 

Art.  99.  Les  grands  officiers,  les  commandans  et  les  officiers  de 
la  legion  d'honneurs  sont  membres  du  College  electoral  du  departe- 
ment,  dans  lequel  ils  ont  leur  domicile,  ou  de  Tun  des  departemens  de 
la  cohorte,  ä  laquelle  ils  appartiennent. 

Les  legionnaires  sont  membres  du  College  electoral  de  leur  arron- 
dissement. 

Art.  101.  Une  hau te-cour  imperiale  connait  1,  des  delits  person- 
nels  commis  par  des  membres  de  la  famille  imperiale,  par  des  titulaires 
des  grandes  dignites  de  l'empire,  par  des  ministres  et  par  le  secretaire 
d'etat,  par  ....  de  grands  officiers,  par  des  senateurs,  par  des  con- 
seillers  d'etat;  2.  des  crimes,  attentats  et  complots  contre  la  sürete 
interieure  et  exterieure  de  l'etat,  la  personne  de  l'empereur  et  celle 
de  l'heritier  presomptif  de  l'empire;  3.  des  delits  de  responsabilite 
d'office  commis  par  les  ministres  et  les  conseillers  d'etat  charges  spe- 
cialement  d'une  partie  d'aministration  publique;  4.  des  prevarications 
et  abus  de  pouvoir,  commis,  soit  par  des  capitaines  generaux  des  co- 
lonies,  des  prefets  coloniaux  et  des  commandans  des  etablissemens 
fran9ais  hors  du  continent,  soit  par  des  administrateurs  generaux 
employes  extraordinairement,  soit  par  des  generaux  de  terre  ou  de 
mer;  sans  prejudice  ä  l'egard  de  ceux-ci  des  poursuites  de  la  juridiction 
militaire  dans  les  cas  determines  par  les  lois;  5.  du  fait  de  desobe- 
issance  des  generaux  de  terre  ou  de  mer,  qui  contreviennent  ä  leurs 
instructions ;  6.  des  concussions  et  dilapidations,  dont  les  prefets  de 
l'interieur  se  rendent  coupables  dans  l'exercice  de  leurs  fonctions; 
7.  des  forfaitures  ou  prises  ä  partie,  qui  peuvent  etre  encourues  par 
une  cour  d'appel  ou  par  une  cour  de  justice  criminelle  ou  par  des  mem- 
bres de  la  cour  de  Cassation;  8.  des  denonciations  pour  cause  de  de- 
tention  arbitraire  et  de  violation  de  la  liberte  de  la  presse. 

Art.  102.  Le  siege  de  la  hau  te-cour  imperiale  est  dans  le  senat. 

Elle  est  presidee  par  l'archichancelier  de  l'empire.  S'il  est  ma- 
lade, absent  ou  legitimement  empeche,  eile  est  presidee  par  un  autre 
titulaire  d'une  grande  dignite  de  l'empire. 

Art.  104.  La  haute-cour  imperiale  est  composee  des  princes,  des 
titulaires  des  grandes  dignites  et  grands  officiers  de  l'empire,  du  grand- 
juge  ministre  de  la  justice,  de  soixante  senateurs,  des  six  presidens  des 
sections  du  conseil  d'etat,  de  quatorze  conseillers  d'etat  et  de  vingt 
membres  de  la  cour  de  Cassation. 

Art.  105.  II  y  a  aupres  de  la  haute-cour  imperiale  un  procureur 
general,  nomme  ä  vie  par  l'empereur. 

Art.  107.  Le  president  de  la  haute-cour  imperiale  ne  peut  jamais 
etre  recuse;  il  peut  s'abstenir  pour  des  causes  legitimes. 
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Art.  110.  Les  ministres  ou  les  conseillers  d'etat,  charges  d'une 
partie  quelconque  d'administration  publique,  peuvent  etre  denonces 
par  le  corps  legislatif,  s'ils  ont  donne  des  ordres  contraires  aux  consti- 
tutions  et  aux  lois  de  l'empire. 

Art.  III.  Peuvent  etre  egalement  denonces  par  le  corps  legisla- 
tif: Les  capitaines  generaux  des  colonies,  les  prefets  coloniaux,  les  com- 
mandans  des  etablissemens  fran9ais  hors  du  continent,  les  administra- 
teurs  generaux,  lorsqu'ils  ont  prevarique  ou  abuse  de  leur  pouvoir;  Les 
generaux  de  terre  ou  de  mer,  qui  ont  desobei  ä  leurs  Instructions ;  Les 
prefets  de  l'interieur,  qui  se  sont  rendus  coupables  de  dilapidation  ou 
de  concussion. 

Art.  112.  Le  corps  legislatif  denonce  pareillement  les  ministres 
ou  agens  de  l'autorite,  lorsqu'il  y  a  eu  de  la  part  du  senat  declaration 
de  fortes  presomptions  de  detention  arbitraire  ou  de  violation  de  la 
liberte  de  la  presse. 

Art.  113.  La  denonciation  du  corps  legislatif  ne  peut  etre  arre- 
tee  que  sur  la  demande  du  tribunat  ou  sur  la  reclamation  de  cin- 
quante  membres  du  corps  legislatif,  qui  requierent  un  comite  secret  ä 
l'effet  de  faire  designer  par  la  voie  du  scrutin  dix  d'entre  eux,  pour 
rediger  le  projet  de  denonciation. 

Art.  127.  La  haute-cour  imperiale  ne  peut  juger  ä  moins  de  soix- 
ante  membres.  Dix  de  la  totalite  des  membres,  qui  sont  appeles  ä  la 
composer,  peuvent  etre  recuses  sans  motifs  determines  par  l'accuse 
et  dix  par  la  partie  publique.  L'arret  est  rendu  ä  la  majorite  absolue 
des  voix. 

Art.  128.  Les  debats  et  le  jugement  ont  lieu  en  public. 

Art.  129.  Les  accuses  ont  des  defenseurs;  s'ils  n'en  presentent 
point,  rarchichancelier  de  l'empire  leur  en  donne  d'office. 

Art.  130.  La  haute-cour  imperiale  ne  peut  prononcer  que  des 
peines  portees  par  le  Code  penal.  Elle  prononce,  s'il  y  a  lieu,  la  con- 
damnation  aux  dommages  et  interets  civils. 

Art.  131.  Lorsqu'elle  acquitte,  eile  peut  mettre  ceux,  qui  sont 
absous,  sous  la  surveillance  ou  ä  la  disposition  de  la  haute  police  de 
l'etat  pour  le  temps,  qu'elle  determine. 

Art.  132.  Les  arrets  rendus  par  la  haute-cour  imperiale  ne  sont 
soumis  ä  aucun  recours;  ceux,  qui  prononcent  une  condamnation  ä 
une  peine  afflictive  ou  infamante,  ne  peuvent  etre  executes  que  lors- 
qu'ils ont  ete  signes  par  l'empereur. 

Art.  135.  Les  presidens  de  la  cour  de  Cassation,  des  cours  d'appel 
et  de  justice  criminelle  sont  nommes  ä  vie  par  Tenipereur  et  peuvent 
etre  choisis  hors  des  cours,  qu'ils  doivent  presider. 

Art.  136.  Le  tribunal  de  Cassation  prend  la  denomination  de 
cour  de  Cassation;  les  tribunaux  d'appel  prennent  celle  de  cour  d'appel; 
les  tribunaux  criminels  celle  de  cours  de  justice  criminelle. 
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Le  President  de  la  eour  de  Cassation  et  celui  des  cours  d'appel  di- 
visees  en  sections  prennent  le  titre  de  premier  president. 

Les  vice-presidens  prennent  celui  de  presidens. 

Les  commissaires  du  gouvernement  pres  de  la  cour  de  Cassation, 
des  cours  d'appel  et  des  cours  de  justice  criminelle  prennent  le  titre  de 
procureurs  generaux  imperiaux. 

Les  commissaires  du  gouvernement  aupres  des  autres  tribunaux 
prennent  le  titre  de  procureurs  imperiaux. 

Art.  141.  Les  expeditions  executoires  des  jugemens  sont  redi- 
gees  ainsi  qu'il  suit:  ,,N.  (le  prenom  de  l'empereur),  par  la  gräce  de 
Dieu  et  les  constitutions  de  la  Republique  empereur  des  FranQais  .  .  . 

Auch  das  Senatskonsult  von  1804  enthält  wesentHch 
Ergänzungsbestimmungen.  Von  der  Staatsgewalt  heißt  es: 
Die  Regierung  der  Republik  wird  einem  Kaiser  anvertraut, 
der  den  Titel  ,, Kaiser  der  Franzosen"  annimmt^).  Napoleon 
Bonaparte  ist  Kaiser  der  Franzosen^).  Die  kaiserliche  Würde 
ist  nach  dem  Erstgeburts  recht  nur  in  der  männlichen  Linie 
erblich^).    Bedingungsweise  ist  auch  die  Adoption  zulässig*). 

Die  Justiz  wird  im  Namen  des  Kaisers  verwaltet  durch 
Beamte,  die  er  einsetzt^).  Sämtliche  Urteilssprüche  werden 
im  Namen  des  Kaisers  von  Gottes  Gnaden  ausgefertigt^). 
Geändert  sind  die  Bezeichnungen  des  Kassationsgerichts, 
der  Appellationsgerichte  und  der  Kriminal gerichte  in  Kassa- 
tionsgerichtshof, Appellations-  und  Kriminalgerichtshöfe'). 
Hervorgehoben  wird  besonders  die  Einsetzung  der  Präsi- 
denten des  Kassationsgerichts,  der  Appellations-  und  Krimi- 
nalgerichtshöfe auf  Lebenszeit.  Der  Kaiser  kann  sie  auch  außer- 
halb der  Gerichtshöfe,  in  denen  sie  den  Vorsitz  führen  sollen, 
erwählen^).  Beibehalten  werden  die  Regierungskommissare, 
nur  führen  sie  die  hochklingenden  Titel  kaiserliche  General- 
prokuratoren bei  den  eben  genannten.  Gerichten  und  kaiser- 
liche Prokuratoren  bei  den  Erstinst anzgerichten^).  Oberste 

1)  Art.  1. 

2)  Art.  2. 

3)  Art.  3. 
Art.  4. 

5)  Art.  1. 

«)  Art.  141. 

')  Art.  136. 

«)  Art.  135. 

»)  Art.  136. 
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Instanz  ist,  wie  vorher,  der  Großrichter^).  Die  Militärgerichts- 
barkeit hegt  in  den  Händen  kaiserhcher  Offiziere.  Der  Kon- 
netable  richtet  über  die  von  den  Armeeoberbefehlshabern, 
der  Großadmiral  über  die  von  den  Admiralen,  Vizeadmiralen 
und  Kontreadmiralen^)  begangenen  Verbrechen.  Durch  die 
neu  erlassene  Forderung  der  Eidesleistung^)  seitens  der  oberen 
und  unteren  Beamten  und  Offiziere  werden  auch  alle  Richter 
zur  Treue  gegen  den  Kaiser  und  zum  Gehorsam  gegen  die 
Reichsgesetze  verpflichtet.  Eine  Sonderstellung  innerhalb  der 
Gerichtsorganisation  nimmt  der  hohe  kaiserlicheGerichts- 
h  o  f  ein*).  Seine  Geschichte  weist  keinen  organischen  Entwick- 
lungsgang auf.  Wohl  hatten  auch  die  Verfassungen  von  1791, 
1795  und  1799  einen  hohen  Gerichtshof  eingesetzt,  indessen 
zeigt  die  Institution  Napoleons  w^esentlich  andere  Züge.  Er 
ist  kein  höchstes  Kriminalgericht,  sondern  politisches  und 
verwaltungsgerichtliches  Tribunal. 
Er  erkennt^): 

a)  über  die  persönlichen  Vergehen  der  kaiserlichen  Fa- 
milie, der  Inhaber  der  Erzämter,  der  Minister,  des  Staatsse- 
kretärs, der  Großbeamten,  Senatoren  und  Staatsräte; 

b)  über  die  Verbrechen,  Anschläge  und  Komplotte  ge- 
gen die  innere  und  äußere  Sicherheit  des  Staates,  gegen  die 
Person  des  Kaisers  und  des  vermutlichen  Reichserben ; 

c)  über  die  Verbrechen  der  Minister  und  Staatsräte  in 
der  öffentlichen  Dienstverwaltung; 

d)  über  Dienstvergehen,  Mißbrauch  der  Gewalt  von 
Generalkapitänen  in  den  Kolonien,  von  Koloniepräfekten 
und  Kommandanten  französischer  Besitzungen  außerhalb 
des  festen  Landes,  von  außerordentlich  angestellten  General- 
administratoren oder  Generalen  zu  Wasser  und  zu  Lande, 
ohne  daß  dadurch  der  Militärgerichtsbarkeit  eine  Schranke 
gesetzt  würde; 


1)  Art.  40. 

2)  Art.  43.  44. 

3)  Art.  56. 

*)  Schaeffner  IV,  S.  197. 
5)  Art.  101. 
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e)  wenn  Generale  zu  Lande  und  zu  Wasser  ihren  In- 
struktionen entgegen  gehandelt  haben; 

f)  über  Erpressungen  und  Verschleuderungen  der  Prä- 
fekte  des  Innern; 

g)  wenn  gegen  ein  Appellationsgericht  oder  gegen  einen 
Gerichtshof  der  peinlichen  Justiz  oder  gegen  Glieder  des  Kas- 
sationsgerichts Klagen  vorkommen; 

h)  über  Denunziationen,  wülkürliche  Verhaftung  oder 
Verletzung  der  Preßfreiheit. 

Seinen  Sitz  hat  der  kaiserliche  hohe  Gerichtshof  im  Se- 
nate^).  Den  Vorsitz  führt  der  vom  Kaiser  ernannte  Reichs- 
erzkanzler 2),  der  nie  von  den  Parteien  zurückgewiesen  werden 
kann^),  oder  bei  seiner  Verhinderung  ein  anderer  kaise  dicher 
Reichserzbeamter.  Gebildet  wird  er  aus  den  Prinzen,  den 
Reichserzbeamten,  den  Großbeamten  des  Kaiserreichs,  sech- 
zig Senatoren,  den  sechs  Sektionspräsidenten  des  Staatsrats, 
vierzehn  Staatsräten  und  zwanzig  Gliedern  des  Kassationsge- 
richtshofes*). Bei  dem  kaiserlichen  hohen  Gerichtshofe  ist 
ein  Generalprokurator  angestellt,  der  vom  Kaiser  auf  Le- 
benszeit ernannt  wird^). 

Über  die  Urteilsfällung  durch  den  kaiserlichen  hohen 
Gerichtshof  bestimmt  das  Senatskonsult :  Das  Urteil  kann 
nur  in  einer  Versammlung  von  wenigstens  sechzig  Mitgliedern 
gesprochen  werden.  Zehn  der  Mitglieder  kann  der  Angeklagte 
ohne  Anführung  von  Gründen  zurückweisen,  zehn  die  öffent- 
liche Partei^).  Verhandlungen  und  Urteile  sind  öffentlich"^). 
Die  Angeklagten  haben  Verteidiger;  bringen  sie  selbst  kei- 
nen bei,  so  wird  ihnen  durch  den  Reichserzkanzler  von  amts- 
wegen  ein  solcher  gestellt^).  Der  kaiserliche  hohe  Gerichts- 
hof kann  nur  im  Strafgesetzbuch  bestimmte  Strafen  aus- 


1)  Art.  102. 
^)  Art.  103. 

Art.  107. 
*)  Art.  104. 
5)  Art.  105. 
«)  Art.  127. 
')  Art.  128. 
«)  Art.  129. 
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sprechen,  er  verurteilt  zu  Schadenersatz  in  Civilsachen^). 
Bei  Freispruch  darf  der  Dehnquent  eine  Zeitlang  der  Auf- 
sicht der  Oberstaatspolizei  unterworfen  werden 2).  Die  Ur- 
teilssprüche sind  keinem  Rekurse  unterworfen;  verordnen 
sie  körperliche  oder  entehrende  Strafen,  so  können  sie  erst 
vollzogen  w^erden,  nachdem  der  Kaiser  sie  unterschrieben  hat^). 

Die  Legislative  erhält  nach  diesem  Senatskonsult  in 
gewissen  Fällen  das  Recht,  über  die  Anklageerhebung  zu  ent- 
scheiden. Auf  Begehren  des  Tribunats  oder  auf  Ansuchen  von 
50  Mitgliedern  des  gesetzgebenden  Körpers*)  dürfen  Minister 
und  Staatsräte  denunziert  werden,  wenn  sie  den  Reichsgesetzen 
zuwiderlaufende  Befehle  erteilt  haben^).  Ebenso  können  von 
der  gesetzgebenden  Behörde  angeklagt  werden:  General- 
kapitäne der  Kolonieen,  Kolonialpräfekte,  Kommandanten 
der  auswärtigen  Besitzungen,  Generalverwalter,  Generale 
der  Land-  und  Seemacht,  Präfekte  des  Innern,  wenn  sie  sich 
eines  im  Art.  101  angeführten  Vergehens  schuldig  gemacht 
habendi .  Ebenso  zeigt  die  gesetzgebende  Behörde  die  Beam- 
ten der  Staatsgewalt  an,  wenn  der  Senat  erklärt,  daß  er  eigen- 
mächtige Gefangennehmung  oder  Verletzung  der  Preßfrei- 
heit vermute'^). 

Zusätze  finden  sich  ferner  hinsichtlich  der  Bildung 
beider  Kammern. 

Zu  den  Bezirks wahlkollegien,  welche  die  Mitglieder  des 
Tribunats  und  neben  den  Departementswahlkollegien  die 
Mitglieder  des  gesetzgebenden  Körpers  vorschlagen,  gehören 
nicht  mehr  bloß  zehn  Legionäre,  sondern  die  Legionäre  über- 
haupt. Zu  den  Departementswahlkollegien  zählen  jetzt  die 
Großbeamten,  die  Militärkommandanten  und  die  Offiziere 
der  Ehrenlegion,  nicht  bloß  zwanzig  vom  Monarchen  hinzu- 
gefügte^). 

i^Art.  130. 

2)  Art.  131. 

3)  Art.  132. 
*)  Art.  113. 
5)  Art.  110. 
«)  Art.  III. 

7)  Art.  112. 

8)  Art.  99. 
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Auch  diese  Bestimmungen  bezwecken  eine  Kompetenz- 
vermehrung des  ersten  Konsuls  auf  dem  Gebiete  der  richter- 
hchen  Gewalt.  .Da  aber  der  Senat  nach  diesem  Senat skon- 
sult  die  allgemeinen  Verrichtungen  eines  Wahlkollegiums  und 
die  partiellen,  welche  auf  die  Präsentation  der  Kandidaten 
zum  Senate,  gesetzgebenden  Körper  und  Tribun ate  Beziehung 
haben,  vernichten  darf^)  und,  wie  bisher,  die  von  den  Wahl- 
kollegien präsentierten  Legislativmitglieder  ernennt 2),  so 
wird  die  Beantwortung  der  Frage  nötig,  ob  auch  hinsichtlich 
der  Zusammensetzung  des  Senats  Zusatzbestimmungen  ge- 
troffen sind.  Zunächst  wird  angeordnet:  Den  Versammlun- 
gen zur  Ernennung  der  Senatoren  präsidiert  der  Kaiser  oder 
sein  Großwahlherr^).  Dadurch  ist  ihm  eine  Kontrolle  über 
die  Qualifikation  der  Kandidaten  möglich.  Zur  Mitgliedschaft 
beim  Senat  qualifiziert  sind:  achtzig  den  Departements  Wahl- 
listen entnommene  Mitglieder,  die  der  Kaiser  auswählt,  ferner 
Bürger,  die  der  Kaiser  zur  Senatorenwürde  zu  erheben  für 
gut  findet.  Die  sechs  vom  Kaiser  ernannten  Reichserzbe- 
amten dürfen  zum  Senat  gehören^).  Neu  ist  die  Verordnung 
über  die  Zugehörigkeit  der  Prinzen  zum  Senat  nach  zurück- 
gelegtem achtzehnten  Lebensjahr.  Auch  darf  die  Zahl  der 
Mitglieder  über  120  hinaus  vermehrt  werden^).  Ferner  sind 
die  erwählten  Mitglieder  zur  Leistung  des  Treueides  gegen 
den  Kaiser  verpflichtet^). 

Die  Senatsversammlungen  leitet  ein  vom  Kaiser  aus 
der  Mitte  des  Senats  erwählter  Präsident^),  der  sie  auch  nur 
auf  kaiserlichen  Befehl  zusammenberufen  darf^).  So  ist  der 
Senat  und  die  nach  der  Zusammensetzung  wesentlich  von 
ihm  abhängige  Legislative  in  völlige  Abhängigkeit  vom  Mo- 
narchen geraten. 


1)  Art.  74. 
^)  Art.  39. 

Art.  39. 
4)  Art.  32.  33. 
^)  Art.  57. 
«)  Art.  39. 
')  Art.  58. 

Art.  59. 
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Aber  der  Kaiser  besitzt  auf  die  Legislative  auch  unmit- 
telbaren Einfluß  durch  sein  Recht,  den  Präsidenten  des  Tri- 
bunats  zu  ernennen^),  ein  Recht,  das  ihm  für  den  gesetzge- 
benden Körper  bereits  1803  zugestanden  wurde^).  Die  Mitglie- 
der sind  zur  Leistung  des  Treueides  gegen  den  Kaiser  verpflich- 
tet^). Zwar  wird  die  Dauer  der  Tribunatsmitgiiedschaft  auf 
zehn  Jahre  mit  fünfjähriger  Erneuerung  der  Hälfte  der  Mit- 
glieder erhöht*),  dafür  aber  von  1805  ab  ihre  Mitgliederzahl 
auf  fünfzig  reduziert^). 

So  hatte  es  Napoleon  verstanden,  sich  auch  auf  die  Zu- 
sammensetzung der  Legislative,  namentlich  des  Tribunais, 
einen  maßgebenden  Einfluß  zu  verschaffen  und  auch  in  dieser 
Hinsicht  an  richterlicher  Gewalt  zu  gewinnen, 

D:r  Staatsrat  erhält  keine  neuen  Kompetenzen,  wird 
aber  noch  mehr  zu  einem  Organ  des  Kaisers  durch  die  Be- 
stimmungen, daß  die  Reichserzbeamten  aufzunehmen  sind^), 
daß  der  Kaiser  oder  ein  von  ihm  bestimmter  Inhaber  der 
Staatsämter  den  Vorsitz  führen  soW)  und  daß  die  Mitglieder 
des  Staatsrates  zur  Leistung  des  Treueides  verpflichtet  sind^). 

Dem  Senat  werden  neue  Justizrechte  gewährt.  Artikel 
104  bestimmte,  wie  wir  sahen,  auch  Senatoren  zu  Mitgliedern 
des  Richterkollegiums  am  kaiserlichen  hohen  Gerichtshofe. 
Neu  ist  ferner  die  Einsetzung  von  zwei  Kommissionen  mit  je 
sieben  Mitgliedern,  die  der  Senat  aus  seiner  Mitte  erwählt.  Es 
sind  dies  die  ,, Kommission  des  Senats  der  individuellen  Frei- 
heit"^) und  die  ,, Kommission  des  Senats  für  die  Preßfreiheit "i^). 
Die  erste  nimmt  auf  Mitteilung  des  Ministers  Kenntnis  von 
Verhaftungen,  die  nach  Artikel  46  der  Konsul arverfassung, 

1)  Art.  90. 

2)  Pölitz  II,  S.  81,  Anm. 

3)  Art.  39. 

*)  Art.  88.  89. 

5)  Art.  76  des  Senatskonsults  von  1802:  A  dater  de  Tan  13  le 
tribunat  sera  reduit  ä  cinquante  membres. 
«)  Art.  35. 

7)  Art.  37. 

8)  Art.  39. 
Art.  60. 

1«)  Art.  64. 
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d.  h.  wegen  Verschwörung  gegen  den  Staat,  vorgenommen 
werden,sobald  die  verhafteten  Personen  nicht  innerhalb  zehn 
Tage  nach  der  Verhaftung  vor  die  Tribunale  gebracht  wer- 
den^). Findet  sich  diese  Verhaftung  nicht  durch  das  Staats- 
interesse gerechtfertigt,  so  ersucht  die  Kommission  den  Mi- 
nister, der  den  Verhaf tsbef ehl  erteilte,  die  arretierte  Person  in 
Freiheit  zu  setzen  oder  vor  das  gewöhnliche  Gericht  zu  schik- 
ken^).  Ist  nach  dreimal  innerhalb  eines  Monats  wiederholtem 
Ersuchen  die  verhaftete  Person  nicht  freigelassen  oder  vor 
die  gewöhnlichen  Gerichte  gestellt  worden,  so  verlangt  die 
Kommission  eine  Versammlung  des  Senats,  die  vom  Präsi- 
denten berufen  wird  und  nötigenfalls  folgende  Erklärung  er- 
läßt: ,,Es  sind  starke  Vermutungen  vorhanden,  daß  N.  N. 
willkürlich  verhaftet  ist"^).  Die  Kommission  des  Senats  für 
die  Preßfreiheit  wacht  über  die  Preßfreiheit.  Doch  erstreckt 
sich  ihr  Geschäftskreis  nicht  über  die  Schriften,  die  auf  Abon- 
nement gedruckt  und  periodisch  ausgeteilt  werden*).  Findet 
sie  auf  Ansuchen  der  Herausgeber  der  Schriften  die  dem  Um- 
lauf in  den  Weg  gelegten  Hindernisse  nicht  durch  das  Staats- 
interesse gerechtfertigt,  so  ersucht  sie  den  Minister,  der  den 
Befehl  zur  Verhinderung  gab,  ihn  zurückzuziehen^).  Bestehen 
nach  dreimal  innerhalb  eines  Monats  erneuertem  Ersuchen 
die  Hindernisse  noch,  so  begehrt  die  Kommission  eine  Senats- 
versammlung, die  erklärt:  ,,Es  walten  starke  Vermutungen 
ob,  daß  die  Preßfreiheit  verletzt  worden  ist"^). 

Auf  Grund  der  Zusatzbestimmungen  des  Senatskon- 
sults  von  1804  kommen  wir  zu  folgendem  Ergebnis: 

In  der  Gerichtsorganisation  treten  Änderungen  hin- 
sichthch  der  Bezeichnungen  auf.  Das  Kassationsgericht,  die 
Appellations- und  Kriminalgerichte  erhalten  den  Zusatz ,,  Hof. 
Neu  ist  die  Einsetzung  des  kaiserlichen  hohen  Gerichtshofes 
als  politisches  Tribunal. 


1)  Art.  60. 

2)  Art.  62. 
^)  Alt.  63. 

Art.  64. 
Art.  6ö.  66. 
«)  Art.  67 
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Die  Richterernennung  ist  ausschließlich  Sache  des  Mo- 
narchen. Dasselbe  gilt  von  den  Kommissaren,  die  jetzt  den 
Titel  Prokuratoren  führen.  Sämtliche  Beamte  werden  zur 
Treue  gegen  den  Kaiser  und  zum  Gehorsam  gegen  die  Ver- 
fassung eidlich  verpflichtet. 

Die  Legislative  erhält  das  Recht,  über  die  Anklage- 
erhebung gegen  gewisse  Beamte  zu  entscheiden,  ist  aber  weit 
abhängiger  vom  Exekutivorgan  als  vorher: 

1.  durch  die  Zugehörigkeit  von  kaiserlichen  Beamten 
zu  den  wie  bisher  von  einem  monarchischen  Präsidenten  ge- 
leiteten Bezirks-  und  Departements wahlkollegien,  welche 
die  Mitglieder  der  Legislative  dem  Senat  vorschlagen, 

2.  durch  das  Recht  des  Senats,  der  seinerseits  vom  Kai- 
ser völHg  abhängig  geworden  ist,  zur  Auflösung  der  Wahl- 
kollegien und  Ernennung  der  Legislativmitglieder, 

3.  durch  die  Leitung  beider  Kammern  durch  einen  kai- 
serlichen Präsidenten, 

4.  durch  die  Eidespflicht  der  Mitglieder  beider  Körper- 
schaften, 

5.  durch  die  Reduktion  der  Mitgliederzahl  im  Tribunat 
von  hundert  auf  fünfzig,  wogegen  allerdings  zehnjährige  Man- 
datsdauer unter  fünfjähriger  Erneuerung  der  Hälfte  der  Mit- 
glieder bewilligt  wird, 

6.  durch  das  Recht  des  Senats  zu  nötig  erachteter  Auf- 
lösung beider  Kammern. 

Der  Staatsrat  behält  seine  bisherigen  Aufgaben,  steht 
aber  infolge  der  drei  neuen  Bestimmungen  über  die  Aufnahme 
der  Reichserzbeamten,  die  kaiserliche  Präsidierung  und  die 
Eidespflicht  der  Staatsräte  noch  mehr  unter  dem  Einfluß  des 
Monarchen  als  bisher. 

Der  Senat  erhält  drei  neue  Kompetenzen: 
L  Sechs  Senatoren  gehören  zum  kaiserlichen  Gerichtshof; 
2..  Die  Kommission  der  individuellen  Freiheit 

a)  nimmt  Kenntnis  von  den  Verhaftungen  wegen  Staäts- 
verschwörung,  wenn  der  Verhaftete  nicht  binnen  zehn 
Tagen  vor  das  Tribunal  (hoher  Gerichtshof)  gebracht  ist, 

b)  ersucht  den  Minister,  falls  diese  Verhaftung  nicht  durch 
das  Staatsinteresse  gerechtfertigt  wird,  um  Freilassung 

7* 
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des  Verhafteten  oder  um  seine  Aburteilung  vor  den  ge- 
wöhnlichen Gerichten, 
c)  spricht  nach  dreimaligem  vergeblichen  Ersuchen  in  ei- 
ner plenaren  Senatsversammlung  die  Vermutung  will- 
kürlicher Verhaftung  aus. 

3.  Die  Kommission  für  die  Preßfreit 

a)  wacht  über  die  Preßfreiheit  (ausgenommen  sind  Abon- 
nements- und  periodisch  erscheinende  Schriften), 

b)  ersucht  den  Minister  um  Zurücknahme  seiner  zur  Ver- 
hinderung des  Umlaufs  der  Schriften  ungerechtfertigt 
erlassenen  Befehle, 

c)  spricht  nach  dreimaligem  vergeblichen  Ersuchen  die 
Vermutung  der  Verletzung  der  Preßfreiheit  aus. 

Die  völlige  Abhängigkeit  des  Senats  erhellt  aus  folgen- 
den Bestimmungen  über  die  Bildung  dieser  Körperschaft: 

1.  Der  Versammlung  zur  Ernennung  der  Senatoren  präsidiert 
der  Kaiser  oder  sein  Großwahlherr, 

2.  Mitgheder  sind: 

a)  die  großjährigen  Prinzen, 

b)  die  Reichserzbeamten, 

c)  achtzig  vom  Kaiser  den  Departements  Wahllisten  ent- 
nommene Mitglieder,  deren  nur  formale  Ernennung  der 
Senat  vollzieht, 

d)  Bürger,  die  der  Kaiser  zur  Senatoren  würde  zu  erheben 
für  gut  befindet, 

3  die  Mitghederzahl  darf  über  120  hinaus  vermehrt  werden, 

4.  die  Berufung  des  Senats  erfolgt  auf  kaiserlichen  Befehl, 

5.  die  Leitung  der  Verhandlungen  geschieht  durch  einen  kai- 
serlichen Präsidenten. 

Über  das  Begnadigungsrecht  des  Monarchen  macht 
das  Senatskonsult  keine  Zusätze;  dasselbe  gilt  von  dem  Ge- 
schworenenamt, in  dem  sich  allein  der  Anteil  des  Volkes  an 
der  Justiz,  aber  infolge  zeitweiliger  Suspension  nur  einge- 
schränkt verkörpert.  Somit  erscheint  der  Monarch  fast  aus- 
schließlich als  Inhaber  der  richterlichen  Gewalt. 
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Die  Verfassungen  der  vier  bedeutendsten 
Rheinbundstaaten. 

Die  bedeutsamste  Folge  des  dritten  Koalitionskrieges 
war  die  Gründung  des  Rheinbundes  und  die  endgültige  Auf- 
lösung des  Deutschen  Reiches.  Infolge  der  Selbstsucht  der 
meisten  deutschen  Fürsten  und  ihrer  Furcht  vor  dem  all- 
mächtigen Gebieter  und  Günstling  des  Kriegsglücks  gelang 
es  dem  gewandten  Talleyrand,  durch  die  Aussicht  auf  Ge- 
bietsvergrößerung sechzehn  deutsche  Mittel-  und  Kleinstaa- 
ten zum  Abfall  vom  Deutschen  Reiche  und  zum  Anschluß  an 
Frankreich  zu  bewegen.  Gegen  Anerkennung  ihrer  Souve- 
ränität traten  sie  in  ein  immerwährendes  Schutz-  und  Trutz- 
bündnis mit  Frankreich  und  erklärten  amtlich  am  1 .  August 
1806  ihre  Trennung  vom  Verbände  des  Deutschen  Reiches. 

Aus  diesem  Umstände  erklären  sich  die  französischen 
Einflüsse,  wie  sie  sich  namentlich  auf  gesetzgeberischem  Ge- 
biet geltend  machten.  Vor  allem  sind  es  vier  Rheinbund- 
staaten, die  ihre  Einrichtungen  nach  französischem  Muster 
schufen. 

Die  erste  Verfassung  erhielt  Westfalen,  abhängig  davon 
sind  die  Staatsgrundgesetze  von  Baiern,  Frankfurt  am  Main, 
Anhalt- Köthen. 


Die  westfälische  Verfassung^). 

Die  Gründung  des  Königreiches  Westfalen  war  ein  Er- 
gebnis des  Tilsiter  Friedens.  Gebildet  wurde  der  neue  Staat 
aus  preußischen,  kurhessischen,  braunschweigischen  und  süd- 
hannoverschen Gebieten.  Der  Umfang  betrug  etwa  700 
Quadratmeilen,  die  Einwohnerzahl  fast  zwei  Millionen.  Kei- 
neswegs beabsichtigte  man,  eine  tyrannische  Fremdherrschaft 
zu  errichten.  Dem  neuen  Staate  sollten  die  Vorteile  der  fran- 
zösischen Revolution  zugute  kommen:  Gleichheit  der  Be- 
steuerung, Abschaffung  der  persönlichen  Privilegien,  Beseiti- 
gung der  Grundstückslasten  und  Rechtsgleichheit  aller  Un- 
tertanen. 

1)  Pölitz  I,  S.  36  ff. 
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Auf  die  Bildung  der  Verfassung  erhielten  jedoch  die 
zur  Begrüßung  ihres  neuen  Königs  nach  Paris  gereisten  west- 
fälischen Deputierten  nur  teilweise  Einfluß.  Sie  wurde  dem 
Lande  von  Napoleon  einfach  oktroyiert. 

Bereits  am  15.  November  wurde  die  wahrscheinlich  von 
dem  Minister  Talleyrand  ausgearbeitete  Verfassung  für  das 
neu  geschaffene  Königreich  von  Napoleon  zu  Fontainebleau 
erlassen.  Die  Publikation  erfolgte  durch  das  Dekret  vom 
7.  Dezember  1807  durch  Jerome,  der  als  König  an  die  Spitze 
des  Staates  trat. 

Verfassung  vom  15.  November  1807. 

Art.  6.  Das  Königreich  Westfalen  soll  in  des  Prinzen  Hierony- 
mus Napoleon  direkter,  natürlicher  und  rechtmäßiger  Nachkommen- 
schaft männlichen  Geschlechts  infolge  der  Erstgeburt  und  mit  be- 
ständiger Ausschließung  der  Weiber  und  ihrer  Nachkommenschaft 
erblich  sein. 

Art.  20.  Die  Minister  sind  für  die  Vollziehung  der  Gesetze  und 
der  Befehle  des  Königs  verantwortlich. 

Art.  21.  Der  Staatsrat  soll  zum  wenigsten  aus  sechzehn  und 
höchstens  aus  fünfundzwanzig  Mitgliedern  bestehen,  welche  vom  König 
ernannt  werden,  und  deren  Ernennung  nach  Gutdünken  von  ihm 
zurückgenommen  werden  kann. 

Der  Staatsrat  soll  die  Verrichtungen  des  Kassationsgerichts 
versehen. 

Es  werden  bei  ihm  für  die  Geschäfte,  welche  ihrer  Natur  nach 
vor  das  Kassationsgericht  gehören,  wie  auch  für  Rechtsbeschwerden, 
die  aus  der  Landesverwaltung  erwachsen,  Anwälte  angestellt  werden. 

Art.  27.  Er  hat  über  die  unter  den  Verwaltungs-  und  gerichtlichen 
Behörden  sich  erhebenden  Jurisdiktions-Streitigkeiten,  über  die 
streitigen  Verwaltungsgegenstände  und  über  die  Frage  zu  erkennen, 
ob  Verwaltungsbeamte  vor  Gericht  gestellt  werden  können  oder  sollen. 

Art.  28.  Der  Staatsrat  hat  in  seinen  Verrichtungen  nur  eine 
beratende  Stimme. 

Art.  35.  Es  wird  in  jeder  Präfektur  ein  Präfekturrat  für  Streit- 
sachen errichtet. 

Art. 39.  Es  soll  in  jedem  Departemente  ein  Departementskollegium 
gebildet  werden. 

Art.  40.  Die  Zahl  der  Mitglieder  der  Departementskollegien  soll 
durch  die  Zahl  der  Bewohner  des  Departements  bestimmt  werden, 
so  daß  ein  Mitglied  auf  tausend  Bewohner  desselben  kommt,  doch 
darf  die  Zahl  der  Mitglieder  nicht  unter  zweihundert  sein. 
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Art.  41.  Die  Mitglieder  der  Departementskollegien  sollen  vom 
Könige  ernannt  und  folgendermaßen  gewählt  werden,  nämlich: 

Vier  Sechstel  unter  den  sechshundert  Höchstbesteuerten  des 
Departements, 

ein  Sechstel  unter  den  reichsten  Kaufleuten  und  Fabrikanten, 
und  ein  Sechstel  unter  den  ausgezeichnetsten  Gelehrten  und  Künstlern 
und  unter  Bürgern,  welche  sich  am  meisten  um  den  Staat  verdient 
gemacht  haben. 

Art.  43.  Die  Funktionen  der  Mitgheder  der  Departementskollegien 
sind  lebenslänglich;  es  kann  keines  derselben  anders  als  durch  einen 
Urteilsspruch  entsetzt  werden. 

Art.  44.  Die  Departementskollegien  sollen  .  ,  .  dem  Könige 
Kandidaten  für  die  Stellen  der  Friedensrichter  .   .   ,  vorschlagen. 

Für  jede  zu  machende  Ernennung  sollen  zwei  Kandidaten  vor- 
geschlagen werden. 

Art.  45.  Der  Codex  Napoleon  soll  vom  1.  Januar  1808  an  das 
bürgerliche  Gesetzbuch  des  Königreiches  Westfalen  sein. 

Art.  46.  Das  gerichtliche  Verfahren  soll  öffentlich  sein,  und  in 
peinlichen  Fällen  sollen  die  Geschworenengerichte  statthaben. 

Art.  47.  In  jedem  Kantone  soll  ein  Friedensgericht,  in  jedem 
Distrikt  ein  Zivilgericht  erster  Instanz  und  in  jedem  Departemente 
ein  peinlicher  Gerichtshof  und  für  das  ganze  Königreich  ein  einziger 
Appellations- Gerichtshof  sein. 

Art.  48.  Die  Friedensiichter  sollen  vier  Jahre  lang  im  Amte  bleiben 
und  sollen  sogleich  darauf  wieder  gewählt  werden  können,  wenn  sie 
als  Kandidaten  von  den  Departementskollegien  vorgeschlagen 
werden.  , 

Art.  49.  Der  richterliche  Stand  ist  unabhängig. 

Art.  50.  Die  Richter  werden  vom  Könige  ernannt. 

Ernennung  auf  Lebenszeit  sollen  sie  erst  erhalten,  wenn  man, 
nachdem  sie  ihr  Amt  fünf  Jahre  lang  werden  verwaltet  haben,  über- 
zeugt sein  wird,  daß  sie  in  ihren  Ämtern  beibehalten  zu  werden  ver- 
dienen. 

Art.  51.  Das  Appellationsgericht  kann  auf  die  Denunziation  des 
königlichen  Prokurators  sowohl,  als  auf  jene  eines  seiner  Präsidenten, 
vom  Könige  die  Absetzung  eines  Richters  begehren,  welchen  es  in  der 
Ausübung  seiner  Amtsverrichtungen  einer  Verletzung  seiner  Pflichten 
für  schuldig  hält. 

In  diesem  einzigen  Falle  soll  die  Amtsentsetzung  eines  Richters 
vom  Könige  ausgesprochen  werden  können. 

Art.  52.  Die  Urteile  der  Gerichtshöfe  und  Tribunale  werden  im 
Namen  des  Königs  ausgesprochen. 

Er  allein  kann  Gnade  erteilen,  die  Strafe  erlassen  oder  mildern. 
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Ergäiizungsstatut  vom  23.  Dezember  1808. 

Art.  2.  Die  Attributionen  des  Justizministers  sind: 

 die  Organisation  der  Gerichtshöfe,  Tribunale  und 

Friedensgerichte  und  die  Ausübung  des  Rechts  der  Oberaufsicht  und 

der  Zurechtweisung  

über  die  Mißbräuche,  welche  in  die  Ausübung  der  Justiz  sich 
eingeschlichen  haben  . 

Über  die  Staatsgewalt  bestimmt  die  Verfassung  in 
enger  Anlehnung  an  Artikel  3  des  Senatskonsults  vom  18.  Mai 
1804:  Das  Königreich  Westfalen  soll  in  des  Prinzen  Hiero- 
nymus Napoleon  direkter  natürlicher  und  rechtmäßiger  Nach- 
kommenschaft männlichen  Geschlechts  infolge  der  Erstge- 
burt und  mit  beständiger  Ausschließung  der  Weiber  und  ihrer 
Nachkommen  erblich  sein^).  Für  den  König  tragen,  die  Mi- 
nister die  Verantwortung^). 

Als  neue  Bestimmung  findet  sich  in  der  westfälischen 
Verfassung  diejenige  über  die  Unabhängigkeit^)  des  Rich- 
terstandes, während  sich  sonst  auf  dem  Gebiete  der  Justiz 
der  französische  Einfluß  überall  geltend  macht.  Als 
grundlegendes  Gesetzbuch  wird  der  Code  Napoleon^)  einge- 
führt und  die  Öffentlichkeit  des  Civil-  und  Strafprozesses  an- 
geordnet^). Die  Urteile  der  Ober-  und  Untergerichte  werden 
im  Namen  des  Königs  gefällt^).  Besonders  tritt  das  franzö- 
sische Vorbild  in  der  Gerichtsorganisation  in  die  Erschei- 
nung: In  jedem  Kanton  ist  ein  Friedensgericht ^),  in  jedem 
Distrikte  ein  Gerichtshof  erster  Instanz  für  bürgerliche 
Streitsachen,  in  jedem  Departement  ein  Gericht  für  peinliche 
Sachen,  und  für  das  ganze  Königreich  ein  einziges  Appella- 
tionsgericht^).    Die  Ernennung  der  Friedensrichter^)  erfolgt 

^)  Art.  6 :  La  dignite  imperiale  est  hereditaire  dans  la  descendance 
directe,  naturelle  et  legitime  de  Napoleon  Bonaparte,  de  male  en  male, 
par  ordre  de  primogeniture  et  ä  l'exclusion  perpetuelle  des  femmes 
et  de  leur  descendance. 

2)  Art.  20. 

3)  Art.  49. 
*)  Art.  45. 
5)  Art.  40. 
«)  Art.  52. 
')  Art.  47. 
«)  Art.  47. 
»)  Art.  50. 
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durch  den  Monarchen,  jedoch  mit  dem  Unterschiede,  daß  sie 
in  Frankreich  von  den  Kantonsversammlungen  (Volkskrei- 
sen), in  Westfalen  von  den  Departementskollegien  vorgeschla- 
gen werden^).  Im  Hinblick  auf  die  Verteilung  der  juristischen 
Kompetenzen  zwischen  Monarch  und  Volk  werfen  wir  die 
Frage  auf:  Wessen  Organe  sind  staatsrechtlich  die  Mitglieder 
der  Departementskollegien  ?  Allgemein  schreibt  die  Verfas- 
sung vor:  In  jedem  Departement  soll  ein  Departementskol- 
legium bestehen,  auf  je  tausend  Einwohner  kommt  ein  Mit- 
glied; ihre  Gesamtzahl  darf  nicht  weniger  als  zweihundert 
betragen^).  Im  besonderen  wird  angeordnet:  ^/g  müssen  zu 
den  600  höchst  Besteuerten  gehören,  stellen  die  Gelehrten 
und  Künstler  aus  ihren  Reihen  sowie  diejenigen  Bürger,  die 
sich  um  den  Staat  die  meisten  Verdienste  erworben  haben, 
^6  bilden  die  reichsten  Kaufleute  und  Fabrikanten^).  Die  Er- 
nennung der  Mitglieder  der  Departementskollegien  erfolgt 
durch  den  König  auf  Lebenszeit.  Sie  können  freilich  nur  durch 
einen  Rechtsspruch  abgesetzt  werden*).  Indessen  bildet  aber 
ein  die  Allgemeinheit  ausschließendes  beschränkendes  Moment 
die  ausgezeichnete  wirtschaftliche  und  geistige  Qualität  der 
Mitglieder.  Von  ihnen  werden  die  Friedensrichter  —  zwei  für 
jeden  Platz  (vergl.  1802)^)  —  dem  König  präsentiert,  der  als- 
dann den  ihm  am  geeignetsten  erscheinenden  auswählt.  Die 
Amtsdauer  der  Friedensrichter  beträgt  vier  Jahre;  nach  de- 
ren Ablauf  darf  auf  Vorschlag  der  Departementskollegien  eine 
Wiederwahl  erfolgen^). 

Die  Richter  an  den  Distrikts-  und  Kriminalgerichten 
sowie  am  Appellationsgericht  werden  wie  in  Frankreich  1804 
ohne  weiteres  vom  Monarchen  ernannt. 

Die  Art  der  Richterernennung  durch  den  Monarchen 
ist  neu,  denn  sie  erfolgt  erst  nach  Ableistung  einer  fünfjähri- 
gen Probezeit,  während  der  sich  die  Richter  bewährt  haben 


1)  Alt.  48. 

2)  Art.  39.  40. 

3)  Art.  41. 
*)  Art.  43. 
5)  Art.  44. 
«)  Art.  48. 
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müssen^).  Ein  bisher  nicht  genannter  Anteil  an  der  richter- 
lichen Gewalt  ist  dem  König  insofern  beigelegt,  als  er  das 
Recht  der  Richterabsetzung  in  den  Fällen  ausüben  darf,  in 
welchen  von  dem  Appellationsgericht  sowohl  auf  die  Anzeige 
des  königlichen  Prokurators  als  eines  seiner  Präsidenten  die 
Absetzung  begehrt  wird,  falls  der  beschuldigte  Richter  seine 
Amtspflichten  verletzt  hat^).  Analog  den  Bestimmungen 
des  Senatskonsults  von  1802  (Art.  81)  überträgt  das  Ergän- 
zungsstatut vom  23.  Dezember  1808  dem  Justizminister  ein 
Oberaufsichtsrecht  über  die  Gerichtshöfe  und  ferner  das  Recht, 
bei  Ausübung  der  Justiz  wahrgenommene  Mißbräuche  zu 
rügen^).    Soweit  die  einzelnen  Gerichte. 

Organ  der  richterlichen  Gewalt  ist  auch  der  Staatsrat, 
jene  napoleonische  Schöpfung.  In  Westfalen  übt  der  Staatsrat 
die  Funktionen  des  Kassationsgerichts  aus,  von  dessen  Er- 
richtung man  wegen  des  geringen  Gebietsumfanges  Abstand 
genommen  hatte,  obgleich  der  Verfassungsentwurf  noch  ein 
solches  vorsah*). 

Der  Staatsrat  ist  ferner  Organ  der  Verwaltungsge- 
richtsbarkeit, denn  er  hat  über  die  streitigen  Verwaltungs- 
gegenstände, über  die  zwischen  den  Verwaltungs- und  Gerichts- 
behörden sich  erhebenden  Jurisdiktionsstreitigkeiten  und  über 
die  Frage  zu  erkennen,  ob  Verwaltungsbeamte  vor  Gericht 
gestellt  werden  können  und  sollen.  Er  hat  in  seinen  Ver- 
richtungen jedoch  nur  eine  beratende  Stimme^). 

Deutlich  zeigt  sich  die  Übernahme  dieser  Institution, 
die  aber  hier  eine  weitere  Ausgestaltung  erfährt,  aus  der 
Konsularverfassung.  Die  Mitglieder  des  Staatsrates  werden 
vom  König  ernannt  und  nach  Belieben  abgesetzt,  ganz  ent- 
sprechend den  Rechten,  die  Artikel  41  der  Verfassung  von 
1799  dem  ersten  Konsul  gewährt.  Die  geringe  Zahl  der 
Mitgheder  (16 — 25)  wahrt  die  Einheit  und  Geschlossenheit 
dieser  Korporation.   Neu  ist  die  Einsetzung  von  Advokaten 

1)  Art.  50. 

2)  Art.  51. 

3)  Erg.  Statut  Art.  2. 
*)  Art.  21.  Usee,  S.  17. 
*)  Art.  28. 
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für  alle  Angelegenheiten,  die  vor  den  Staatsrat  als  Kassations- 
gericht gehören,  und  für  Verwaltungsstreitigkeit en^). 

Die  westfälische  Verfassung  nennt  endlich  in  Anlehnung 
an  die  französische  Verwaltungsorganisation  den  Prä- 
fekturrat,  der  zur  Schlichtung  von  Streitigkeiten  verwalt  ungs- 
g€ richtlicher  Natur  innerhalb  seines  Departements  bestimmt 
ist,  als  Institut  der  Justiz.  Auch  er  ist  Organ  der  Exekutive^). 

Dem  König  ist  das  Recht  der  Begnadigung  eingeräumt, 
wie  es  Napoleon  durch  das  Senatskonsult  von  1802  gewährt 
wird;  dazu  erhält  er  das  Recht,  Strafen  zu  erlassen  und  zu 
mildern^).  Französischen  Ursprungs  ist  ferner  die  Einsetzung 
von  Geschworenen  bei  den  Kriminalgerichten,  jenes  richter- 
lichen Laienelements,  durch  das  dem  Volke  ein  unmittel- 
barer Anteil  an  der  Justiz  gewährt  wird^). 

Unsere  Untersuchung  ergibt  als  Resultat: 

Die  westfälische  Gerichtsorganisation  zeigt  eine 
enge  Anlehnung  an  die  französisch -napoleonischen  Ein- 
richtungen. Es  gibt  Friedensgerichte,  Distrikts-  und  Kriminal- 
gerichte sowie  ein  Appellationsgericht. 

Die  Richter  werden  wie  in  Frankreich,  und  zwar  die 
Friedensrichter  auf  Vorschlag  der  Departementswahlkollegien 
vom  Monarchen  ernannt. 

Französischer  Herkunft  ist  der  Staatsrat,  das  Organ 
der  Verwaltungsgerichtsbarkeit,  der  aber  in  Westfalen  zu- , 
gleich  die  Verrichtungen  des  Kassationsgerichts  versieht. 
Auch  seine  Mitglieder  sind  Organe  des  Monarchen. 

Mit  verwaltungsgerictitlichen  Kompetenzen  innerhalb 
des  Departements  ist  der  nach  französischem  Muster  ge- 
schaffene Präfekturrat  versehen.  Seine  Mitglieder  sind 
königliche  Beamte. 

Der  König  übt  persönlich,  wie  der  Monarch  in  Frank- 
reich, das  Begnadigungsrecht,  erhält  dazu  das  Recht  der 
Strafmilderung  und  des  Straferlasses.  In  seinem  Namen 
werden  die  Urteile  vollzogen. 

1)  Art.  21. 

2)  Art.  35. 

3)  Art.  52. 
*)  Art.  46. 
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Ein  Gegengewicht  gegenüber  den  Kompetenzen  des 
Monarchen  bedeuten  das  Geschworeneninstitut,  die  Bestim- 
mung über  die  ÖffentHchkeit  der  Gerichtsverhandlungen  und 
die  Gewährleistung  der  Unabhängigkeit  des  Richterstandes. 

Den  Hauptanteil  an  der  Justiz  hat,  wie  erwiesen, 
der  König. 

Der  Bestand  des  Königreiches  war  nur  von  sieben- 
jähriger Dauer.  Die  Willkür  seines  Stifters,  der  die  Bewohner 
zur  Teilnahme  an  seinen  Kämpfen  zwang,  der  eine  beständige 
Veränderung  des  Gebietsumfanges  anordnete  und  das  Land 
finanziell  aussog,  war  die  Ursache  der  Auflösung  des  Staates. 

Für  die  Verfassungsgeschichte  hat  die  westfälische 
Konstitution  eine  wichtige  Bedeutung,  da  sie  den  Staats- 
grundgesetzen mehrerer  deutscher  Staaten  als  Vorbild 
gedient  hat. 

Die  bayrische  Verfassung  vom  Jahre  1808  nebst 
f  ol  gen  den  Orgfin  i  sati  onsedi  kten  ^) . 

Nach  dem  Preßburger  Frieden  vom  26.  Dezember  1805 
erfolgte  die  Erhebung  Bayerns  zum  Königreiche.  Die  An- 
nahme des  Königstitels  wurde  durch  Proklamation  vom 
1.  Januar  1806  verkündet.  Bisher  hatte  Bayern  eine  land- 
ständische Verfassung  gehabt.  Nachdem  es  durch  den  Preß- 
burger Frieden  die  Souveränität  erworben  hatte,  fühlte  sich 
Maximilian  Joseph  besonders  auf  Anraten  seines  Ministers 
von  Montgelas,  des  großen  bayrischen  Reformators,  ver- 
anlaßt, die  landständische  Verfassung  aufzuheben. 

Den  ersten  Schritt  dazu  bedeutete  die  Verordnung 
vom  8.  Juni  1807,  die  bestimmte,  daß  die  bisherigen  Be- 
freiungen von  Staatsauf  lagen,  insbesondere  von  der  Grund- 
vermögenssteuer, aufzuhören  hätten.  Bald  darauf  kam  die 
Verfassungsfrage  in  rascheren  Fluß. 

In  einer  Verordnung  erklärte  der  König,  er  habe  es 
für  zweckmäßig  gefunden,  seinem  Reiche  eine  neue  allgemeine 
gleiche  Konstitution  zu  geben  und  statt  der  bisher  nur  in 
einigen   Provinzen   vorhandenen   besonderen  Landschafts- 
Äj"  Pölitz  I,  S.  95  ff. 
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Verfassungen  eine  allgemeine  Repräsentation  einzuführen. 
Durch  diesen  Beschluß  wurden  alle  bisherigen  landschaft- 
lichen Korporationen  für  aufgehoben  erklärt. 

Dieser  Verordnung  folgte  die  Konstitution  für  das 
Königreich  Baiern  vom  1.  Mai  1808,  die  am  1.  Oktober  in 
Kraft  treten  sollte. 

Verfassung  vom  1.  Mai  1808. 

II.  §  I.  Die  Krone  ist  erblich  in  dem  Mannsstamme  des  regie- 
renden Hauses  nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt  und  der  agnatisch- 
lineaUschen  Erbfolge. 

§  7.  Alle  Glieder  des  königlichen  Hauses  stehen  unter  der 
Gerichtsbarkeit  des  Monarchen  .... 

III.  §  1.  Das  Ministerium  teilt  sich  in  fünf  Departemente:  .  .  .  , 
der  Justiz  .  .  .  ,  .  Die  Minister  sind  für  die  genaue  Vollziehung 
der  königlichen  Befehle  ....  dem  König  verantwortlich.  Sie 
erstatten  jährlich  dem  Monarchen  einen  ausführlichen  Bericht  über 
den  Zustand  ihres  Departements. 

§  2.  Zur  Beratschlagung  über  die  wichtigsten  Innern  Angelegen- 
heiten des  Reiches  wird  ein  geheimer  Rat  angeordnet,  der  neben  den 
Ministern  aus  12  oder  höchstens  16  Gliedern  besteht.  Die  geheimen 
Räte  werden  von  dem  Könige  anfänglich  auf  ein  Jahr  ernannt,  und 
nicht  eher  als  nach  sechsjährigem  Dienste  als  permanent  angesehen. 
Der  König  und  der  Kronerbe  wohnen  den  Sitzungen  des  geheimen 
Rates  bei ;  in  beider  Abwesenheit  präsidiert  der  älteste  der  anwesen- 
den Staatsminister  ....  Er  entscheidet  alle  Kompetenzstreitig- 
keiten der  Gerichtsstellen  und  Verwaltungen,  wie  auch  die  Frage: 
ob  ein  Verwaltungsbeamter  vor  Gericht  gestellt  werden  könne  oder  solle. 

V.  §  1.  Die  Justiz  wird  durch  die,  in  geeigneter  Zahl  bestimmten, 
Ober-  und  Untergerichte  verwaltet.  Für  das  ganze  Königreich  be- 
steht eine  einzige  oberste  Justizstelle. 

§  2.  Alle  Gerichtsstellen  sind  verbunden,  bei  Endurteilen  die 
Entscheidungsgründe  anzuführen. 

§  3.  Die  Glieder  der  Justizkollegien  werden  von  dem  Könige 
auf  Lebenszeit  ernannt,  und  können  nur  durch  einen  förmlichen 
Spruch  ihre  Stellen  verlieren. 

§  4.  Der  König  kann  in  Kriminalsachen  Gnade  erteilen,  die 
•  Strafe  erlassen  oder  mildern,  aber  in  keinem  Falle  irgend  eine  anhän- 
gige Streitsache  oder  angefangene  Untersuchung  hemmen,  viel 
weniger  eine  Partei  ihrem  gesetzlichen  Richter  entziehen. 

§  5.  Der  königliche  Fiskus  wird  in  allen  streitigen  Privatrechts- 
verhältnissen bei  den  königlichen  Gerichtshöfen  Recht  nehmen. 

§  6.  Die  Güterkonfiskation  hat  in  keinem  Falle,  den  der  Desertion 
ausgenommen,  statt;  wohl  aber  können  die  Einkünfte  während  der 
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Lebenszeit  des  Verbreehers  sequestriert  und  die  Gerichtskosten  damit 
bestritten  werden. 

§  7.  Es  soll  für  das  ganze  Reich  ein  eigenes  bürgerliches  und 
peinliches  Gesetzbuch  eingeführt  werden. 

VI.  §  4.  Die  Militärpersonen  stehen  nur  in  Kriminal-  und  Dienst- 
sachen unter  der  Militärgerichtsbarkeit ;  in  allen  übrigen  aber  sind  sie, 
wie  jeder  Staatsbürger,  den  einschlägigen  Zivilgerichten  unterworfen. 

Organisches  Edikt  vom  4.  Juni  1808,  die  Bildung  des  geheimen 
Rats  betreffendi). 

I.  Art.  1.  ...  auch  Unsere  Kronbeamten  können  während  ihrer 
Anwesenheit  in  Unserer  Residenz  den  Sitzungen  des  geheimen  Rats 
beiwohnen  

II.  Art.  2.  Er  kann  sich  nur  auf  Unsern  Befehl  versammeln. 
Art. 3.  Er  hat  in  keinem  Geschäfte  die  Initiative,  und  kann  nur  über 

diejenigen  Gegenstände  beratschlagen,  welche  auf  Unsern  Befehl 
von  Unsern  Ministern  an  ihn  gebracht  werden.  Über  die  Gegenstände, 
die  sich  zur  Beratung  in  dem  geheimen  Rate  eignen,  werden  die 
Sitzungen,  so  oft  Wir  es  auf  den  Vortrag  Unserer  Minister  nötig  er- 
achten, von  Uns  bestimmt.  Es  wird  nie  eine  Vorstellung  unmittelbar 
an  den  geheimen  Rat  gerichtet,  sondern  allezeit  an  Uns,  mit  Bemer- 
kung des  Gegenstandes. 

Art.  6.  Er  vereinigt  mit  dem  Charakter  der  beratschlagenden  Stelle 
den  richterlichen  in  allen  kontentiösen  administrativen  Gegenständen, 
die  auf  Unsern  Befehl  durch  die  einschlägigen  Ministerien  an  ihn  ge- 
macht werden,  und  für  welche  er  die  letzte  Instanz  nach  den  nähern 
Bestimmungen  bildet,  die  hierüber  sowohl  in  Beziehung  auf  die  Gegen- 
stände, als  auf  die  dabei  zu  beobachtenden  Förmlichkeiten  nachfolgen 
werden. 

Art.  8.  Wegen  dieser  Judizialgeschäfte  versammelt  sich  der  g.  R. 

wöchentlich  einmal  Bei  diesen  Versammlungen  müssen 

jedesmal  2/3  der  Mitglieder  gegenwärtig  sein. 

Die  Erkenntnisse  des  geheimen  Rats  in  kontentiösen  admini- 
strativen Sachen,  sowie  die  Entscheidung  der  Anfragen,  welche  ent- 
weder Kompetenzstreitigkeiten  der  Gerichts-  und  Verwaltungsstellen, 
oder  die  Stellung  eines  öffentlichen  Beamten  vor  das  Gericht  betreffen, 
werden  in  Unserm  Namen,  mit  Bemerkung  der  hierüber  voraus- 
gegangenen Vernehmung  des  geheimen  Rates  durch  die  einschlägigen 
Ministerien  ausgefertigt. 

Organisches  Edikt  vom  24.  Juli  1808,  die  Oerichtsver- 
fassung  betreffend^). 

§  1.  Es  sollen  in  jedem  Kreise  Unsers  Königreiches  Unterge- 
richte als  erste  Instanzen  in  Zivilrechtssachen,  dann  als  instruierende 
In  den  Fußnoten  durch  R  bezeichnet. 
''^)  In  den  Fufinoten  durch  G  bezeichnet. 
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Behörden  in  peinlichen  Prozessen  für  die  ihnen  angewiesenen  Bezirke 
bestehen. 

§  2.  Es  werden  Appellationsgerichte,  in  der  Regel  je  für  zwei 
Kreise,  als  zweite  Instanzen  in  streitigen  Zivilrechtssachen  und  als 
erste  entscheidende  Stellen  in  peinlichen  Rechtsfällen  errichtet. 

§  3.  In  Unsrer  Residenzstadt  soll  ein  Oberappellationsgericht 
als  letzte  Instanz  in  Zivil-  und  peinlichen  Rechtsfällen  für  Unser 
ganzes  Königreich  angeordnet  werden. 

§  4.  Die  Untergerichte,  welche  in  jedem  Kreise  bestehen, 
teilen  sich  in  Stadtgerichte,  in  Landgerichte  und  in  Patrimonial- 
gerichte. 

§  5.  Die  Stadtgerichte  bestehen  aus  einem  Stadtrichter  und 
mehreren  vStadtgerichtsbeisitzern.  Die  Zahl  der  letzteren  wird  nach 
dem  Verhältnisse  der  Population  bestimmt. 

§  6.  Die  Untergerichte  auf  dem  Lande  bestehen  aus  einem 
Stadtrichter  und  mehreren  Stadtgerichtsbeisitzern.  Die  Zahl  der 
letzteren  wird  nach  dem  Verhältnisse  der  Population  bestimmt. 

Die  Untergerichte  auf  dem  Lande  bestehen  aus  einem  Richter 
und  zwei  bis  drei  der  Rechte  kundigen  und  geprüften  Landgerichts- 
beisitzern, aus  welchen  einer  besondere  Beweise  über  theoretische 
und  praktische  Kenntnisse  in  der  peinlichen  Rechtswissenschaft  ab- 
gelegt haben  muß. 

§  7.  Für  die  Patrimonialgerichte,  welche  Wir  als  künftig  zu 
bestehende  Untergerichte  bestätigen  werden,  wird  rücksichtlich  ihrer 
Besetzung  sowohl,  als  ihres  künftigen  Bestandes  eine  eigene  Verord- 
nung folgen. 

§  8.  Die  Gerichte  erster  Instanz  der  Unserer  Souveränität  unter- 
gebenen mediatisierten  Fürsten  und  Grafen  nehmen  gleiche  Ver- 
fassung, wie  Unsere  Untergerichte  an. 

§  10.  Die  Kompetenz  der  Untergerichte  erstreckt  sich  auf  alle 
in  ihrem  Bezirke  angebrachten  Real-  und  Personalklagen,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  bisher  bestandenen  persönlichen  Privilegien  und  Ex- 
emtionen. 

§  11.  Nur  den  Unserer  Souveränität  unterworfenen  Fürsten 
und  Grafen,  welche  in  dem  wirklichen  Besitze  der  Patrimonialgüter 
sich  befinden,  so  wie  jenen,  welche  Wir  ihnen  gleich  zu  stellen  etw-a  für 
gut  finden  werden,  bleibt  das,  ersteren  nach  Unserer  Deklaration  vom 
19.  März  1807  in  allen  sie.  betreffenden  Real-  und  Personalklagen 
eingeräumte  privilegierte  Forum  erster  Intanz  bei  den  Appellations- 
gerichten. 

Die  übrigen  Glieder  dieser  Familien  sind  dem  ordentlichen  Ge- 
richtsstande unterworfen. 

§  12.  In  Ansehung  der  Klagen  in  Wechsel-  und  Merkantil- 
sachen bleibt  es  bei  der  schon  bestehenden  Verfassung,  nach  welcher 
sie  in  erster  Instanz  zu  den  Wechselgerichten  gehören. 
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§  13.  Die  Stadtgerichte  üben  in  ihrem  Bezirke  die  Zivilgerichts- 
barkeit in  koUegialischer  Form,  nach  der  ihnen  bei  ihrer  Organisation 
schon  erteilten,  oder  noch  zu  erteilenden  Vorschriften  aus. 

Die  Instruktion  der  peinlichen  Prozesse  über  die  in  den  Ge- 
fängnissen der  Stadtgerichte  verwahrten  Übeltäter,  und  die  übrigen 
in  die  peinliche  Gerichtspflege  ihres  Bezirks  einschlagenden  Geschäfte 
werden  durch  den  Stadtrichter  selbst,  oder  auf  dessen  Auftrag  von 
einem  oder  mehreren  Stadtgerichtsbeisitzern  besorgt.  Sie  senden  die 
instruierenden  Akten  zur  Entscheidung  an  die  Appellationsgerichte, 
vollziehen  die  Urteile  dieser  Justizhöfe  und  haben  ihre  Aufträge  zu 
befolgen. 

§  14.  Bei  den  Landgerichten  können  jene  Zi.vilstreitigkeiten, 
wobei  nach  der  Gerichtsordnung  kein  Schriftenwechsel  stattfindet, 
von  dem  Landrichter  allein,  mit  Beiziehung  eines  Protokollführers, 
oder  nach  Auftrag  desselben  von  einem  Landgerichtsbeisitzer,  mit 
gleicher  Beiziehung  des  Protokollführers  vorgenommen  und  ge- 
schlichtet werden. 

Diese  Befugnis  kommt  auch  dem  Landrichter,  oder  den  Land- 
gerichtsbeisitzern in  jenen  Handlungen  zu,  welche  bloß  die  Instruktion 
der  übrigen  Zivilprozesse  betreffen,  z.  B.  Zeugenverhöre,  Produktionen, 
Kommissionen  .... 

Dekrete  und  Bescheide  hierin,  welche  nicht  definitiv  sind, 
erläßt  der  Landrichter  allein;  bei  denjenigen  aber,  die  eine  definitive 
Kraft  haben,  treten  die  Gerichtsmitglieder  zusammen,  und  ent- 
scheiden nach  der  Stimmenmehrheit.  —  Bei  Stimmengleichheit  ent- 
scheidet der  Richter. 

Die  oben  §  13  erwähnten  Geschäfte  der  peinlichen  Gerichts- 
pflege liegen  dem  Landrichter,  oder  nach  dessen  Auftrag  einem  der 
Landgerichtsbeisitzer  ob. 

In  Abwesenheit  oder  im  Verhinderungsfalle  des  Landrichters 
vertritt  dessen  Stelle  der  älteste  Beisitzer. 

§  15.  Bei  jenen  mediatisierten  Fürsten  und  Grafen,  welche 
sich  in  dem  Besitze  der  peinlichen  Gerichtsbarkeit  befinden,  haben 
die  Justizkanzleien  die  Obliegenheiten  und  Befugnisse  der  Unter- 
gerichte. Sie  senden  auch,  wie  diese,  die  instruierten  Prozesse  an  die 
Appellationsgerichte  zur  Entscheidung  ein. 

§  16.  Den  Patrimonialgerichten  kommt  nur  die  Ergreifung  und 
Verwahrung  der  in  ihrem  Bezirke  betretenen  eines  Verbrechens  ver- 
dächtigen Personen  zu ;  sie  liefern  die  Verhafteten  längstens  binnen 
48  Stunden  an  das  nächste  Landgericht  aus. 

§  17.  Von  den  Untergerichten  geht  in  den  durch  die  Gerichts- 
ordnung zu  bestimmenden  Zivilfällen  die  Berufung  an  die  Appella- 
tionsgerichte. 

§  18.  ,  Von  den  Gerichten  erster  Instanz  der  mediatisierten  Für- 
sten und  Grafen  geht  die  Appellation  an  ihre  Justizkanzleien. 
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§  19.  In  nicht  streitigen  Zivilrechtssachen  sind  von  den  Unter- 
gerichten jene  Geschäfte  zu  besorgen,  welche  ihnen  durch  das  Zivilge- 
setzbuch und  die  Gerichtsordnung  zugeteilt  werden. 

III.  Titel. 
Von  den  Appellationsgerichten. 

§  23.  Für  zwei  Kreise  Unsers  Königreiches  soll  in  der  Regel  ein 
Appellationsgericht,  als  zweite  Instanz  in  Zivilrechtssachen,  und  als 
erste  entscheidende  Stelle  in  peinhchen  Fällen  errichtet  werden. 

Dasselbe  ist  zugleich  die  erste  Instanz  für  die  mediatisierten  Für- 
sten und  Grafen,  und  diejenigen,  welche  Wir  diesen  zu  assimilieren 
für  gut  finden  werden. 

Es  werden  auch,  als  Ausnahme,  für  einzelne  Kreise  Appella- 
tionsgerichte bestehen. 

§  25.  Wo  zwei  Kreise  einem  Appellationsgerichte  untergeordnet 
sind,  besteht  dasselbe  aus  einem  Präsidenten,  zwei  Direktoren,  sech- 
zehn Räten  .    .  . 

§  26.  Jene  Appellationsgerichte,  welche  nur  einen  Kreis  zu  ih- 
rem Bezirke  erhalten,  bestehen  aus  einem  Präsidenten,  einem  Di- 
rektor, acht  Räten  .    .  . 

§  27.  Das  Appellationsgericht,  welches  für  zwei  Kreise  besteht, 
teilt  sich  alle  Rattage  in  Senate,  bei  welchen  nicht  unter  fünf  und  in 
peinlichen  Fällen  nicht  unter  sieben  Mitglieder  mit  Einschluss  des 
Vorstandes  anwesend  sein  dürfen. 

§  28.  Der  Präsident  kann  abwechselnd  allen  Sessionen  beiwoh- 
nen. Er  hat  in  den  Sessionen  die  Direktion,  hält  das  Präsenzprotokoll 
und  die  Umfrage  und  gibt,  wenn  Stimmengleichheit  vorhanden  ist,  die 
Entscheidung. 

Die  Geschäfts-  und  DiszipHnaraufsicht  steht  dem  Präsidenten 
zu,  welcher  in  wichtigen  Fällen  den  Rat  der  Direktoren  zu  erholen  hat. 

§  29.  Wenn  der  Präsident  abwesend  oder  verhindert  ist,  ver- 
tritt der  älteste  Direktor  sowohl  in  als  außer  dem  Rate  seine  Stelle; 
in  dem  Verhinderungsfalle  der  Direktoren  kommt  die  Reihe  an  den 
ältesten  Rat. 

§  30.  Es  sollen  wenigstens  drei  Sessionen  des  Appellationsge- 
richts in  j  eder  Woche  gehalten  werden.  Bei  großem  Drange  der  Geschäf- 
te sind  nebst  diesen  noch  außerordentliche  Sitzungen  zu  veranstalten. 

§  31.  Die  Appellationsgerichte  erkennen  als  Appellationsin- 
stanzen in  allen  jenen  streitigen  Zivilsachen,  welche  nach  der  Gerichts- 
ordnung von  den  Untergerichten  ihrer  Bezirke  im  Wege  der  Berufung 
an  sie  gelangen  können,  und  gelangen;  und  in  erster  Instanz  bei  den 
Zivilstreitigkeiten  der  Mediatisierung  und  derjenigen,  welche  Wir  ih- 
nen gleich  zu  stellen  etwa  für  gut  finden  werden. 

§  32.  Sie  erkennen  auch  in  zweiter  und  letzter  Instanz  in  strei- 
tigen Wechsel-  und  Merkantilsachen,  welche  von  den  Wechselgerich- 
ten erster  Instanz  durch  Appellation  an  sie  kommen. 
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§  33.  Sie  entscheiden  alle,  durch  die  inquirierenden  Behörden 
ihrer  Kreise  instruierten  peinlichen  Prozesse,  und  schicken  die  Akten 
mit  dem  Urteile  zur  Exekution  dahin  zurück. 

Sie  ordnen  die  vor  der  Entscheidung  allenfalls  noch  nötigen  Er- 
setzungen und  Instruktionen  an. 

§  34.  Den  wirklichen  Besitzern  der  mediatisierten  Fürsten- 
tümer und  Grafschaften  bleibt  künftig  das  bestimmte  Austrägal- 
gericht,  so  wie  es  in  der  Deklaration  vom  19.  März  1807  ausgesprochen 
ist. 

§  35.  Wenn  ein  Untergericht  von  einem  streitenden  Teile  aus 
Verdachtsgründen  oder  anderer  Ursache  rekusiert  wird,  entscheidet 
über  den  Bestand  oder  Unbestand  der  Rekusation  die  Appellations- 
stelle und  verweiset  im  ersten  Falle  den  Streit  an  ein  anderes,  nahe  ge- 
legenes Untergericht. 

§  36.  Wenn  zwischen  Untergerichten,  welche  unter  demselben 
Appellationsgerichte  stehen,  Kompetenzkonflikte  sich  ergeben,  so 
hat  das  Appellationsgericht  darüber  Bericht  zu  erstatten,  und  Unsere 
allerhöchste  Entscheidung  einzuholen. 

§  37.  Die  Appellationsgerichte  haben  die  unmittelbare  Aufsicht 
sowohl  im  Zivil-  als  peinlichen  Fache  über  die  Untergerichte  ihres 
Bezirkes,  sie  erhalten  ihre  Arbeitstabellen,  welche  sie  alle  Quartale 
mit  ihren  Erinnerungen  an  das  Ministerialjustizdepartement  einsen- 
den, und  die  allenfalls  daselbst  entstandenen  Gebrechen  anzuzeigen 
haben. 

IV.  Titel. 
Von  dem  Oberappellationsgerichte. 

§  41.  Das  Oberappellationsgericht  besteht  aus  einem  Präsiden- 
ten, drei  Direktoren,  dreißig  Räten  .   .   .   .  - 

§  42.  Es  teilt  sich  in  drei  Senate;  doch  steht  dem  Präsidenten 
frei,  wenn  die  Zahl  der  Geschäfte  es  erheischt,  auch  vier  Senate  zu 
bilden,  bei  welchen  aber  nicht  weniger  als  sechs  Räte  und  ein  Vor- 
stand, bei  Todesurteilen  aber  neun  Räte,  mit  Einschluß  des  Vor- 
standes anwesend  sein  müssen. 

§  43.  Der  Präsident  kann  abwechselnd  jedem  Senate  beiwoh- 
nen. Er  hat  in  den  Sessionen  die  Direktion,  hält  das  Präsenzprotokoll, 
die  Umfrage  und  gibt,  wenn  Stimmengleichheit  vorhanden  ist,  die 
entscheidende  Stimme.  Außer  der  Versammlung  gebührt  ihm  die  Er- 
öffnung des  Eiqlaufes,  die  Verteilung  der  Arbeiten. 

Die  Geschäfts-  und  Disziplinaraufsicht  steht  dem  Präsidenten 
zu,  welcher  in  wichtigen  Fällen  den  Rat  der  Direktoren  zu  erholen  hat. 

§  44.  In  Abwesenheit  des  Präsidenten  vertritt  der  älteste  Di- 
rektor dessen  Stelle. 

§  45.  Es  sollen  alle  Woche  wenigstens  drei  Sessionen  der  Senate 
stattfinden,  in  dringenden  Fällen  werden  außerordentliche  Sitzungen 
gehalten. 
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§  46.  Jährlich  treten  aus  jedem  Senate  drei  Räte  nach  dem 
Dienstesalter  aus,  und  gehen  in  einen  andern  über,  und  so  durch- 
gehen sie  alle  Senate.  —  Die  Direktoren  können  nach  Gutbefinden 
des  Präsidenten  von  Zeit  zu  Zeit  in  den  Senaten  gewechselt  werden. 
§  48.  Das  Ober-Appellationsgericht  erkennt  in  letzter  Instanz  über 
streitige  Zivil-  und  über  peinliche  Rechtsfälle  des  ganzen  König- 
reiches. 

§  49.  Über  welche  Zivilrechtsstreite  die  Berufung  von  den  Ap- 
pellationsgerichten an  dieses  Tribunal  ergriffen  werden  könne,  wird 
die  Gerichtsordnung  angeben. 

§  50.  Wenn  ein  Appellationsgericht  von  einem  streitenden  Teile 
aus  Gründen  eines  rechtmäßigen  Verdachts,  oder  aus  einer  andern  Ur- 
sache rekusiert  wird,  entscheidet  über  die  Statthaftigkeit  der  Reku- 
sation  das  Ober- Appellationsgericht. 

§  51.  Wenn  zwischen  Appellationsgerichten  unter  sich  oder 
zwischen  Untergerichten,  welche  nicht  unter  einem  und  demselben 
Appellationsgerichte  stehen,  Kompetenzkonflikte  sich  ergeben,  so 
hat  das  Ober-Appellationsgericht  Bericht  zu  erstatten  und  Unsere 
allerhöchste  Entscheidung  zu  erholen. 

§  52.  In  peinlichen  Prozessen  steht  dem  Ober- Appellationsge- 
richt die  Revision  oder  das  Appellationserkenntnis  in  den  durch  be- 
sondere Verordnungen  von  Uns  gesetzlich  zu  bestimmenden  Fällen  zu. 

§  53.  Es  kann  in  peinlichen  Fällen  die  Urteile  der  Appellations- 
•  gerichte  nur  bestätigen  oder  zum  Vorteile  der  Angeschuldigten  re- 
formieren. 

§  54.  Diesem  Obergerichte  stehet  die  Aufsicht  über  die  sämt- 
lichen Appellationsgerichte  Unseres  Reiches  zu.  —  Es  kann  Uns,  wenn 
es  Visitationen  derselben  notwendig  findet,  seinen  Anfragsbericht 
hierüber  erstatten  und  nach  erfolgter  Genehmigung  dieselben  an- 
ordnen und  Einsicht  von  dem  Gange  der  Geschäfte  nehmen  und  Uns 
sodann  mit  Anlegung  der  Protokolle  und  Beifügung  seiner  Erinnerun- 
gen berichtliche  Anzeige  über  den  Befund  machen. 

§  55.  Wir  werden  durch  Unser  Justizministerium  die  Visitati- 
onen Unsers  Ober-Appellationsgerichts  anordnen  lassen. 

V.  Titel. 

§  59.  .  .  .  Unser  Justizminister  ist  beauftragt,  mit  Anfang 
des  künftigen  Jahres  gegenwärtige  Organisation  in  Vollzug  bringen 
zu  lassen. 

Wie  nach  der  westfälischen  Verfassung  ist  der  König 
der  eigentliche  Inhaber  der  Staatsgewalt.  Für  seine  Re- 
gierungsmaßnahmen sind  seine  Minister  verantwortlich^). 
Nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt  und  der  agnatisch-lineari- 

1)  Verf.  III  §  1. 
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sehen  Erbfolge  ist  die  Krone  erblich^).  Der  König  ist  Inhaber 
der  richterlichen  Gewalt.  Die  Justiz  soll  im  ganzen  König- 
reiche von  den  neu  organisierten  oder  vom  König  bestätigten 
Gerichtshöfen  im  Namen  des  Königs  und  nach  seinen  Ge- 
setzen und  Vorschriften  ausgeübt  werden^).  Die  Einführung 
eines  eigenen  bürgerlichen  und  peinlichen  Gesetzbuches 
wird  angeordnet^).  Die  Ernennung  der  Mitglieder  des  Justiz- 
kollegiums erfolgt  auf  Lebenszeit  durch  den  König.  Nur 
durch  einen  förmlichen  Spruch  können  sie  ihrer  Stellen  für 
verlustig  erklärt  werden*).  Im  Interesse  einer  gewissenhaft 
zu  übenden  Justiz  wird  zum  ersten  Male  in  der  Verfassungs- 
entwicklung bestimmt,  daß  bei  Endurteilen  die  Entscheidungs- 
gründe anzuführen  sind^).  Die  Strafe  der  Güterkonfiskation 
darf  nur  im  Falle  der  Desertion  des  Delinquenten  angeordnet 
werden ;  wohl  aber  können  die  Einkünfte  während  der  Lebens- 
zeit des  Verbrechers  zur  Bestreitung  der  Gerichtskosten  ein- 
gezogen werden^).  Der  König  darf  in  keinem  Falle  irgend 
eine  anhängige  Streitsache  oder  angefangene  Untersuchung 
hemmen,  viel  weniger  eine  Partei  ihrem  gesetzlichen  Richter 
entziehen^). 

Bezüglich  der  Gerichtsorganisation  weist  die  bayrische 
Verfassung  einen  durchaus  selbständigen  Charakter  auf. 

Die  Verfassung  vom  1.  Mai  1808  bestimmt  allgemein: 
Die  Justiz  wird  durch  die  in  geeigneter  Zahl  bestimmten 
Ober-  und  Untergerichte  verwaltet.  Für  das  ganze  Reich 
besteht  eine  einzige  oberste  Justizstelle^).  In  Ergänzung 
dazu  ordnet  das  organische  Edikt  vom  24.  Juh  1808  über 
die  allgemeine  Einteilung  der  Gerichte  an:  In  jedem  Kreise 
sollen  Untergerichte  als  erste  Instanzen  in  Zivilrechts- 
sachen und  als  untersuchende  Behörden  in  Strafprozessen 


1)  Verf.  II  §  1. 

2)  Ed.  (G)  §  59, 

3)  Verf.  V  §  7. 
*)  Verf.  V  §  3. 
*)  Verf.  V  §  2. 
«)  Verf.  V  §  6. 
')  Verf.  V  §  4. 
»)  Verf.  V  §  1. 
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für  die  ihnen  zugewiesenen  Bezirke  besteh en^).  Als  zweite 
Instanzen  in  streitigen  Zivilrechtssachen  und  als  erste  ent- 
scheidende in  peinlichen  Angelegenheiten  gelten  die  Appel- 
lationsgerichte, in  der  Regel  eins  für  je  zwei  Kreise2). 
Die  letzte  Instanz  in  Zivil-  und  peinlichen  Fällen  soll  das 
Ober-Appellationsgericht  in  München  bilden^). 

Die  Untergerichte  gliedern  sich  in  Stadt-,  Land-  und 
Patrimonialgerichte*).  Die  Kompetenz  der  Untergerichte 
umfaßt  alle  in  ihrem  Bezirke  vorgebrachten  Real-  und  Per- 
sonalklagen unter  Aufhebung  der  persönlichen  Vorrechte  und 
Ausnahmen.  In  nicht  streitigen  Zivilrechtssachen  sind  von 
den  Untergerichten  jene  Geschäfte  zu  besorgen,  welche  ihnen 
nach  dem  Zivilgesetzbuch  und  nach  der  Gerichtsordnung 
zugeteilt  werden^). 

Die  Stadtgerichte  bestehen  aus  einem  Stadtrichter 
und  mehreren  nach  dem  Stande  der  Bevölkerung  bestimmten 
Beisitzern^).  Sie  üben  die  Zivilgerichtsbarkeit  in  koUe- 
gialischer  Form.  Ebenso  wird  die  Handhabung  der  Straf- 
prozesse über  die  in  den  Gefängnissen  der  Stadtgerichte 
internierten  Delinquenten  sowie  der  übrigen  di^  peinliche 
Gerichtsbarkeit  betreffenden  Angelegenheiten  vom  Stadt- 
richter oder  von  ihm  beauftragten  Beisitzern  besorgt.  Die 
Untersuchungsakten  gehen  zur  Entscheidung  an  die 
Appellationsgerichte,  nach  deren  Weisung  die  Stadtgerichte 
Aufträge  und  Urteile  zu  vollziehen  haben ^). 

Die  Landgerichte  bestehen  aus  einem  Richter  und 
zwei  bis  drei  rechtskundigen  und  geprüften  Landgerichts- 
beisitzern, von  denen  einer  den  Nachweis  eingehender  theo- 
retischer und  praktischer  Rechtskenntnisse  zu  erbringen  hat^). 
Bei  den  Landgerichten  können  Zivilstreitigkeiten,  bei  denen 
kein  Schriftwechsel  stattfindet,  von  dem  Landrichter  allein 

1)  Ed.  (G)  §  1. 

2)  Ed.  (G)  §2. 

3)  Ed.  (G)  §3. 
Ed.  (G)  §4. 

5)  Ed.  (G)  §§  10.  19. 
«)  Ed.  (G)  §5. 
^)  Ed.  (G)  §  13. 
Ed.  (G)  §6. 
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oder  von  einem  durch  ihn  beauftragten  Beisitzer  mit  jedes- 
maHger  Heranziehung  eines  Protokollführers  geschlichtet 
werden.  Dasselbe  gilt  von  den  bloß  die  Untersuchung  der 
übrigen  Zivilprozesse  betreffenden  Handlungen,  z.  B.  Zeugen- 
verhören, Produktionen  und  Kommissionen.  Dekrete  und 
Bescheide  von  nicht  definitiver  Gültigkeit  erläßt  der  Land- 
richter allein,  über  ihre  definitive  Geltung  entscheiden 
die  Gerichtsmitglieder  nach  Stimmenmehrheit.  Bei  Stimmen- 
gleichheit gibt  der  Richter  den  Ausschlag.  Die  der  peinlichen 
Stadtgerichtsbarkeit  entsprechende  peinliche  Justiz  der 
Landgerichte  übt  der  Landrichter  selbst  oder  ein  von  ihm 
beauftragter  Beisitzer  aus.  Bei  Abwesenheit  oder  Verhin- 
derung  vertritt   den   Landrichter   der   älteste  Beisitzer^). 

Den  einer  besonderen  Bestätigung  des  Königs  bedürfenden 
Patrimonialgerichten^)  kommt  nur  die  Ergreifung  und 
Verwahrung  der  eines  Verbrechens  verdächtigen  Personen 
innerhalb  ihres  Bezirkes  zu.  Der  Verhaftete  muß  binnen 
48  Stunden  dem  nächsten  Landgericht  ausgeliefert  sein^). 

Gleiche  Verfassung  wie  die  königlichen  Untergerichte 
besitzen  di^  Gerichte  erster  Instanz  der  dem  König 
als  Souverän  untergebenen  mediatisierten  Fürsten  und 
Grafen*).  Den  im  wirklichen  Besitz  von  Patrimonial- 
gütern  befindlichen,  der  königlichen  Souveränität  unter- 
worfenen Fürsten  und  Grafen  sowie  den  nach  königlichem 
Ermessen  ihnen  gleichgestellten  Herren  bleibt  das  für  die 
sie  betreffenden  Real-  und  Personalklagen  bewilligte  privi- 
legierte Forum  erster  Instanz  bei  den  Appellationsgerichten^). 
Ein  anderes  Vorrecht  haben  diese  durch  die  ihnen  gewährten 
laut  Deklaration  vom  19.  März  1807  eingerichteten  Aus- 
trägalgerichte^).  Die  andern  Mitglieder  der  Familie 
unterstehen  der  Gerichtsbarkeit  der  gewöhnlichen  Gerichte^). 
Wenn  die  mediatisierten  Fürsten  und  Grafen  die  peinliche 

1)  Ed.  (G)  §  14. 

Ed.  (G)  §  7. 

Ed.  (G)  §  16. 
.        Ed.  (G)  §  8. 
5)  Ed.  (G)  §  11. 
•)  Ed.  (G)  §  34. 
')  Ed.  (G)  §  11. 
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Gerichtsbarkeit  besitzen,  dann  üben  die  Justizkanzleien 
die  Obliegenheiten  der  Untergerichte  aus,  d.  h.  sie  senden 
wie  diese  die  Untersuchungsakten  zur  Entscheidung  an  die 
Appellationsgerichte  ein^).  Als  besondere  Klasse  erwähnt  das 
Edikt  die  Wechselgerichte,  die  in  erster  Instanz  die  Klagen 
in  Wechsel-  und  Merkantilsachen  zu  entscheiden  haben^). 

Die  nächsthöheren  Instanzen  gegenüber  den  Untergerich- 
ten sind  die  Appellationsgerichte.  Sie  haben  ein  Aufsichts- 
recht ^)  über  die  Untergerichte,  entscheiden  über  die  von  den 
Parteien  gegen  die  Untergerichte  vorgebrachten  Reku- 
sationen*)  und  über  Kompetenzkonflikte^)  innerhalb  der 
Untergerichte,  sie  entscheiden  als  Berufungsinstanz^)  in  den 
durch  die  Gerichtsordnung  zu  bestimmenden  Zivilrechts- 
sachen, in  Wechsel-  und  Merkantilsachen  Erste  Ent- 
scheidungsinstanz sind  sie  in  allen  durch  die  inquirierenden 
Behörden  ihrer  Kreise  instruierten  peinlichen  Prozesse^); 
in  erster  Instanz  entscheiden  sie  bei  den  Zivilstreitigkeiten 
der  mediatisierten  Fürsten  und  Grafen  und  der  ihnen  gleich- 
gestellten Personen^);  die  Berufungsinstanz  für  die  Gerichte 
erster  Instanz  der  mediatisierten  Fürsten  und  Grafen  bilden 
die  Justizkanzleien^^). 

In  der  Regel  besteht  für  zwei,  ausnahmsweise  auch  für 
einzelne  Kreise  ein  Appellationsgericht^^).  An  der  Spitze 
jedes  Appellationsgerichts  steht  ein  Präsident,  außerdem 
sind  Direktoren,  Räte  und  Unterbeamte  seine  Mitglieder. 
Das  Appellationsgericht  für  zwei  Kreise  hat  zwei  Direktoren 
und  sechzehn  Räte,  das  andere  einen  Direktor  und  acht  Räte^^j 


1)  Ed.  (G)  §  15. 

2)  Ed.  (G)  §  12. 

3)  Ed.  (G)  §  37. 
*)  Ed.  (G)  §  35. 
5)  Ed.  (G)  §  36. 

«)  Ed.  (G)  §§  17.  23.  31. 

Ed.  (G)  §  32. 
«)  Ed.  (G)  §§  23.  33. 
9)  Ed.  (G)  §  31. 
1«)  Ed.  (G)  §  18. 

Ed.  (G)  §§  23.  26. 
12)  Ed.  (G)  §§  25.  26. 
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Das  Appellationsgericht,  das  für  zwei  Kreise  besteht,  teilt 
sich  an  den  Sitzungstagen  in  Senate,  bei  denen  nicht  unter 
fünf,  und  in  peinlichen  Fällen  nicht  unter  sieben  Mitglieder 
einschließlich  des  Senatsvorstandes  anwesend  sein  dürfen^). 
Der  Präsident  darf  abwechselnd  allen  Senatssitzungen  bei- 
wohnen und  hat  die  Leitung.  Er  führt  das  Präsenzprotokoll, 
hält  die  Umfrage  und  gibt  bei  Stimmengleichheit  den  Aus- 
schlag. Ihm  steht  endlich  die  Geschäfts-  und  Disziplinar- 
aufsicht zu.  In  wichtigen  Fällen  hat  er  den  Rat  der  Direktoren 
einzuholen^). 

Bei  Abwesenheit  oder  Verhinderung  des  Präsidenten 
vertritt  der  älteste  Direktor  in  und  außer  dem  Rate  seine 
Stelle,  bei  dessen  Verhinderung  der  älteste  Rat^).  Neben  den 
regelmäßigen  drei  Sitzungen  des  Appellationsgerichts  in 
jeder  Woche  dürfen  bei  großem  Drange  der  Geschäfte  auch 
außerordentliche  Sitzungen  stattfinden*). 

Innerhalb  der  Gerichte  nimmt  das  Oberappellations- 
gericht  den  höchsten  Rang  ein.  Es  erkennt  in  letzter  Instanz 
über  alle  durch  die  Gerichtsordnung  bestimmten  streitigen 
Zivilrechtsfälle^).''  In  peinlichen  Fällen  bildet  es  ebenfalls 
die  letzte  Instanz  und  hat  das  Recht  der  Revision  oder  Appel- 
lationserkenntnis in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen^). 
Die  Urteile  der  Appellationsgerichte  kann  es  bestätigen 
oder  zugunsten  des  Angeklagten  reformieren^).  Hinsichtlich 
des  Rechts  der  Entscheidung  über  Rekusationen  sowie  des 
Rechts  von  Maßnahmen  bei  Kompetenzkonflikten  und  des  Auf- 
sichtsrechts besteht  zwischen  dem  Ober-Appellationsgericht 
und  den  Appellationsgerichten  ein  ähnliches  Verhältnis,  wie 
zwisclien  diesen  und  den  Untergerichten.  Das  Oberappel- 
lationsgericht entscheidet  über  Rekusationen,  die  von  einer 
streitenden  Partei  wegen  eines  rechtmäßigen  Verdachts 
oder  aus  andern  Gründen  gegen  ein  Appellationsgericht  vor- 

')  Ed.  (G)  §  27. 
Ed.  (G)  §  28. 
Ed.  (G)  §  29. 

4)  Ed.  (G)  §  30. 

5)  Ed.  (G)  §§  48.  49. 
8)  Ed.  (G)  §  52. 

')  Ed.  (G)  §  53. 
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gebracht  werden^).  Die  Pflicht  der  Berichterstattung  und 
der  Einholung  der  allerhöchsten  Entscheidung  hat  das  Ober- 
appellationsgericht, wenn  zwischen  den  Appellationsgerichten 
unter  sich,  oder  zwischen  den  Untergerichten,  die  nicht  einem 
und  demselben  Appellationsgericht  unterstehen,  Kompetenz- 
streitigkeiten entstehen^).  Über  sämtliche  Appellations- 
gerichte des  Königreichs  übt  das  Oberappellationsgericht 
ein  Aufsichtsrecht  in  der  Weise,  daß  es  auf  Veranlassung 
des  Justizministeriums  und  nach  erfolgter  Genehmigung 
durch  den  König  den  Geschäftsgang  kontrolliert  und  dem 
König  einen  Bericht  mit  den  von  ihm  gemachten  Ausstellun- 
gen einreicht^). 

Ein  Präsident,  drei  Direktoren,  dreißig  Räte  mit  einer 
Anzahl  Unterbeamten  bilden  seine  Mitglieder*).  Gewöhnhch 
teilt  es  sich  in  drei  Senate.  Erweist  sich  infolge  der  Fülle 
der  Geschäfte  die  Bildung  eines  vierten  Senats  als  notwendig, 
so  ist  sie  zulässig;  es  dürfen  jedoch  bei  keinem  Senate  weniger 
als  sechs  Räte  und  ein  Vorstand,  bei  Fällung  von  Todes- 
urteilen nicht  weniger  als  neun  Räte  einschließlich  des  Vor- 
standes anwesend  sein^). 

Fast  analog  den  Bestimmungen  über  die  Appellations- 
gerichte sind  die  Anordnungen,  welche  die  Tätigkeit  des 
Präsidenten  und  die  Sitzungen  des  Oberappellationsgerichts 
betreffen. 

Der  Präsident  kann  abwechselnd  jedem  Senate  bei- 
wohnen. In  den  Sitzungen  hat  er  die  oberste  Leitung,  führt 
das  Präsenzprotokoll,  hält  die  Umfrage  und  gibt  bei  Stimmen- 
gleichheit den  Ausschlag.  Auch  steht  ihm  das  Geschäfts- 
und Disziplinaraufsichtsrecht  über  das  Personal  des  Ober- 
appellationsgerichts zu.  Außerhalb  der  Sitzungen  kommt  ihm 
die  Eröffnung  des  Einlaufes  und  die  Verteilung  der  Arbeiten 
zu^).    Vertreter  des  abwesenden  Präsidenten  ist  der  älteste 


1)  Ed.  (G)  §  50. 

2)  Ed.  (G)  §51. 

3)  Ed.  (G)  §§  54.  55. 
Ed.  (G)  §41. 
Ed.  (G)  §  42. 

«)  Ed.  (G)  §43. 
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Direktor^).  Wöchentlich  finden  drei  regelmäßige  Senats- 
sitzungen statt,  falls  sich  nicht  noch  außerordentliche  als 
notwendig  erweisen^).  Jährlich  wechseln  innerhalb  der  Senate 
die  drei  dienstältesten  Räte  und  gehen  alle  Senate  durch. 
Über  den  Wechsel  der  Direktoren  entscheidet  jedesmal  der 
Präsident^). 

Besondere  Gerichtsbarkeiten  bestehen  für  die  Mit- 
glieder des  königlichen  Hauses*)  —  in  allen  streitigen  Privat- 
rechtsverhältnissen jedoch  hat  sich  der  königliche  Fiskus 
dem  Urteil  der  gewöhnlichen  Gerichte  zu  unterwerfen^)  — 
und  für  Militärpersonen,  indem  für  jene  der  Monarch  die  zu- 
ständige Gerichtsstelle  ist,  während  diese  in  Kriminal-  und 
Dienstsachen  einer  eigens  dafür  eingesetzten  militärischen 
Justizbehörde  unterstehen,  sonst  aber  den  Zivilgerichten 
unterworfen  sind^).  Die  bayrische  Militärjustiz  erinnert  an 
das  französische  Vorbild. 

Nach  dem  Vorbilde  des  westfälischen  Staatsrates 
schuf  die  bayrische  Konstitution  von  1808  einen  Geheimen 
Rat.  Er  hat  wie  jener  richterliche  Funktionen  auszuüben, 
indessen  beschränken  sie  sich  nur  auf  das  Gebiet  der  Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit. Die  Funktionen  des  Kassations- 
gerichts versieht  der  bayrische  Geheime  Rat  nicht.  Nähere 
Bestimmungen  über  den  Amtsbereich  des  Geheimen  Rats 
trifft  das  organische  Edikt  vom  4.  Juni  1808. 

Zu  entscheiden  hat  er  alle  Kompetenzstreitigkeiten  der 
Gerichts-  und  Verwaltungsstellen  sowie  die  Frage,  ob  ein 
Verwaltungsbeamter  vor  Gericht  gestellt  werden  könne  oder 
solle ^).  Nur  auf  könighchen  Befehl  dürfen  sich  seine  Mit- 
glieder versammeln^).  Neben  den  Ministern  zählt  er  12 — 16 
Mitglieder,  die  vom  König  zunächst  auf  ein  Jahr  berufen 
und  erst  nach  sechsjähriger  Bewährung  im  Dienst  dauernd 

1)  Ed.  (G)  §44. 

2)  Ed.  (G)  §45. 

3)  Ed.  (G)  §46. 
*)  Verf.  II  §  7. 
5)  Verf.  V  §  5. 
«)  Verf.  VI  §  4. 

')  Verf.  III  §  2.  Ed.  (R)  II  Art.  o. 
«)  Ed.  (R)  II  Art.  2. 
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ernannt  werden^).  Den  Sitzungen  des  geheimen  Rats  wohnen 
der  König,  der  Thronerbe  und  die  könighchen  Kronbeamten 
während  ihrer  Anwesenheit  in  der  Residenz  bei^).  In  keinem 
Geschäft  hat  er  die  Initiative.  Er  kann  nur  über  diejenigen 
Gegenstände  beratschlagen,  welche  auf  Befehl  des  Königs  von 
den  Ministern  an  ihn  gebracht  werden^).  In  Tätigkeit  treten 
kann  er  erst  auf  königlichen  Befehl  wöchentlich  einmal, 
wobei  zwei  Drittel  der  Mitglieder  gegenwärtig  sein  müssen*). 
Seine  Entscheidungen  werden  im  Namen  des  Königs  aus- 
gefertigt^). Wie  der  westfälische  Staatsrat,  so  bildet  der 
bayrische  geheime  Rat  ein  Organ  des  Monarchen. 

Wie  in  Westfalen  darf  der  König  in  Kriminalsachen 
Gnade  erteilen,  Strafen  erlassen  und  mildern^). 

Da  keine  andern  Organe  der  Staatsgew^alt  an  der  Aus- 
übung der  Justiz  Anteil  haben,  fassen  wir  das  Ergebnis 
unserer  Untersuchung  zusammen. 

Die  bayrische  Gerichtsorganisation  trägt  einen  durchaus 
selbständigen  Charakter.    Bayern  hat  folgende  Gerichte: 

Stadt-,  Land-,  Patrimonialgerichte;  die  Gerichte 
für  mediatisierte  Fürsten  und  Grafen;  die  Wechselgerichte; 
die  Militärgerichte;  Appellationsgerichte;  ein  Oberappella- 
tionsgericht. 

Die  mit  der  Ausübung  der  Justiz  beauftragten  Per- 
sonen werden  vom  König  ernannt,  bzw.  unterstehen  seiner 
Souveränität.  Der  geheime  Rat  nach  französisch- westfäli- 
schem Muster  ist  Organ  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
Seine  Mitglieder  sind  Organe  des  Monarchen.  Der  König 
übt  selbst  Gerichtsbarkeit  über  die  Mitglieder  des  könig- 
lichen Hauses  aus  und  besitzt  nach  dem  westfälischen  Vor- 
bilde das  Recht  der  Begnadigung,  des  Straferlasses  und  der 
Strafmilderung, 


1)  Verf.  III  §  2. 

2)  Verf.  III  §  2  Ed.  (R)  I  Art.  1. 

3)  Ed.  (R)  II  Art.  3.  6. 
*)  Ed.  (R)  II  Art.  8. 

5)  Ed.  (R)  II  Art.  8. 
«)  Verf.  V  §  4. 
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Geschworenengerichte  nennt  die  Verfassung  nicht. 
Als  Zugeständnisse  an  das  Volk  gelten  folgende  Be- 
stimmungen : 

1.  den  Urteilen  sind  die  Entscheidungsgründe  bei- 
zufügen, 

2.  der  König  kann  keine  angefangene  Untersuchung 
hemmen, 

3.  keine  Partei  darf  ihrem  Richter  entzogen  werden, 

4.  Güter  dürfen  nur  bei  Desertion  der  Besitzer  kon- 
fisziert werden. 

Mehr  als  in  Westfalen  ist  der  König  von  Bayern  In- 
haber der  richterlichen  Gewalt. 

Di e  Verfassung  des  Grossherzogtums  Frankfurt^). 

Der  Reichsdeputationshauptschluß  vom  25.  Februar 
1803  hob  die  beiden  Würden  der  geistlichen  Kurfürsten  von 
Trier  und  Köln  auf.  Die  Abtretung  Frankfurts  an  Frank- 
reich bedingte  auch  für  den  Kurstaat  Mainz  die  Aufhebung. 
Letzter  Kurfürst  von  Mainz  war  Friedrich  Karl  Joseph. 
Nach  dessen  Tode  nahm  der  Koadjutor  Freiherr  Karl  von 
Dalberg  durch  den  Reichsdeputationshauptschluß  den  Titel 
Kurfürst-Erzkanzler  an.  Sein  Gebiet  bestand  aus  den  Trüm- 
mern des  Mainzer  Kurstaates  und  dem  dazu  erworbenen 
bisherigen  Bistum  Regensburg  mit  den  freien  Reichsstädten 
Regensburg  und  Wetzlar.  Der  Beitritt  zum  Rheinbunde 
verschaffte  ihm  den  Titel  Fürst  Primas  des  Rheinbundes, 
die  rheinische  Konföderationsakte  wies  ihm  die  Reichs- 
stadt Frankfurt  zu. 

Nach  dem  Wiener  Frieden  von  1809  entschloß  sich 
Napoleon,  den  bisherigen  primatischen  Staat  zum  Großherzog- 
tum zu  erheben  Damit  hörte  die  Existenz  des  letzten  geist- 
lichen Staates  in  Deutschland  auf. 

Am  16.  August  verlieh  der  Großherzog  seinem  Staate 
eine  Verfassung,  die  sich  eng  an  die  des  Königreiches  West- 
falen anschloß,  namentlich  auch  hinsichtlich  der  richter- 
lichen Gewalt. 

1)  Pölitz  I,  S.  45ff. 
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Verfassung  vom  16.  August  1810. 

Einleitung:  Die  bestdenkbare  Staatsverfassung  ist  diejenige  . 
in  welcher  die  Verwaltung  der   Gerechtigkeit   durch  unabhängige 
wohlbesetzte  Gerichtsstellen  besorgt  wird,  in  welcher  die  vollstrecken- 
de Gewalt  der  Hand  des  Fürsten  ganz  anvertraut  ist.  

Unter  allen  Verfassungen,  welche  dem  Kaiser  Napoleon  ihr  Da- 
sein zu  danken  haben,  enthält  die  Verfassung  des  Königreiches  West- 
falen die  meisten  Grundsätze,  die  man  nach  Unsrer  Überzeugung  auf 
das  Wohl  des  Großherzogtums  Frankfurt  anwenden  kann. 

§  17.    Die  Minister  sind  verantwortlich. 

§  18.  Den  Vorsitz  in  dem  Staatsrate  hat  der  Großherzog  selbst. 
Die  Beisitzer  sind  die  drei  Minister  und  sechs  Staatsräte,  deren  Er- 
nennung ebenso,  wie  jene  des  Generalsekretärs,  von  Uns  geschieht. 

§  34.  Der  Staatsrat  hat  über  die  Streitigkeiten  zu  erkennen, 
welche  sich  zwischen  den  verwaltenden  und  gerichtlichen  Stellen  er- 
heben; auch  hat  der  Staatsrat  über  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  an- 
geklagte Verwaltungsbeamte  vor   Gericht  gestellt  werden  sollen. 

§  25.  Der  Staatsrat  hat  in -Ausübung  seiner  Attribute  eine  be- 
ratende Stimme,  in  Gegenständen,  welche  geeignet  sind,  vor  das  Kas- 
sationstribunal gebracht  zu  werden,  versieht  der  Staatsrat  die  Stelle 
des  Kassationsgerichts.  Für  streitige  Fälle  in  Verwaltungssachen  wer- 
den Advokaten  bei  demselben  angestellt. 

§  30.  In  jedem  Departement  wird  ein  Präfekturrat  errichtet 
zur  Entscheidung  der  Streitigkeiten,  welche  bei  den  Verwaltungs- 
gegenständen vorkommen. 

§  31.  Die  Mitglieder  des  Präfekturrats  werden  von  uns  ernannt. 

§  37.  Die  Einführung  des  Kodex  Napoleon  vom  1.  Januar  1811 
an  ist  bereits  von  Uns  für  das  Großherzogtum  Frankfurt  verordnet 
worden.  ' 

§  38.  Die  Gerichtsstellen  in  Civil-  und  Kriminalsachen  bestehen 
provisorisch  wie  bisher. 

§  39.  Der  gerichtliche  Stand  ist  unabhängig.  Die  Richter  wer- 
den von  uns  ernannt. 

§  40.  Die  Urteile  der  Gerichtshöfe  werden  in  Unserm  Namen 
ausgesprochen.  Wir  behalten  uns  das  Recht  vor,  die  Kriminalstrafen 
zu  mildern  oder  zu  erlassen. 

§  42.  ,  .  .  Als  Minister  der  Justiz  wachet  derselbe  auf  den  ge- 
setzmäßigen, festen  und  unparteiischen  Geschäftsgang  sämtlicher 
Justizstellen. 

Die  Verfassung  des  Großherzogtums  Frankfurt  ent- 
spricht ganz  dem  Geiste  der  westfäHschen  Verfassung  und 
vielfach  wörtUch  ihrem  Vorbilde. 

Der  Großherzog  nimmt  eine  ähnlich  selbständige 
Stellung  ein,  wie  der  König  von  Westfalen.  Nach  der  Frank- 
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furter  Verfassung  ist  er  ausdrücklich  Inhaber  der  voll- 
streckenden Gewalt^),  für  seine  Regierungsmaßnahmen 
sind,  wie  in  Westfalen,  die  Minister  verantwortlich^). 

Auch  in  ihren  allgemeinen  Bestimmungen  über  die 
Justizgewalt  lehnt  sich  die  Frankfurter  Verfassung  an  ihr 
westfälisches  Vorbild  an.  Eingeführt  wird  der  Code  Napoleon^). 
Auch  hier  wird  die  Unabhängigkeit  des  Richterstandes  ge- 
währleistet*), auch  hier  werden  die  Urteile  im  Namen  des 
Monarchen  vollzogen^). 

Allgemein  sind,  abweichend  von  der  westfälischen  Ver- 
fassung, die  Bestimmungen  über  die  Gerichtsorganisation 
gehalten,  denn  die  Frankfurter  Verfassung  nennt  nur  Zivil- 
und  Kriminalgerichte^).  Die  Richter  werden  auch  hier  vom 
Monarchen  ernannt '^);  auch  hier  ist  der  Justizminister  höchste 
Überwachungsinstanz^).  Auch'  die  Frankfurter  Verfassung 
weist  die  Institution  des  Staatsrats  auf  .  Er  nimmt,  wie 
in  Westfalen,  die  Geschäfte  des  Kassationsgerichts  wahr^). 
Mit  Rücksicht  auf  den  geringen  Gebietsumfang  hatte  man 
wohl  auch  hier  von  der  Einsetzung  eines  selbständigen 
Kassationsgerichts  abgesehen.  Im  übrigen  versieht  er,  wie  in 
Westfalen,  auch  hier  als  Organ  der  Verwaltungsjustiz  die- 
selben Funktionen: 

1.  er  entscheidet  Verwaltungsstreitigkeiten  innerhalb 
der  Verwaltungsbehörden, 

2.  er  erkennt  über  Kompetenzkonflikte  zwischen  Ver- 
waltungs-  und  Gerichtsbehörden, 

3.  er  bestimmt,  ob  ein  Verwaltungsbeamter  vor  Gericht 
gestellt  werden  soll^^). 


1)  Einl.  der  Verf. 
')  §  17. 

§37. 
')  §  39. 
')  §40. 
«)  §  38. 
')  §39. 
«)  §42. 
*)  §25. 
1«)  §24. 
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In  diesen  Geschäften  hat  er  nur  eine  beratende  Stimme , 
wie  sein  Vorbild  in  Westfalen.  Nur  hinsichtlich  der  Tätigkeit 
der  Advokaten  findet  sich  ein  Unterschied,  denn  sie  sind 
bei  'dem  Staatsrat  nur  bei  Schlichtung  von  Verwaltungs- 
streitigkeiten^)  und  nicht,  wie  in  Westfalen,  wenn  er  als 
Kassationsgericht  tätig  ist,  angestellt.  Gebildet  wird  der 
Staatsrat,  dessen  Vorsitz  der  Großherzog  führt,  aus  drei 
Ministern  und  sechs  Staatsräten,  die  sämtlich  vom  Groß- 
herzog ernannt  werden 2). 

Seine  staatsrechtliche  Stellung  entspricht  der  des  west- 
fälischen Staatsrats. 

Zuständig  zur  Schlichtung  von  Streitigkeiten,  die 
innerhalb  des  Departements  bei  Verwaltungsgegenständen 
vorkommen,  ist  der  Präfekturrat,  und  zwar  je  einer  in 
den  vier  Departementen^).  Die  Mitglieder  des  Präfekturrats 
werden,  wie  in  Westfalen,  vom  Monarchen  ernannt*). 

Entlehnt  ihrem  Vorbilde  sind  nur  zwei  Rechte,  die  der 
Großherzog  persönlich  ausübt:  das  Recht  des  Straf- 
erlasses und  der  Strafmilderung^).  Ein  Begnadigungsrecht, 
wie  es  der  König  in  Westfalen  besitzt,  hat  er  nicht. 

Dem  Volke  wird  ein  Anteil  an  der  Ausübung  der 
Justiz,  wie  sie  in  dem  Geschworeneninstitut  zum  Ausdruck 
kommt,  nach  der  Frankfurter  Verfassung  nicht  gewährt. 

Das   Ergebnis  unserer  Untersuchung   ist  folgendes: 

Die  Verfassung  nennt  Zivil-  und  Kriminalgerichte, 
die  Richter  ernennt  der  Großherzog. 

Der  Staatsrat  ist  Kassationsgericht  und  höchste 
Instanz  der  Verwaltungsjustiz;  er  ist  vom  Monarchen  völlig 
abhängig. 

Der  Präfekturrat,  die  verwaltungsgerichtliche  Instanz 
für  das  Departement,  ist  ebenfalls  Organ  des  Monarchen. 

Der  Großherzog  darf  die  Strafe  erlassen  und  mildern, 
die  Urteilsausfertigung  geschieht  in  seinem  Namen. 

§25. 

2)  §  18. 

3)  §  30. 
')  §31. 
')  §40. 
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Zugunsten  des  Volkes  wird  die  Unabhängigkeit  des 
Richterstandes  gewährleistet. 

Die  richterhche  Gewalt  gehört  in  größerem  Umfange 
als  in  Westfalen  dem  Monarchen. 


Die  Verfassung  von  Anhalt-Kothen^). 

Der  vierte  der  Rheinbundstaaten,  welcher  eine  Ver- 
fassung erhielt,  war  Anhalt-Köthen.  Erfüllt  von  einer  bis 
ans  Lächerliche  grenzenden  Verehrung  für  ,,den  größten 
Gesetzgeber  der  Welt,  Napoleon  den  Großen" 2)  verlieh  der 
Herzog  August  Christian  Friedrich  von  Anhalt-Köthen 
seinem  Lande  eine  Konstitution.  vSie  lehnte  sich  eng  an  das 
westfälische  Muster  an,  zeigte  sich  aber  auch  von  der  Ver- 
fassung des  Großherzogtums  Frankfurt  beeinflußt.  Er- 
lassen wurde  sie  am  28.  Dezember  1810. 

Verfassung  vom  28.  Dezember  1816. 

Eüileitung  ....  glauben  wir,  den  Untertanen  keine  heil- 
bringendere Konstitution  geben  zu  können,  als  diejenige,  welche  der 
größte  Gesetzgeber  der  Welt,  Napoleon  der  Große,  seinen  Völkern  .  .  . 
gegeben  hat. 

Art.  1.  Der  Code  Napoleon  erhält  in  Unsern  Staaten  gesetz- 
liche Kraft  .  .  .  und  ist  alleiniges  Gesetzbuch. 

Art.  2.  In  betreff  der  nach  dem  Code  Napoleon  erforderlichen  In- 
stitute wird  es  wie  im  Königreiche  Westfalen  gehalten. 

Art.  3.  Diejustiz  wird  in  der  ersten  Instanz  durch  ein  Civiltribunal 
verwaltet;  jedoch  werden  zur  Entscheidung  gewisser  Streitigkeiten 
und  zur  gütlichen  Vermittlung  der  Prozesse,  nach  dem  Beispiele 
von  Frankreich,  Friedensgerichte  angeordnet. 

Art.  4.  Unsere  bisherige  Landesregierung  wird  aufgelöset  und  das 
Personale  derselben  beim  Civiltribunal  angestellt  werden. 

Art.  5.  Das  Appellationsgericht  wird  seinen  Sitz  in  der  Stadt  Nien- 
burg haben,  und  werden  Wir,  um  Unseren  Untertanen  allen  Kosten- 
aufwand so  viel  möglich  zu  ersparen,  demselben  Unser  Schloß  zu  den 
Sitzungen  einräumen. 

Art.  6.  Der  Kassationshof  soll  mit  dem  Staatsrate  vereinigt  sein. 

Art.  10.  Alle  Patrimonialgerichtsbarkeiten,  als  unvereinbarhch  mit 
dem  neuen  Gesetzbuche,  hören  mit  dem,  zur  Einführung  desselben 

Pölitz  II,  S.  1057  ff. 
2)  S.  Einl.  der  Verfassung. 
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festgesetzten  Zeitpunkte  gänzlich  auf.  Die  Patrimonialgerichtshalter 
dürfen  nach  dieser  Zeit  keine  Handlungen  der  Gerichtsbarkeit  mehr 
verrichten,  noch  Unsere  Untertanen  solche  anerkennen. 

Organisation  des  Herzogtums  vom  19.  Februar  1811. 

Art.  4.  Schon  unterm  19.  September  1809  haben  Wir  einen  Staats- 
rat errichtet,  welcher  künftig  aus  drei  Mitgliedern  bestehen  wird.  Wir 
selbst  haben  den  Vorsitz  im  Staatsrate. 

Art.  6.  Der  Staatsrat  hat  über  obwaltende  Streitigkeiten  zwischen 
den  verwaltenden  und  gerichtlichen  Behörden  und  auch  über  die  Fra- 
ge: ob  angeklagte  Vervs^altungsbeamte  vor  Gericht  gestellt  werden 
sollen  ?  zu  entscheiden. 

Art .  9.  Zur  Entscheidung  der  Streitigkeiten,  welche  bei  denVerwal- 
tungsgegenständen  vorkommen,  wird  ein  Präfekturrat  errichtet,  des- 
sen Mitglieder  von  Uns  ernannt  werden. 

Art.  10.  Es  wird  ein  Departementskollegium  gebildet,  dessen  Mit- 
glieder großjährig  sein  müssen,  und  ihre  Stelle  lebenslänglich  behalten. 
Wir  ernennen  die  Mitglieder  des  Departementskollegiums,  deren  An- 
zahl achtzehn  sein  wird.  Die  Ernennung  besteht  aus  ^/e  der  Meistbe- 
güterten, ^/e  der  reichsten  aus  dem  Handelsstande,  und  ^/e  aus  den  Ge- 
lehrten und  Künstlern. 

Art.  22 .  Das  gerichtliche  V  erfahren  soll  öffentlich  und  inCivilsachen 
die  im  Königreiche  Westfalen  eingeführte  Prozeßordnung  und  Sportel- 
taxe  für  Gerichte,  Prokuratoren  und  Notarien  Norm  sein. 

Art.  23.  In  peinlichen  Fällen  sollen  die  Geschworenen- Gerichte 
nach  den  Vorschriften  vvde  im  Königreiche  Westfalen  Statt  haben. 

Art.  24.  In  jedem  Distrikte  ist  ein  Friedensrichter,  im  ganzen  Her- 
zogtum ein  Civiltribunal  erster  Instanz,  und  ein  Appellationsgerichts- 
hof, welcher  zugleich  peinlicher  Gerichtshof,  so  wie  das  Tribunal 
zugleich  das  Korrektionsgericht  ist. 

Art.  25.  Die  höchste  Behörde  in  Rechtssachen  ist  das  Kassationsge- 
richt, und  sollen  Unsere  Staatsräte  Richter  desselben  sein. 

Art.  26.  DieFriedensrichtersoUen  vier  Jahrelang  im  Amte  bleiben 
und  können  sogleich  wieder  gewählt  werden,  wenn  sie  als  Kandidaten 
von  dem  Departementskollegio  vorgeschlagen  werden.  Daher  die 
jetzt  bei  der  Einführung  der  Gerichtsverfassung  angestellten  von  Uns 
nur  provisorisch  ernannt  sind. 

Art.  27.  Die  Richter  des  Tribunals  und  Appellationsgerichtshofes 
werden  von  Uns  ernannt. 

Art.  28.  Die  Urteile  der  Gerichtshöfe  werden  in  UnsermNamen  aus- 
gesprochen. Wir  allein  können  daher  nur  Gnade  erteilen,  die  Strafe 
erlassen  oder  mildern. 

Die  Verfassung  des  Herzogtums  Anhalt-Köthen  ist 
eine  fast  wörtliche  Nachahmung  der  westfäHschen. 

ü 
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Von  den  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Justiz 
werden  die  über  die  Einführung  des  Code  Napoleon^),  die 
Öffentlichkeit  des  Gerichtsverfahrens^)  und  die  Ausfertigung 
der  Gerichtsurteile  im  Namen  des  Königs  übernommen^). 

Aufgenommen  wird  ferner  die  westfälische  Zivil- 
prozeßordnung und  die  Sporteltaxe  für  Gerichte,  Prokura- 
toren und  Notarien^).  Aufgehoben  wird  als  unvereinbar 
mit  dem  neuen  Gesetz  die  bisher  geübte  Patrimonialgerichts- 
barkeit^). 

Über  die  Gerichtsorganisation  ordnet  die  Ver- 
fassung folgendes  an:  Nach  französisch-  westfälischem  Bei- 
spiel besteht  in  jedem  Distrikt,  der  wohl  dem  westfälischen 
Kanton  entspricht,  ein  Friedensgerich t^).  Die  Friedens- 
richter werden  wie  in  Westfalen  durch  die  Departements- 
kollegien vorgeschlagen^).  Die  Mitglieder  dieser  Kollegien 
werden  wie  in  Westfalen  vom  Monarchen  ernannt;  von  der 
Qualifikation  gilt  ähnliches,  wie  in  der  westfälischen  Kon- 
stitution: höchster  Reichtum,  wissenschaftliches  Verdienst 
und  künstlerische  Befähigung. 

Die  Ernennung  der  Mitgheder,  die  großjährig  sein 
müssen,  erfolgt  wie  in  Westfalen  auf  Lebenszeit,  eine  Be- 
stimmung, durch  die  sich  der  Monarch  zu  einer  seinen  Inter- 
essen förderlichen  Auswahl  veranlaßt  sehen  wird.  Mit  Rück- 
sicht auf  die  geringe  territoriale  Ausdehnung  des  Herzogtums 
beträgt  ihre  Zahl  nur  achtzehn^)  gegenüber  zweihundert  in 
Westfalen.  Die  von  den  Departementskollegien  vorge- 
schlagenen Friedensrichter  werden  auf  vier  Jahre  vom 
König  ernannt;  bei  ihrer  Bewährung  im  Amte  darf  eine 
Wiederwahl  erfolgen.  Vorläufig  sind  nach  der  Verfassung 
die  Friedensrichter  nur  provisorisch  ernannt^). 

1)  Verf.  Art.  1.  2. 

2)  Org.  Art.  22. 

3)  Org.  Art.  28. 
*)  Org.  Art.  22. 
*)  Verf.  Art.  10. 

«)  Verf.  Art.  3.  Org.  Art.  24. 
')  Org.  Art.  26. 
*)  Org.  Art.  10. 
*)  Org.  Art.  26. 
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Zur  Ausübung  der  Justiz  in  erster  Instanz  ist  das 
Ziviltribunal,  das  zugleich  Korrektionsgericht  ist,  eingesetzt^). 

Im  Herzogtum  Anhalt  besteht  nur  ein  solches  Gericht; 
die  Bezeichnungen  sind  westfälisch-französischen  Ursprungs. 
Gebildet  wird  es  vorläufig  von  demPersonal  der  bisherigen, 
nunmehr  aufgehobenen  Landesregierung^),  also  von  Beamten 
des  Monarchen.  Ersetzt  werden  sie  nach  Bedarf  durch  Richter, 
die  der  Herzog  ernennt^). 

Dem  westfälischen  Oberappellationsgericht  entspricht 
in  Anhalt  das  Appellationsgericht,  dessen  Sitz  zur  Ersparung 
von  Kosten  für  die  Untertanen  das  herzogliche  Schloß  zu 
Nienburg  sein  soll.  Es  ist  zugleich  peinlicher  Gerichtshof*). 
Auch  die  Richter  des  Appellationsgerichts  werden  vom 
Herzog  ernannt^). 

Der  westfälischen  Verfassung  entlehnt  sind  die  Ge- 
schworenengerichte, die  bei  Verhandlungen  in  Kriminal- 
sachen in  Tätigkeit  treten^). 

Entsprechend  der  westfälischen  Konstitution  weist 
auch  die  anhaltische  Verfassung  einen  Staatsrat  auf; 
er  ist,  wie  dort,  Kassationsgericht')  und  wie  hier  hin- 
zugefügt wird,  höchste  Behörde  in  Rechtssachen^).  In 
seiner  Stellung  als  höchste  Instanz  der  Verwaltungsge- 
richtsbarkeit übt  er  mit  einer  Ausnahme  dieselben  Funk- 
tionen wie  in  Westfalen  aus.  Er  entscheidet  über  Streitig- 
keiten zwischen  den  Administrations-  und  Justizbehörden 
sowie  über  die  Frage,  ob  Verwaltungsbeamte  vor  Gericht 
gestellt  werden  sollen^).  Gebildet  wird  er  aus  drei  Mitgliedern, 
die  der  Herzog,  der,  wie  in  Frankfurt  der  Großherzog,  bei 
den  Sitzungen  den  Vorsitz  führt^^),  ernennt. 

1)  Verf.  Art.  3.  Org.  Art.  24.  ' 

2)  Verf.  Art.  4. 

3)  Org.  Art.  27. 
*•)  Verf.  Art.  5. 
5)  Org.  Art.  27. 
«)  Org.  Art.  23. 
')  Verf.  Art.  6. 
8)  Org.  Art.  25. 
»)  Org.  Art.  6. 

10)  Org.  Art.  4. 

9* 
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Abweichend  von  dem  westfälischen  Muster  fehlt  dem 
Staatsrat  die  Befugnis  zur  Entscheidung  über  Verwaltungs- 
streitigkeiten; hierfür  zuständig  ist  für  das  ganze  Gebiet 
der  Präfekturrat,  der  staatsrechtlich  ebenfalls  vom  Mon- 
archen abhängig  ist^). 

Dem  Herzog  sind  die  gleichen  Rechte,  wie  dem  west- 
fälischen König  zugestanden,  nämlich  das  Recht  der  Be- 
gnadigung, des  Straferlasses  und  der  Straf milderung^). 

Der  Anteil  des  Volkes  an  der  Ausübung^  der  Justiz 
wird  durch  das  richterliche  Laienelement  der  Geschworenen 
repräsentiert^),  wie  in  Westfalen. 

Aus  unsern  Ausführungen  ergibt  sich,  daß  die  anhalti- 
sche Verfassung  noch  mehr  als  die  Frankfurter  ihre  Bestim- 
mungen der  westfälischen  Konstitution  entlehnt  hat.  Das 
zeigen  die  Institute  der  Friedensgerichte,  des  Ziviltribunals, 
des  Appellationsgerichts  und  der  Geschworenengerichte.  Auch 
hier  werden  die  Richter  vom  Monarchen  ernannt. 

Der  Staatsrat  ist  Kassationsgericht  und  übt  im  Unter- 
schied von  der  westfälischen  Verfassung  nur  zwei  Funktionen 
(Kompetenzkonflikte  zwischen  Verwaltungs-  und  Justiz- 
behörden, Prozeßerklärung  gegen  Verwaltungsbeamte)  aus, 
während  der  eine  Präfekturrat  zuständig  ist  zur  Schlich- 
tung von  Streitigkeiten  innerhalb  der  Verwaltung. 

Die  Mitglieder  beider  sind,  wie  in  Westfalen,  Organe 
des  Monarchen. 

Der  Herzog  darf  begnadigen,  die  Strafe  erlassen,  mildern 
und  die  Gerichtsurteile  in  seinem  Namen  ausfertigen  lassen. 

Zugunsten  des  Volkes  bestimmt  die  Verfassung  die 
Öffentlichkeit  der  Verhandlungen  und  die  Einsetzung  der 
Geschworenengerichte.  Der  Herzog  nimmt  hinsichtlich  seines 
Anteils  an  der  richterlichen  Gewalt  fast  die  gleiche  Stellung 
ein  wie  der  König  von  Westfalen. 

Der  Bestand  der  Verfassung  war  nur  von  kurzer  Dauer. 

Da  die  neuen  Staatseinrichtungen  erhebliche  finan- 
zielle Opfer  forderten,  machte  sich  in  der  Bevölkerung  bald 

1)  Org.  Art.  9. 

2)  Org.  Art.  28. 

3)  Org.  Art.  23. 
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eine  oppositionelle  Stimmung  und  Bewegung  geltend.  Der 
für  den  Thronfolger  nach  dem  Tode  des  Herzogs  August 
Christian  eingesetzte  Regent,  der  Herzog  von  Dessau,  hob 
die  Konstitution  auf  und  führte  die  zeitgemäß  modifizierte 
ständische  Verfassung  wieder  ein. 

Rückblick  auf  die  Rheinbundverfassungen. 

Eine  enge  Anlehnung  an  das  französische  Vorbild  hin- 
sichtlich der  Verteilung  der  richterlichen  Gewalt  zwischen 
Monarch  und  Volk  zeigt  die  westfälische  Verfassung  und 
die  ihr  fast  genau  nachgebildete  anhaltische.  Nahezu  ähnlich 
der  westfälischen  Verfassung  ist  die  des  Großherzogtums 
Frankfurt,  in  der  die  Geschworenen  fehlen.  Eine  von  dem 
französisch-westfälischen  Vorbild  bezüglich  der  Gerichts- 
organisation abweichende  Form  zeigt  die  bayrische  Verfassimg, 
nach  der  aber  auch  den  Hauptanteil  an  der  richterlichen 
Gewalt  der  Monarch  hat.  Daraus  ergibt  sich,  daß  in  sämt- 
lichen Rheinbündstaaten  der  wesentliche  Anteil  an  der 
richterlichen  Gewalt  dem  Monarchen  zufällt,  so  wie  es  auch  in 
Frankreich  von  Napoleon  erstrebt  war. 


Die  Senatsverfassung  von  1814^. 

Sobald  die  Verbündeten  in  Frankreich  eingerückt  waren, 
ging  das  Kaiserreich  seinem  Untergange  entgegen.  Die  Ver- 
bündeten erklärten  sich  für  die  Restaurierung  Ludwigs  XVHI. 
Unter  dem  Vorsitz  Tayllerands  wurde  eine  provisorische 
Regierung  gebildet.  Napoleons  Absetzung  wurde  ausge- 
sprochen und  das  Thronerbrecht  seiner  Familie  aufgehoben. 
Ihn  selbst  nötigte  man  zum  Verzicht  auf  den  Thron,  worauf 
seine  Verbannung  nach  Elba  erfolgte. 

Aus  Besorgnis,  der  neue  König  könnte  nach  Art  seiner 
Vorgänger  in  willkürlicher  Weise  regieren,  gab  der  Senat  als 
Inhaber  der  provisorischen  Regierung  dem  Lande  am  6.  April 
eine  neue  Verfassung.  Dabei  ging  er  vom  Prinzipe  der  Natio- 
nalsouveränität aus. 


1)  Pölitz  II,  S.  84ff.  Helie,  S.  880ff.  Schaeffner  IV,  S.  58. 
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Constitution  fran9aise. 

1814  Avril  6. 

Art.  1.  Le  gouvernement  francais  est  monarchique  et  hereditaire 
de  male  en  male  par  ordre  de  primogeniture. 

Art.  2.  Le  peuple  fran9ais  appelle  librement  au  trone  de  France 
Louis- Stanislas-Xavier  de  France,  frere  du  dernier  roi,  et  apres  lui 
les  autres  de  la  maison  de  Bourbon  dans  l'ordre  ancien. 

Art.  4.    Le  pouvoir  executif  appartient  au  roi. 

Art.  5.  Le  roi,  le  senat  et  le  corps  legislatif  concourent  ä  la  for- 
mation  des  lois. 

Art.  6.  II,  y  a  cent  cinquante  senateurs  au  moins  et  deux  cents 
au  plus.  Leur  dignite  est  inamovible  et  hereditaire  de  male  en  male 
par  primogeniture.    Iis  sont  nommes  par  le  roi 

Art.  7.  Les  princes  de  la  famille  royale  et  les  princes  du  sang 
sont  de  droit  membres  du  senat. 

Art.  8.  Le  senat  determine  les  cas,  oü  la  discussion  des  objets 
qu'il  traite  doit  etre  publique  ou  secrete. 

Art.  12.  Le  senat  ....  elisent  leur  president  dans  leur  sein. 

Art.  13.  Aucun  membre  du  senat  ou  du  corps  legislatif  ne  peut 
etre  arrete  sans  une  autorisation  prealable  du  corps,  auquel  il  appar- 
tient. 

Le  jugement  d'un  membre  du  senat  ou  du  corps  legislatif  accuse, 
appartient  exclusivement  au  senat. 

Art.  14.  Les  ministres  peuvent  etre  membres,  soit  du  senat,  soit 
du  corps  legislatif. 

Art.  17.  L'independance  du  pouvoir  judiciaire  est  garantie.  Nul 
ne  peut  etre  distrait  de  ses  juges  naturels. 

L' Institution  des  jures  est  conservee,  ainsi  que  la  publicite  des 
debats  en  matiere  criminelle.  La  peine  de  la  confiscation  des  biens  est 
abolie.   Le  roi  a  le  droit  de  faire  gräce. 

Art.  18.  Les  cours  et  tribunaux  ordinaires  actuellement  exi- 
stans  sont  maintenus;  leur  nombre  ne  pourra  etre  diminue  ou  aug- 
mente  qu'en  vertu  d'une  loi.  Les  juges  sont  ä  vie  et  inamovibles  ä 
l'exception  des  juges  de  paix  et  des  juges  de  commerce.  Les  com- 
missions  et  les  tribunaux  extraordinaires  sont  supprimes  et  ne  pour- 
ront  etre  retablis. 

Art.  19.  La  cour  de  Cassation,  les  cours  d'appel  et  les  tribunaux 
de  premiere  instance  proposent  au  roi  trois  candidats  pour  chaque 
place  de  juge  vacante  dans  leur  sein:  le  roi  choisit  Tun  des  trois.  Le 
roi  nomme  les  premiers  presidens  et  le  ministere  public  des  cours  et 
des  tribunaux. 

Art.  21.  La  personne  du  roi  est  inviolable  et  sacree  ....  Les 
ministres  sont  responsables.  

Art.  23.  Les  commissions  senatoriales  de  la  liberte  de  la  presse 
et  de  la  liberte  individuelle  sont  conservees. 
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Die  Regierung  ist  monarchisch  und  nach  der  Ordnung 
der  Primogenitur  im  männUchen  Stamme  forterbend^).  Durch 
freie  Entschheßung  wird  vom  französischen  Volk  Ludwig 
Stanislaus  Xavier  von  Frankreich,  der  Bruder  des  letzten 
Königs,  auf  den  Thron  beruf en^).  Er  ist  Inhaber  der  voll- 
ziehenden Gewalt^).  Zugestanden  sind  ihm  als  Majestäts- 
rechte Unverletzlichkeit  und  Heiligkeit  seiner  Person.  Die 
Minister  tragen  für  ihn  die  Verantworung*). 

Von  der  richterlichen  Gewalt  heißt  es  allgemein:  Die 
Unabhängigkeit  der  richterlichen  Gewalt  wird  garantiert, 
eine  Bestimmung,  die  uns  schon  in  der  westfälischen  Ver- 
fassung begegnet  war,  die  aber  in  den  französischen  Ver- 
fassungsurkunden zum  ersten  Male  auftritt.  In  Wiederholung 
der  Forderungen  der  Revolution  darf  niemand  seinem  ordent- 
lichen Richter  entzogen  werden.  Abgeschafft  ist  die  unter 
dem  napoleonischen  Regime  eingeführte  Strafe  der  Güter- 
konfiskation^).  Alle  außerordentlichen  Tribunale,  wie  der 
von  Napoleon  gegründete  kaiserliche  Gerichtshof,  sind  auf- 
gehoben und  können  nicht  wieder  eingeführt  werden.  Nur 
kraft  eines  Gesetzes  kann  die  Zahl  der  ordentlichen  Ge- 
richtshöfe und  Tribunale  vermindert  und  vermehrt  werden^). 
Der  Einsetzung  von  Rechtsinstituten,  die  der  Monarch 
seinen  persönhchen  Zwecken  dienstbar  machen  könnte,  ist 
damit  vorgebeugt^).  Für  die  Kriminal  Verhandlungen  wird 
die  öffentliche  Prozeßführung  besonders  hervorgehoben^). 
In  Anlehnung  an  die  früheren  französischen  Staatsgrundgesetze 
werden  die  Friedens-  und  Handelsgerichte^),  die  Erstinstanz- 
und  Appellationsgerichte,  die  Kriminaltribunale  mit  Ge- 
schworenen und  das  Kassationsgericht  genannt^).  Von 
Schiedsgerichten  und  einem  hohen  Justizhof  ist  in  der  Ver- 

1)  Art.  1. 

2)  Art.  2. 

3)  Art.  4. 
*)  Art.  21. 
5)  Art.  17. 
«)  Art.  18. 

7)  Art.  17. 

8)  Art.  18.  19. 

9)  Art.  19. 
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fassung  nicht  die  Rede.  Ebenso  fehlen  die  Regierungs- 
kommissare und  der  Staatsrat. 

Die  Richter  werden  mit  Ausnahme  der  Friedens-  und 
Handelsrichter  auf  Lebenszeit  ernannt^). 

Geschah  aber  die  Ernennung  der  ordentlichen  Richter 
nach  dem  Senatskonsult  von  1804  unmittelbar  durch  den 
Monarchen,  so  erfolgt  sie  jetzt  erst  nach  Vorschlag  der  Tri- 
bunale erster  Instanz,  der  Appella^tionsgerichtshöfe  und  des 
Kassationsgerichts^).  Gegenüber  den  früheren  Verhält- 
nissen zeigt  der  neue  Wahlmodus  eine  Einschränkung  der 
monarchischen  Kompetenzen,  die  noch  eine  Steigerung  er- 
fährt durch  die  ebenfalls  neue  Bestimmung  der  Präsentation 
von  drei  Kandidaten  für  jede  Richterstelle.  Nur  für  einige 
an  leitender  Stelle  stehende  Justizbeamte  ist  dem  Monarchen 
in  teihveiser  Anlehnung  an  Artikel  135  des  organischen  Senats- 
konsults  vom  18.  Mai  1804  das  Recht  unmittelbarer  Er- 
nennung vorbehalten.  Nach  der  Senatsverfassung  handelt 
es  sich  um  die  öffentlichen  Ankläger  und  die  ersten  Präsi- 
denten bei  den  Gerichtshöfen  und  Tribunalen^). 

Als  weiteres  Organ  der  Justiz  kommt  die  Legislative 
in  Betracht.  Nach  Art  der  Forderung  Monte squieus  imd 
in  Anlehnung  an  die  englische  Verfassung*)  wird  sie  durch 
zwei  Kammern  repräsentiert:  den  Senat  und  den  gesetz- 
gebenden Körper,  die  in  dem  Verhältnis  einer  ersten  und 
zweiten  Kammer  zu  einander  stehen.  Der  Senat,  der  bisher 
neben  den  Legislativorganen  des  Tribunats  und  des  gesetz- 
gebenden Körpers  und  neben  der  Exekutive  bestand,  ist 
jetzt  zum  unmittelbaren  Gesetzgebungsorgan  geworden^) 
und  hat  von  der  früheren  Institution  nur  die  Bezeichnung 
übernommen.  Bestehen  geblieben  sind  aber  die  senatorischen 
Kommissionen  der  Preß-  und  individuellen  Freiheit^).  Ricliter- 
liche  Funktionen  übt  nur  der  Senat '^).    Zu  urteilen  hat  er 

irXrtT  18. 

2)  Art.  19. 

3)  Art.  19. 

4)  Vincent,  S.  57. 

Art.  5.  * 
«)  Art.  23. 
Art.  13. 
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über  Vergehen  seiner  eigenen  Mitglieder  (wie  die  erste  Kammer 
bei  Montesquieu)  und  der  Mitglieder  des  gesetzgebenden 
Körpers^).  Die  Zusammensetzung  des  Senats  ähnelt  jedoch 
der  vom  Senatskonsult  1804  festgesetzten.  Mitglieder  des 
Senats  sind  die  Prinzen  der  königlichen  Familie  und  die 
Prinzen  von  Geblüt  von  rechtswegen^).  Die  Minister  können 
Mitglieder  des  Senats  sein.^).  Die  übrigen  Senatoren  werden 
vom  König  ernannt^).  Als  Mindest  alter  für  das  Recht  der 
Zugehörigkeit  wird  ohne  nähere  Angabe  durch  die  Verfassung 
die  erlangte  Majorennität  festgesetzt^).  Ihre  Zahl  darf  1 50  bis 
200  betragen.  Die  Senatoren  würde  ist  beständig  und  erblich^). 
Diese  Tatsache  wird  den  König  bei  der  Auswahl  leiten,  um 
im  Senat  möglichst  ihm  ergebene  Personen  zu  haben.  Die 
Entscheidung  über  die  geheime  oder  öffentliche  Führung  der 
Verhandlungen,  somit  über  ein  etwa  dem  Volke  zu  gewähren- 
des Recht  des  Beiwohnens  bei  den  Verhandlungen,  liegt  im 
Ermessen  des  Senats^).  Wenngleich  den  Senatoren  das  Recht 
der  Wahl  ihres  Präsidenten  allein  zusteht^),  so  geht  doch  aus 
den  übrigen  die  Zusammensetzung  des  Senats  betreffenden 
Bestimmungen  der  durchaus  abhängige  Charakter  dieses 
Organs  der  Staatsgewalt  hervor.  Der  König  hat  das  Recht, 
zu  begnadigen.  Das  Volk  ist  durch  Geschworene  an  der 
Ausübung  der  Justiz  beteiligt^). 

Da  für  die  Ausübung  der  Justiz  keine  andern  Organe 
in  Frage  kommen,  kann  das  Ergebnis  unserer  Untersuchung 
zusammengefaßt  werden. 

Die  Verfassung  setzt  folgende  Gerichte  ein:  Friedens- 
und Handelsgerichte,  Erstinstanz-,  Appellations-  und  Krimi- 
nalgerichte sowie  das  Kassationsgericht. 


1)  Art.  13. 

2)  Art.  7. 

3)  Art.  14. 

4)  Art.  6. 

5)  Art.  7. 

6)  Art.  6. 
Art.  8. 

8)  Art.  12. 

^)  Art.  17. 
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Die  Richter  werden  vom  König  ernannt,  aber  ab- 
weichend vom  Senatskonsult  1804  erfolgt  ihre  Ernennung 
erst  auf  Vorschlag  von  je  drei  Kandidaten  für  jede  Richter- 
stelle durch  die  Erstinstanz-  und  Appellationsgerichtshöfe 
sowie  durch  das  Kassationsgericht.  Die  Ankläger  und  ersten 
Präsidenten  bei  den  Gerichtshöfen  und  Tribunalen  ernennt 
der  König  unmittelbar.  Die  Amtstätigkeit  der  Richter  er- 
streckt sich,  von  den  Friedens-  und  Handelsrichtern,  über 
deren  Ernennung  die  Verfassung  keine  Angaben  macht,  ab- 
gesehen, auf  Lebenszeit.  Organ  des  pouvoir  judiciaire  im 
Sinne  Montesquieus  ist  die  erste  Kammer,  der  Senat,  mit 
ihrem  Recht,  über  die  Vergehen  der  Senatoren  und  der  Mit- 
gheder  des  gesetzgebenden  Körpers  zu  urteilen.  Die  Mit- 
glieder des  Senats  werden  vom  König  ernannt. 

Der  König  übt  persönlich  das  Begnadigungsrecht. 

Ein  Gegengewicht  gegenüber  den  Kompetenzen  des 
Monarchen  auf  dem  Gebiet  der  richterlichen  Gewalt  bedeuten 
die  Bestimmungen  über  die  Unabhängigkeit  der  Richter,  die 
Zuweisung  des  Angeklagten  an  den  zuständigen  Richter,  die 
Abschaffung  der  Strafe  der  Güterkonfiskation,  die  gesetzlich 
geregelte  Gerichtsorganisation,  die  Öffentlichkeit  der  Ver- 
handlungen, die  Einsetzung  von  Geschworenen.  Den  über- 
wiegenden Anteil  an  der  Justiz  hat  jedenfalls  der  Monarch. 

Die  Chatte  Ludwigs  XVIIP). 

Mit  den  Bedingungen  der  Senatsverfassung  wollte  sich 
Ludwig  XVI IL  auf  die  Dauer  nicht  einverstanden  erklären. 
Er  erkannte  zwar  die  guten  Grundlagen  der  Verfassung  an, 
doch  erschienen  ihm  viele  Artikel  unannehmbar. 

Nach  dem  Friedensschluß  mit  den  verbündeten  Mächten 
wurde  die  neue  von  ihm  oktroyierte  Verfassung  in.  einer  Senats- 
und Deputiertensitzung  verkündet.  Sie  knüpft  an  die  vor- 
revolutionären Zustände  an. 

,, Frankreich,  das  nach  und  nach  alle  Regierungsformen 
versucht  habe,  sei  endlich  durch  die  Schwere  der  auf  ihm 


1)  Helie,  S.  884ff. 
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lastenden  Leiden  zu  jener  Regierungsform  zurückgekommen, 
welche  vierzehn  Jahrhunderte  hindurch  seinen  Ruhm  und 
sein  Glück  befördert  hat"^). 

Der  König  „von  Gottes  Gnaden"  verleiht  dies  Staats- 
grundgesetz freiwülig  und  in  freier  Ausübung  der  königlichen 
Gewalt  seinen  Untertanen  für  sich  und  seine  Nachfolger  auf 
ewige  Zeiten.  Betont  wird,  daß  dem  Wunsche,  nicht  dem 
Rechte  der  Untertanen  mit  der  Gründung  einer  neuen  Ver- 
fassung Folge  gegeben  wird^).  ,,Wenn  zwar  das  Bedürfnis 
nach  einer  freien  und  monarchischen  Verfassung  nicht  ver- 
kannt wird,  so  wird  andrerseits  hingewiesen  auf  die  Not- 
wendigkeit einer  Stärkung  der  Kronrechte,  und  es  wird  alles, 
was  den  Untertanen  gegeben  wurde,  nur  als  eine  Konzes- 
sion, alseine  freiwillig  geschehene  Einräumung  hingestellt"^). 

Grundlagen  der  neuen  Verfassung  sollen  die  ehrwürdigen 
Denkmäler  der  vergangenen  Jahrhunderte  bilden.  Die 
Wiederherstellung  der  Pairswürde  wird  als  eine  wahrhafte 
Nationaleinrichtung  gepriesen,  durch  die  jede  Erinnerung 
an  die  Vergangenheit  mit  allen  Hoffnungen  verknüpft  und 
die  alte  und  neue  Zeit  mit  einem  Bande  umschlossen  wird. 
Als  erste  Pflicht  gegen  die  Völker  wird  das  Bestreben  erklärt, 
die  Rechte  und  Vorzüge  der  Krone  in  ihrer  ganzen  Reinheit 
aufrecht  zu  erhalten. 

Charte  constitiitionelle  fran9aise. 

1814  Juin  4. 

Art.  13.  La  personne  du  roi  est  inviolable  et  sacree.  Ses  mi- 
nistres  sont  responsables.  Au  roi  seul  appartient  la  puissance  exe- 
cutive. 

Art.  27.  La  nomination  des  pairs  de  France  appartient  au  roi. 
Leur  nombre  est  illimite;  il  peut  en  varier  les  dignites,  les  nommer  ä 
vie  ou  les  rendre  hereditaires  selon  sa  volonte. 

Art.  28.  Les  pairs  ont  entree  dans  la  chambre  ä  vingt-cinq  ans 
et  voix  deliberative  ä  trente  ans  seulement. 

Art.  29.  La  chambre  des  pairs  est  presidee  par  le  chancelier  de 
France  et  en  son  absence  par  un  pair  nomme  par  le  roi. 

1)  Pölitz  II,  S.  87/88. 

^)  Vergl.  Einleitung  der  Verf. 

3)  Schaeffner  IV,  S.  59. 
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Art.  30.  Les  membres  de  la  famille  royale  et  les  princes  du  sang 
sont  pairs  par  le  droit  de  leur  naissance  .  .  ;  mais  ils  n'ont  voix  de- 
liberative  qu'ä  vingt-cinq-ans. 

Art.  31.  Les-  princes  ne  peuvent  prendre  seance  ä  la  chambre 
que  de  l'ordre  du  roi,  exprime  pour  chaque  Session  par  un  message,  ä 
peine  de  nuUite  de  tout  ce,  qui  aurait  ete  fait  en  leur  presence. 

Art.  32.  Tout  es  les  deliberations  de  la  chambre  des  pairs  sont 
secretes. 

Art.  33.  La  chambre  des  pairs  connait  des  crimes  de  haute  tra- 
hison  et  des  attentats  ä  la  sürete  de  l'etat,  qui  seront  definis  par  la  loi. 

Art.  34.  Aucun  pair  ne  peut  etre  arrete  que  de  Tautorite  de  la 
chambre  et  juge  que  par  eile  en  matiere  criminelle. 

Art.  54.  Les  ministres  peuvent  etre  membres  de  la  chambre 
des  deputes.  Iis  ont,  en  outre  leur  entree  dans  l'une  ou  l'autre  chambre 
et  doivent  etre  etendus,  quand  ils  le  demandent. 

Art.  55.  La  chambre  des  deputes  a  le  droit  d'accuser  les  ministres 
et  de  les  traduire  devant  la  chambre  des  pairs,  qui  seule  a  celui  de  les 
juger. 

Art.  56.  Iis  ne  peuvent  etre  accuses  que  pour  fait  de  trahison 
ou  de  concussion. 

Art.  57.  Toute  justice  emane  du  roi.  Elle  s'administre  en  son 
nom  par  des  juges,  qu'il  nomme  et  qu'il  institue. 

Art.  58.   Les  juges  nommes  par  le  roi  sont  inamovibles, 

Art.  59.  Les  cours  et  tribunaux  ordinaires  actuellement  exi- 
stans  sont  maintenus,    II  n'y  sera  rien  change  qu'en  vertu  d'une  loi. 

Art.  60.  L'institution  actuelle  des  juges  de  commerce  est  con- 
servee. 

Art.  61.  La  justice  de  paix  est  egalement  conservee.  Les  juges 
de  paix,  quoique  nommes  par  le  roi,  ne  sont  point  inamovibles. 

Art.  62.   Nul  ne  pourra  etre  distrait  de  ses  juges  naturels. 

Art.  63.  II  ne  pourra  en  consequence  etre  cree  de  commissions 
et  tribunaux  extraordinaires.  Ne  sont  pas  comprises  sous  cette  de- 
nomination  les  juridictions  prevötales,  si  leur  retablissement  est  juge 
necessaire. 

Art.  64.  Les  debats  seront  publics  en  matiere  criminelle,  ä 
moins  que  cette  publicite  ne  soit  dangereuse  pour  l'ordre  et  les  moeurs; 
et  dans  ce  cas  le  tribunal  le  declare  par  un  jugement. 

Art.  65.  L'institution  des  jures  est  conservee.  Les  changemens, 
qu'une  plus  longue  experience  ferait  juger  necessaires,  ne  peuvent  etre 
effectues  que  par  une  loi. 

Art.  66.  La  peine  de  la  confiscation  des  biens  est  abolie  et  ne 
pourra  pas  etre  retablie. 

Art.  67.  Le  roi  a  le  droit  de  faire  gräce  et  celui  de  commuer  les 
peines. 
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Ausdrücklich  wird  gegenüber  der  Senatsverfassung  in 
der  Charte  das  Prinzip  der  Fürstensouveränität  hervor- 
gehoben, das  in  der  Erklärung  gipfelt:  ,,Alle  öffentliche  Ge- 
walt beruht  auf  der  Person  des  Königs" i).  Die  Person  des 
Königs  ist  heilig  und  unverletzlich,  für  ihn  tragen  die 
Minister  die  Verantwortung.  Ihm  allein,  so  betont  die 
Charte  mit  Nachdruck,  steht  die  vollziehende  Gewalt  zu^). 

Macht  sich  diese  Steigerung  der  königlichen  Macht 
gegenüber  der  Senatsverfassung  auch  auf  dem  Gebiet  der 
richterlichen  Gewalt  geltend? 

Alle  Rechtspflege,  erklärt  die  Charte,  geht  vom  König 
aus  und  wird  in  seinem  Namen  verwaltet^).  Die  Garantie 
der  Unabhängigkeit  der  Richter  ist  aus  der  Senatsverfassung 
übernommen,  nur  ist  die  Form  ,,Unabsetzbarkeit"  neu*). 
Übernommen  sind  ferner  die  Bestimmungen  über  die  Zu- 
weisung des  Angeklagten  an  den  zuständigen  Richter^),  die 
Aufhebung  der  Güterkonfiskation^),  die  gesetzliche  Regelung 
der  Gerichtsorganisation "^j,  dazu  auch  das  Geschworenen- 
institut^);  eingeschränkt  ist  aber  die  Öffentlichkeit  der 
Kriminalverhandlungen,  denn  sie  kann  von  den  Tribunalen 
ausgeschlossen  werden,  wenn  Ordnung  und  Sitte  gefährdet 
sind^).  Wie  die  Senatsverfassung,  so  sucht  auch  die  Charte, 
allerdings  mit  dieser  letzten  Einschränkung,  willkürliche  Maß- 
nahmen der  Exekutive  auszuschalten. 

Aus  der  Senats  Verfassung  übernimmt  die  Charte  fol- 
gende Gerichte:  Friedens-,  Handels-,  Erstinstanz-,  Appel- 
lations-  und  Kriminalgerichte  sowie  das  Kassationsgericht^^). 
Zugunsten  der  Exekutive  dürfen  aber  Prevotalgerichte  nöti- 
genfalls eingeführt  werden^^). 

1)  Einl.  d.  Verf. 

2)  Art.  3. 

3)  Art.  57. 
*)  Art.  58. 
5)  Art.  62. 
«)  Art.  66. 
^)  Art.  59. 
8)  Art.  65. 

Art.  64. 

10)  Art.  59.  60.  61. 

11)  Art.  63. 
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Die  Richter  werden  vom  König  ernannt  und  eingesetzt ; 
sie  sind,  mit  Ausnahme  der  Friedensrichter,  unabsetzbar^). 

Im  Unterschied  von  der  Senatsverfassung  ist  das  Recht 
einzelner  Gerichte,  drei  Kandidaten  für  jede  erledigte  Richter- 
stelle vorzuschlagen,  aufgehoben.  Die  Änderung  des  Er- 
nennungsrechtes stellt  eine  Verstärkung  der  richterlichen 
Gewalt  des  Königs  dar. 

Nach  dem  Vorbilde  der  Senatsverfassung  und  in  An- 
lehnung an  die  Theorie  Montesquieus  besitzt  auch  die  erste 
Kammer,  nach  der  Charte  Pairskammer  genannt 2),  als  Organ 
der  Legislative  Rechtskompetenzen.  Keinen  Anteil  an  der 
Justiz  hat  entsprechend  den  genannten  Vorbildern  die  zweite 
Kammer,  die  dem  gesetzgebenden  Körper  der  Senatsver- 
fassung analoge  Deputiertenkammer. 

Die  Pairskammer  richtet  über  ihre  eigenen  Mitglieder 
in  Kriminalfällen^),  über  die  wegen  Verräterei  und  Untreue 
von  der  Deputiertenkammer  angeklagten  Minister*)  sowie 
über  alle  Hochverräter  imd  Staatsverschwörer^).  Enger  als 
die  Senatsverfassung  lehnt  sich  die  Charte  hinsichtlich  ihrer 
Bestimmungen  über  die  Jurisdiktion  der  ersten  Kammer  an 
Montesquieus  Theorie  an.  Im  Unterschied  von  der  Senats- 
verfassung wird  die  Ministeranklage  seitens  der  zweiten 
Kammer  und  die  Ministerverurteilung  besonders  hervor- 
gehoben (die  Minister  gehörten  nach  der  Senatsverfassung 
zum  Senat  und  unterstanden  auch  dessen  Jurisdiktion).  Neu 
gewährt  ist  der  Pairskammer  das  Recht  zur  Verfolgung  von 
Staatsverbrechern,  nicht  erwähnt  wird  die  Gerichtsbarkeit  über 
die  Mitglieder  der  zweiten  Kammer. 

Die  Mitgliedschaft  zur  ersten  Kammer  besitzen,  wie 
nach  der  Senatsverfassung,  die  Gheder  der  könighchen  Famihe 
und  die  Prinzen  von  GebKit^),  vom  König  ernannte  Personen^) 
und  die  Minister^). 

1)  Art.  58.  61. 
^)  Art.  27. 

Art.  34. 

Art.  55.  56. 

Art.  33. 
«)  Art.  30. 

Art.  27. 
»)  Art.  57. 
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Genauer  als  die  Senatsverfassung  läßt  sich  die  Charte 
über  die  Höhe  des  zum  Eintritt  in  die  erste  Kammer  be- 
rechtigenden Alters  der  Mitglieder  aus.  Sie  bestimmt:  Die 
Pairs  haben  Zutritt  zur  Kammer  mit  ihrem  25.,  eine  De- 
liberativstimme  erst  mit  dem  30.  Lebensjahr^).  Niedriger 
sind  die  entsprechenden  Altersgrenzen  für  die  Prinzen.  Es 
heißt:  Die  Glieder  des  königlichen  Hauses  und  die  Prinzen 
von  Geblüt  sind  Pairs  durch  Geburtsrecht,  eine  Deliberativ- 
stimme  steht  ihnen  aber  erst  mit  dem  25.  Lebensjahre  zu^). 
Einschränkend  wird  hinzugefügt,  daß  die  Prinzen  nur  auf 
einen  in  einer  Botschaft  für  jede  Sitzung  erlassenen  Befehl 
des  Königs  an  den  Verhandlungen  teilnehmen  dürfen.  Andern- 
falls erfolgt  eine  Nichtigkeitserklärung  aller  in  ihrem  Beisein 
gefaßten  Beschlüsse^). 

Die  Zahl  der  Kammermitglieder,  die  nach  der  Senats- 
verfassung auf  150  bis  200  festgesetzt  war,  darf  zugunsten 
des  Monarchen  von  diesem  beHebig  vermehrt  werden.  Hin- 
sichtlich der  Dauer  der  Zugehörigkeit  gilt  zwar  auch: 
Lebenslänglichkeit  und  Erblichkeit,  aber  mit  der  Einschrän- 
kung, daß  der  König  die  Pairswürde  nach  Willkür  aufheben 
kann*).  Im  Gegensatz  zur  Senatsverfassung  wird  die  stets 
geheime  Führung  der  Verhandlungen  vorgeschrieben^) 
und  so  dem  Volke  der  Zutritt  zu  den  Sitzungen  versagt. 

Die  Leitung  der  Verhandlungen  in  der  Pairskammer 
)li(?gt  in  den  Händen  eines  vom  König  ernannten  Präsidenten, 
und  zwar  entweder  des  Kanzlers  von  Frankreich  oder  bei 
seiner  Abwesenheit  eines  vom  König  besonders  bestimmten 
Pairs^).  Nach  der  Senatsverfassung  erwählten  die  Mitglieder 
der  ersten  Kammer  ihren  Präsidenten  selbst.  Also  auch  hier 
ein  Fortschritt  zur  monarchischen  Entwicklung  hin. 

Mehr  als  nach  der  Senatsverfassung  ist  die  erste  Kammer 
der    Charte    abhängig   vom   Monarchen.     Mithin  haben 


1)  Art.  28. 

2)  Art.  30. 

3)  Art.  31. 
*)  Art.  27. 

5)  Art.  32. 

6)  Art.  29. 
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auch  seine  juristischen  Kompetenzen  eine  Steigerung 
erfahren. 

Der  König  übt  persönhch  auch  nach  der  Charte  das  Recht 
der  Begnadigung,  erhält  aber  dazu  das  der  Strafmilderung^). 

Das  Volk  ist  durch  seine  Geschworenen  unmittelbar 
an  der  Ausübung  der  Justiz  beteiligt 2). 

Damit  am  Schluß  unserer  Untersuchung,  stellen  wir 
die  Ergebnisse  zusammen. 

Nach  der  Charte  bestehen  folgende  Gerichte:  Friedens- 
Handels-,  Erstinstanz-,  Appellations-  und  Kriminalgerichte 
sowie  das  Kassationsgericht.  Die  Richter  werden  unmittelbar 
vom  König  und  mit  Ausnahme  der  Friedensrichter  auf 
Lebenszeit  ernannt. 

In  engerer  Anlehnung  an  Montesquieus  Theorie  als  der 
Senat  der  vorigen  Verfassung,  richtet  die  Pairskammer  über 
die  Vergehen  ihrer  eigenen  Mitglieder,  über  die  Vergehen  der 
von  der  Deputiertenkammer  angeklagten  Minister  und  über 
Staatsverbrechen.  Auf  die  jurisdiktioneilen  Maßnahmen  der 
ersten  Kammer  hat  der  König  nach  der  Charte  größeren 
Einfluß  als  nach  der  Senatsverfassung  durch  das  Recht,  die 
Zahl  der  Pairs  beliebig  zu  vermehren  und  abzusetzen,  den 
Präsidenten  zu  ernennen  und  das  Volk  von  den  Verhand- 
lungen, die  stets  geheim  geführt  werden  müssen,  auszuschließen. 
Der  König  erhält  zu  dem  Begnadigungs-  das  Strafmilderungs- 
recht. In  seinem  Interesse  dürfen  Prevot algerichte  eingeführt 
werden.  Zugeständnisse  an  das  Volk  sind  unter  wesentlicher 
Übereinstimmung  mit  der  Senatsverfassung  folgende  Be- 
stimmungen: Unabsetzbarkeit  (Senatsverfassung:  Unab- 
hängigkeit) der  Richter,  Zuweisung  des  Angeklagten  an  den 
zuständigen  Richter,  Abscliaffung  der  Strafe  der  Güter- 
konfiskation, gesetzliche  Regelung  der  Gerichtsorganisation, 
bezüglich  der  Kriminalverhandlungen  eingeschränkte  Öffent- 
hchkeit,  Einsetzung  von  Geschworenen. 

Der  Anteü  des  Monarchen  an  der  Justiz  hat  somit  im 
Vergleich  zur  Senatsverfassung  in  der  Charte  noch  eine 
Steigerung  erfahren. 

1)  Art.  67.  , 

2)  Art.  65. 
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Die  Eigenart  und  die  bisher  innerhalb  der  von  uns 
behandelten  französischen  Verfassungen  erreichte  Entwicke- 
lungsstufe  der  richterlichen  Gewalt  wird  besonders  durch 
einen  Vergleich  der  Junicharte  mit  der  Konstitution  von 
1791  klar. 

Gegenüber  stehen  sich  als  Pole  die  Volkssouveränität 
von  1791  und  die  Fürstensouveränität  von  1814,  die  Teilung 
der  Gewalten,  wie  sie  Montesquieu  fordert,  und  die  Einheit 
der  Staatsgewalt,  der  Delegatarkönig  und  der  König  mit 
nahezu  absoluter  Gewalt. 

Geht  nach  der  Verfassung  von  1791  die  richterliche 
Gewalt  von  der  Nation  aus,  so  ist  nach  der  Charte  Quell 
aller  Rechtspflege  der  König. 

Nach  der  Konstitution  von  1791  sind  die  Richter  Organe 
des  Volkes,  nach  der  Charte  werden  sie  mit  Ausnahme  der 
Geschworenen  vom  König  ernannt,  aber  sie  sind  mit  Ausnahme 
der  Friedensrichter  unabsetzbar.  Schon  die  Senatsverfassung 
hatte  die  Unabsetzbarkeit  durch  die  Unabhängigkeitser- 
klärung vorbereitet. 

Eine  weitere  Steigerung  auf  dem  Gebiet  der  Juris- 
diktion erfährt  die  königliche  Macht  durch  die  Möglichkeit 
der  Einsetzung  von  Prevotalgerichten. 

Nach  der  Konstitution  von  1791  werden  alle  Gerichts- 
verhandlungen öffentlich  geführt.  Die  Charte  schließt  die 
Öffentlichkeit  bei  den  Kriminalgerichtsverhandlungen  aus, 
wenn  nach  Ansicht  der  Richter  die  Ordnung  und  Sitte  ge- 
fährdet ist. 

Eine  Vermehrung  des  königlichen  Anteils  an  der  richter- 
lichen Gewalt  liegt  femer  in  der  Gerichtsbarkeit  der  ersten 
Kammer,  eines  Organs,  das  für  die  Konstitution  von  1791 
mit  ihrem  Einkammersystem  nicht  in  Frage  kommt. 

Ist  dem  König  nach  der  Verfassung  von  1791  jegliche 
materielle  Ausübung  richterlicher  Funktionen  versagt,  so 
gewährt  die  Charte  dem  König  das  Recht  der  Begnadigung 
und  Strafmilderung. 

Während  nach  der  Konstitution  von  1791  das  Volk 
den  Hauptanteil  an  der  Ausübung  der  richterlichen  Gewalt 
hatte,  hat  ihn  nach  der  Charte  der  König;  denn  er  ist  deren 

10 
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fast  alleinigerln  haber.  Doch  ist  hier  ein  Mißbrauch  der 
rieht erhchen  GewaK  durch  die  am  Schluß  der  Charte  auf- 
gezählten Zugeständnisse  an  das  Volk  verhindert. 

Schluss. 

Überblicken  wir  zum  Schluß  das  Ergebnis  unsrer 
Untersuchung : 

Inhaber  der  richterlichen  Gewalt  ist  zunächst  das  Volk ; 
gilt  diese  Tatsache  für  die  republikanischen  Verfassungen 
von  1793  und  1795  als  selbstverständlich,  so  zeigt  doch  auch 
die  monarchische  Konstitution  von  1791,  daß  die  Rechts- 
pflege ganz  im  Sinne  Montesquieus  durch  Volksrichter  aus- 
geübt wird.  Mit  der  Errichtung  des  Konsulats  macht  sich 
eine  Kompetenzverschiebung  zugunsten  des  Exekutivorgans, 
insbesondere  des  ersten  Konsuls  bemerkbar,  die  sich  nach 
Begründung  des  Kaisertums  wesentlich  steigei"t.  Beeinflußt 
von  dem  absolutistischen  Charakter  der  napoleonischen  Kon- 
stitution sind  die  Verfassungen  der  vier  Rheinbundstaaten. 

Nach  dem  Sturze  Napoleons  gelingt  es  der  zurück- 
gekehrten Dynastie  Bourbon  bald  wieder,  die  Staatsgewalt 
wesentlich  in.  der  Person  des  Monarchen  zu  konzentrieren. 

Ist  so  auch  der  Monarch  fast  ausschließlicher  Inhaber 
der  richterlichen  Gewalt,  so  wird  doch  einem  Mißbrauch 
dieser  Gewalt  durch  die  Bestimmungen  über  die  Unabhängig- 
keit der  Richter,  Unabsetzbarkeit  der  Richter,  Zuweisung 
des  Angeklagten  an  den  zuständigen  Richter,  Abschaffung 
der  Strafe  der  Güterkonfiskation,  gesetzliche  Regelung  der 
Gerichtsorganisation,  Öffentlichkeit  der  Verhandlungen,  Ver- 
bot an  den  Monarchen,  Untersuchungen  zu  hemmen,  Aufnahme 
der  Entscheidungen  in  die  Endurteile  und  durch  die  Ge- 
schworenengerichte vorgebeugt. 

Und  so  wird  in.  anderer  Weise  doch  wesentlich  erreicht, 
was  Montesquieu  wollte:  Die  Unabhängigkeit  der  Recht- 
sprechung. 
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Lebenslaaf. 


Ich,  Traugott,  Viktor,  Erich  Wuthe,  evangeUschen  Be- 
kenntnisses, preußischer  Staatsangehörigkeit,  bin  am  23.  Mai  1881 
als  Sohn  des  Lehrers  Ewald  Wuthe  und  seiner  Ehefrau  Emilie, 
geb.  Trebbin,  in  Golzow  (Kreis  Angermünde)  geboren.  Vom  6.  bis 
12.  Lebensjahre  besuchte  ich  die  Volksschule  meiner  Heimat,  trat 
dann  in  die  Quinta  des  Gymnasiums  zu  Eberswalde  ein,  das  ich 
Ostern  1898  mit  dem  Einjährigen-Zeugnis  verließ.  Von  1898  —  99 
besuchte  ich  die  Präparandenanstalt  zu  Joachimsthal  und  von  1899  — 
1902  das  Seminar  zu  Prenzlau.  Ostern  1902  bestand  ich  die  erste, 
zwei  Jahre  später  die  zweite  Lehrerprüfung.  Von  Ostern  1902  bis 
Michaelis  1904  war  ich  Lehrer  in  Frankenfelde  (Kreis  Oberbarmin). 
Oktober  1904—  1905  genügte  ich  meiner  Militärpflicht.  Von  Michaelis 
1905  bis  Michaelis  1911  war  ich  Lehrer  in  Berlin.  Seitdem  gab  ich, 
nachdem  ich  Ostern  1909  am  Königlichen  Luisen- Gymnasium  zu 
Berlin  das  Zeugnis  der  Reife  erworben  hatte,  und  studienhalber  zuerst 
teilweise,  zuletzt  gänzlich  von  der  Unterrichtserteilung  befreit  war, 
meinen  Beruf  auf.  Von  Ostern  1909  bis  Michaelis  1911  studierte  ich 
an  der  Universität  Berlin,  von  Michaelis  1911  bis  Ostern  1913  an  der 
Universität  Greifswald  Geschichte,  Germanistik,  Religion  und 
Philosophie. 

Meine  akademischen  Lehrer  während  dieser  Zeit  waren: 
in  Berlin:  Baesecke,  Delbrück,  Harnack,  Herrmann,  Hintze,  R.  M. 
Meyer,  Münsterberg,  Krabbo,  Lasson,  No;;den,  Riehl,  Roethe, 
Schäfer,  Schiemann,  Erich  Schmidt  f,  Richard  Schmitt,  See- 
berg, Simmel,  Simons,  Spranger,  v.  Sommerfeld,  Stumpf, 
Thomas,  v.  Wilamowitz-Moellendorff,  Zimmermann; 
in  Greifswald:  Bernheim,  Ehrismann,  Haußleiter,  Heller,  Hosius, 
Hubrich,  Otto,  Procksch,  Rehmke,  Schmekel,  Schwarz,  Stange 
Ulmann. 

Allen  meinen  Lehrern  sage  ich  meinen  ehrerbietigsten  Dank, 
insbesondere  Herrn  Geheimen  Regierungsrat  Professor  Dr.  Bernheim, 
der  mich  zu  vorliegender  Arbeit  anregte  und  mich  jederzeit  in  überaus 
freundlicher  Weise  mit  seinem  Rat  unterstützte. 


